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Tschechei um 1943. Autor unbekannt. Gruppe von Gefangenen 
unter SS-Bewachung am Weg zur Arbeit,
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Frauen in der Rüstungsindustrie 1944
(Quelle: Bundesarchiv, Bild 146-1981-053-22A / CC-BY-SA 3.0, CC BY-SA 3.0 de, https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=5483085)

Vorwort und Dank
ZwangsarbeiterInnen als eine der größten Opfergruppen des Nationalsozialismus finden lange Zeit in der geschichtlichen Wahr-
nehmung keine Beachtung. Erst in den 1990er Jahren - mehr als 50 Jahre nach Ende des Zweiten Weltkrieges - wird das Thema 
der Zwangsarbeit im Zweiten Weltkrieg in Deutschland und dann auch in Österreich aufgegriffen. Es werden nun noch lebende 
Zeitzeugen befragt. Es wird auf die verschiedenen Zwangsarbeitergruppen aufmerksam gemacht.
In vielen Gemeinden des Burgenlandes und auch in Mattersburg werden eine große Anzahl von ZwangsarbeiterInnen beschäftigt. 
Sie kommen vor allem aus der Sowjetunion und Frankreich. In Mattersburg befinden sich drei Kriegsgefangenenlager. Ausländische 
Zivilarbeiter arbeiten vor allem in landwirtschaftlichen Betrieben.
Der Verfasser dieser Broschüre bedankt sich für Übersetzungen des französischen Textes bei Maga. Eva Laml. Dank auch an die 
Frau Strobl, die das Gespräch mit Irmgard Grafl ermöglicht hat. Ing. Docekal und Wolfgang Steiger konnten über die Lage und 
Situation der Lager in Mattersburg Licht in das Vergessene bringen. 
Der Museums- und Kulturverein Kaisersteinbruch hat Fotos und Informationen über das Lager Stalag XVII A zur Verfügung 
gestellt. Insbesondere bedanken wir uns bei Frau Ava Pelnöcker.
Leider gibt es noch wenig Infomaterial über die Zwangsarbeit in Mattersburg. Wir hoffen, mit dieser Broschüre einen Anstoß zu 

geben, mehr über diese vergessene Zeit zu erfahren.
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Merkmale der Zwangsarbeit
•  Arbeit nichtdeutscher Arbeitskräfte in Deutschland
•  Zwangsregistrierung beim Arbeitsamt
•  Arbeitsplatz ist Voraussetzung für den Erhalt von 

Lebensmittelkarten
•  Arbeit von Häftlingen in unterschiedlichen Lagern 

in den besetzten Gebieten
•  Anwendung oder Androhung von körperlicher 

Gewalt bei der Rekrutierung
•  Zwang zur Arbeit durch Hunger und Massenterror
•  Unterbringung in kasernenartigen Unterkünften
•  Bewachung während der Arbeit
•  Beschlagnahme von Lebensmittel
•  Reglementierung des Wohnortes
•  Niedrige Löhne im Verhältnis zu den Kosten der 

Lebenshaltung wie Lebensmittel und Bekleidung
Langsames Arbeiten und fehlende Arbeitsdisziplin 
führen zur Unterbringung in einem Arbeitserzie-
hungslager oder zur Zwangsarbeit in einem Konzen-
trationslager. Auf Sabotage oder Flucht erfolgt oftmals 
die Todesstrafe. 

Einteilung der ZwangsarbeiterInnen
Ausländische ZivilarbeiterInnen

ZivilarbeiterInnen kommen anfangs freiwillig und später unter Zwang 
und Gewaltanwendung in das Deutsche Reich. Sie werden aber auch zur 
Arbeit in ihrer Heimat oder in einem der besetzten Länder gezwungen. 
Die ZivilarbeiterInnen werden nach rassenideologischen Vorstellungen 
eingestuft. Dies bedeutet für die niedrig eingestuften ZwangsarbeiterIn-
nen geringere Löhne, schlechtere Verpflegung und Quartiere. Auf der 
untersten Stufe werden „Ostarbeiter“ geführt.

Kriegsgefangene
Um die Gefahr von Aufständen und Unruhen zu verringern, werden 
Kriegsgefangene erst nach einiger Zeit zur Schwerarbeit herangezogen. 
Formal unterliegen sie dem Schutz der Genfer Konvention. Auch besteht 
die Furcht vor der Auswirkung auf einer reziproken Behandlung der 
eigenen, deutschen Kriegsgefangenen. Durch die zwangsweise Statusän-
derung von Kriegsgefangenen in Zivilarbeiter werden diese Probleme 
umgangen. So können sie entgegen der Genfer Konvention nun auch in 
der Rüstungsindustrie arbeiten.

Häftlinge (Sklavenarbeiter)
Die Häftlinge unterliegen keinem rechtlichen Schutz. Diese Gruppe 
kommt aus Konzentrations- und Arbeitserziehungslagern in Deutsch-
land. In den eroberten Gebieten kommen dazu noch Ghettobewohner 
und Häftlinge jüdischer Arbeitslager. Die Häftlinge in den Konzentra-
tionslagern leisten Zwangsarbeit unter erschwerten Bedingungen und 
ohne Möglichkeit zur Verbesserung der eigenen Lage.

Organisation Todt (OT)
Die Organisation Todt als paramilitärische Bautruppe stellt eine Verbindung zwischen priva-
ten Wirtschaftsunternehmen in den einzelnen Ländern und der staatlichen Zielsetzung der 
nationalsozialistischen Herrschaft her. Sie wird 1938 für den Bau des Westwalls gegründet und 
von Fritz Todt geführt. Nach seinem Tod 1942 übernimmt Albert Speer die Führung der OT.
Arbeitsbedingungen wie Löhne, Verpflegung und Sozialversicherung werden durch die 
OT-Zentrale und die Militärverwaltung vorgegeben. Aber auch die privaten Unternehmer 
haben Möglichkeiten, die Arbeitsbedingungen zu ändern, da die OT aus Personalknappheit 
kaum die Möglichkeit hat, die Kontrolle der Arbeitsbedingungen vornehmen zu können. 
Die Auslegung der Vorschrif-
ten liegen außerdem im Ermes-
sen der Privatunternehmer. 
Die Bewachung der Baustellen 
und Arbeitslager werden vom 
OT-Schutzkorps, deutscher und 
lokaler Polizei durchgeführt. Die 
deutschen Unternehmer bringen 
zumeist nur Leitungspersonal zu 
den Bauvorhaben in den besetz-
ten Gebieten. Die Organisation 
Todt stellt die Arbeitskräfte.
Im Laufe des Krieges kommt 
es aus mangelndem deutschen 
Personal zu einer Personalunion 
zwischen der deutschen bzw. 
lokaler Firmenleitung und den 
Funktionen der OT. Die staatli-
chen und privatwirtschaftlichen 
Organisationsstrukturen greifen 

ineinander.

Zwangsarbeit - seine Formen und Ausprägungen
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Militärische Aufrüstung erfordert Arbeitskräfte
Einsatz von Kriegsgefangenen im Ersten Weltkrieg

Schon während des Ersten Weltkrieges werden Kriegsgefangene 
in der Industrie und Landwirtschaft eingesetzt. Ausländischen 
Arbeitskräften wird die Rückkehr in ihre Heimat untersagt. 
Es kommt zu Zwangsrekrutierungen in den besetzten Gebie-
ten. Mitte 1918 beschäftigt die deutsche Wirtschaft rund eine 
Million Ausländer und eine Million Kriegsgefangene. Dies 
erfolgt im Gegensatz zur Haager Landkriegsordnung von 1899, 
die Zwangsarbeitseinsatz von Zivilpersonen aus den eroberten 
Gebieten verbietet. Im Friedensvertrag von Versailles wird eine 
Entschädigung französischer und belgischer ZwangsarbeiterIn-
nen festgelegt.

Reduktion der Ausländerbeschäftigung ab 1922
Nach dem Ersten Weltkrieg wird wegen des großen Arbeits-
kräfteangebotes, das durch die Rückkehr der Soldaten verur-
sacht wird, die Ausländerbeschäftigung reduziert. Sie sinkt in 
Deutschland von 293.000 im Jahre 1921 auf 108.000 im Jahre 
1932.

1933 beginnt die militärische Aufrüstung
1933 nach der Machtübernahme durch die nationalsozialis-
tische Regierung setzt die Aufrüstung in Deutschland ein. 
Die Expansion der Rüstungsindustrie erfordert eine steigende 
Anzahl an Arbeitskräften. 1934 werden in Deutschland bereits 
rund 176.000 ausländische Arbeitskräfte beschäftigt. Die Saiso-
narbeiterInnen dürfen aber nur vom 15.Feber bis 15.Dezember 
in Deutschland bleiben, damit keine dauerhafte Ansiedlung 
erfolgt. Um die Kosten der Aufrüstung zu reduzieren, werden 
die Arbeitsbedingungen verschlechtert. Es wird ein Lohnstopp 
verfügt, die Gewerkschaften werden aufgelöst und in die Deut-
sche Arbeitsfront DAF integriert.

Anwerbung in Italien, Polen und Niederlande
Ab 1936 werden für die Landwirtschaft Arbeitskräfte durch 
zwischenstaatliche Verträge mit Italien, Polen und den Nieder-
landen angeworben. Im März 1938 arbeiten bereits rund 
380.000 ausländische Arbeitskräfte im Deutschen Reich.

Bilaterale Abkommen mit Ungarn und Rumänien
Zur Deckung der notwendigen wirtschaftlichen Ressourcen 
werden bilaterale Abkommen mit südosteuropäischen Staaten 
geschlossen. Dabei sind günstigere Konditionen als mit anderen 
Industriestaaten zu erzielen. So werden aus Ungarn Lebensmit-
tel und Rüstungsgüter, aus Rumänien Erdöl importiert. 40% bis 
50% des Exportes dieser südosteuropäischen Länder geht nach 
Deutschland. Dies greift dem Konzept eines Lebensraumes für 
das Deutsche Reich im Osten vor. 

Steigender Arbeitskräftemangel ab 1938
1938 werden für den Bau des Westwalls über 400.000 Arbeits-
kräfte benötigt. Arisierung, Ausschaltung und Vertreibung der 
jüdischen Bevölkerung bedeutet Verlust an Arbeitskräften und 
gleichzeitig erfordert der erweiterte Aufbau einer Rüstungsin-
dustrie immer mehr Arbeitskräfte. Der Kriegsbeginn führt zur 
Einberufung von rund 3.4 Millionen Männern zum Kriegs-
dienst, die nun als Beschäftigte in der Produktion fehlen.

Kurzfristige Abhilfe durch Annektierungen
Die Eingliederung Österreichs in das Deutsche Reich schafft 
ein kurze Erleichterung für den Arbeitskräftebedarf, da von den 
österreichischen Arbeitslosen rund 100.000 in das Deutsche 
Reich verpflichtet werden. Auch die Annektierung des Sudeten-
landes und die Besetzung der Tschechei erlauben den Zugriff 

auf Arbeitskräfte. Viele Personen migrieren zur Arbeit in das 
Deutsche Reich.

Verschärfte gesetzliche Maßnahmen
Es werden Aktionen gegen „Asoziale“ und „Arbeitsscheue“ 
durchgeführt. Die durchschnittliche Arbeitswoche wird auf 49 
Stunden erhöht. Zur weiteren Beschaffung von Arbeitskräften 
werden im Sommer 1938 Justizgefangene zur Arbeit herange-
zogen. Ende 1938 werden arbeitslose Juden zum Arbeitsdienst 
verpflichtet. Im Feber 1939 wird eine Dienstverpflichtung 
auf unbestimmte Zeit eingeführt. Im März 1939 erfolgt die 
Eingliederung der Landesarbeitsämter und Arbeitsämter in das 
Reichsarbeitsministerium, um so besseren Zugriff auf die Steu-
erung der Arbeitskräfte zu haben. Im September 1939 wird der 
Arbeitsplatzwechsel beschränkt. Einstellungen und Kündigun-
gen können nur mit Zustimmung des Arbeitsamtes erfolgen. 
Das Versicherungsprinzip der Arbeitslosenunterstützung wird 
abgeschafft. 1943 wird die generelle Verpflichtung der Frauen 
zum Arbeitseinsatz eingeführt.

Kriegsbeginn erfordert mehr Arbeitskräfte
Erst der Angriff auf Polen im September 1939 erfordert die 
Einberufung von Arbeitskräften aus den Betrieben. Die Vorbe-
reitung des Russlandfeldzugs ab Sommer 1940 benötigt immer 
mehr ZwangsarbeiterInnen für die Rüstungsproduktion. Es 
zeigt sich bald, dass zur Aufrechterhaltung der Rüstungsproduk-
tion allein durch freiwillige ausländische Arbeiter und polni-
sche Kriegsgefangene der Arbeitskräftebedarf nicht gedeckt 
werden kann. Aus den angegliederten polnischen Gebieten 
werden Arbeitskräfte mittels Zwangsmaßnahmen verpflichtet. 
Es werden ganze Geburtsjahrgänge eingezogen. Auch durch 
Razzien wird versucht, die vorgegebenen Arbeitskraftquoten zu 
erreichen.

Arbeitskräfte als Kriegsbeute
Durch die militärische Eroberung von Frankreich und Polen 
kann nun auf diese Bevölkerung zugegriffen werden. So werden 
ab 1939 Kriegsgefangene aus Belgien, Frankreich, Polen und 
Jugoslawien eingesetzt. Im Mai 1941 werden bereits Richtli-
nien für die Beschäftigung von sowjetischen Kriegsgefangenen 
ausgearbeitet. Nach dem Angriff auf die Sowjetunion werden 
Arbeitskräfte in den Vierjahresplan eingerechnet: 400.000 für 
die Landwirtschaft, 80.000 für die Bauwirtschaft, 10.000 für den 
Bergbau und 70.000 für die Rüstungsindustrie.
Kriegsgefangene aus Frankreich, England, Polen, Sowjetunion 
und andere werden als Arbeitskräfte verwendet. 1944 sind rund 
2 Millionen Kriegsgefangene in Deutschland beschäftigt. Dazu 
kommen noch 500.000 italienische Soldaten. Die Arbeitsver-
mittlung der Kriegsgefangenen in den STALAG (Stammlager 
der Kriegsgefangenen) erfolgt durch das Arbeitsamt. 
Einrichtung von Arbeitsbehörden 
Die Arbeitsbehörden sind Teil der Zivil- oder Militärverwal-
tung. Ihre Hauptaufgabe besteht in der Zuteilung zum lokalen 
Arbeitseinsatz und in der Rekrutierung für den Reichseinsatz. 
Durch Wehrmacht und Ordnungspolizei werden diese Rekru-
tierungen unterstützt. Die Versprechungen der Werbeaktionen 
wie guter Lohn, angemessene Ernährung und Überweisung 
von Lohnersparnissen führen anfangs zu freiwilligen Meldun-
gen. Durch die Information über Nichteinhaltung der Verträge 
sinken die freiwilligen Meldungen. Es folgen dann zwangsweise 
Rekrutierungen, die den Widerstand zur Arbeitsaufnahme 
verstärken.
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Polnische Arbeitskräfte werden diskriminiert
Vor allem die polnischen ZwangsarbeiterInnen leiden unter 
schlechter Ernährung, mangelnder medizinischer und hygi-
enischer Versorgung. Diffamierungen und Misshandlungen 
seitens ihrer deutschen Kollegen und Vorgesetzten sind an der 
Tagesordnung. Die mangelhafte Ernährung setzt die Arbeits-
leistung herab. Viele verlassen das Lager, um Nahrungsmittel zu 
erwerben. Falls sie ergriffen werden, werden sie in Arbeitserzie-
hungs- oder Konzentrationslager gebracht. 
Im März 1940 ergeht ein Erlass des Reichsführers SS Hein-
rich Himmler, die polnischen Arbeitskräfte außerhalb der für 
Deutsche geltenden Rechtsordnung zu stellen. Die polnischen 
Arbeiter müssen auf der rechten Brustseite ein aufgenähtes „P“ 
tragen, damit sie als polnische Arbeiter für jedermann erkenn-
bar sind. Sie dürfen ihren Aufenthaltsort nicht verlassen, der 
Besuch von Veranstaltungen und Gasthäusern wird untersagt 
und Liebesbeziehungen mit Deutschen sind unter Todesstrafe 
verboten. Für polnische ArbeiterInnen ruhen ab 1943 die Fami-
lienheimfahrt und der Urlaubsanspruch.

Anwerbestellen in befreundeten Staaten
In befreundeten Staaten wie Bulgarien, Rumänien, Kroatien, 
Albanien, Italien, Slowakei und Ungarn werden Anwerbestellen 
eröffnet. Die Arbeitskräfte werden mit Deutschen gleichgestellt 
und die Vorteile der Arbeit im Deutschen Reich angepriesen. 

Arbeitskräfte aus besetzten Gebieten
In den militärisch besetzten Gebieten wie dem Protektorat 
Böhmen und Mähren, Polen, Frankreich, Belgien, Niederlande, 
Luxemburg, Norwegen, Dänemark, Serbien und Sowjetunion 
werden Arbeitskräfte als zivile ZwangsarbeiterInnen dienst-
verpflichtet. 1944 sind rund 5 Millionen zivile Zwangsarbei-
terInnen in Deutschland tätig. Kriegswichtige Industrien und 
Bergbau in Drittstaaten erhalten Arbeitskräfte zur Aufrechter-
haltung und Ausweitung der Produktion.

Arbeitskräfte in den besetzen Gebieten
In den besetzten Gebieten müssen lokale Arbeitskräfte die 
Behörden und die Wirtschaft in Gang halten. Hier gibt es den 
Widerspruch zwischen der Anwerbung für die Beschäftigung in 
Deutschland und dem Bedarf an Arbeitskräften in den lokalen 
Betrieben. In den Ostgebieten werden Überlegungen ange-
stellt, die Produktionen stillzulegen oder deutsche Firmen 
mit der Übernahme der Produktion zu beauftragen. 

KZ-Häftlinge als Sklavenarbeiter
KZ-Häftlinge werden vorerst nicht als Arbeitskräfte ange-
sehen. Der Arbeitseinsatz in den Steinbrüchen wird als 
Strafe verstanden. Erst 1942 werden im größeren Ausmaß 
KZ-Häftlinge in der Rüstungsproduktion eingesetzt. Ende 
1944 arbeiten rund 480.000 KZ-Häftlinge bei der Organi-
sation Todt und in Privatbetrieben.

Europäische Juden als Arbeitskräfte
Gegenüber den Juden wird der Arbeitseinsatz als ein 
Element der Diskriminierung gesehen. Die europäischen 
Juden arbeiten um 1942 vor allem in den polnischen Ghet-
tos, KZ- und Zwangsarbeitslagern. Ab 1944 werden sie 

auch in Deutschland eingesetzt. Der Widerspruch zwischen der 
benötigten Arbeitskraft und dem ideologischen Ziel der Ermor-
dung verschärft sich.

Zwangsmaßnahmen zur Rekrutierung
Das Scheitern der Blitzkriege gegen die Sowjetunion und Afrika 
erfordert eine erweiterte Rüstungsproduktion. Die Anwerbung 
von Freiwilligen in den besetzten Gebieten scheitert, sodass 
Gewalt zur Aushebung von Arbeitskräften angewendet werden 
muss, um die vorgesehenen Quoten zu erreichen. Es werden 
Verschärfungen der Strafbestimmungen beschlossen: Geldstra-
fen, Gefängnis oder Zuchthaus, Einweisung in Arbeitserzie-
hungslager oder Konzentrationslager. Alle Ausländer erhalten 
nun eine Arbeitskarte.

Umschichtung und Rationalisierung
Durch Auskämm- und Stilllegungsaktionen bei kriegsun-
wichtigen Produktionsbetrieben kann deren Personal in die 
Rüstungsproduktion umgeschichtet werden. Auch die Rati-
onalisierung durch Vereinheitlichung der Rüstungsprodukte 
ermöglicht es, die Produktion so zu steigern. So  werden 1944 
die größte Anzahl an Rüstungsgütern in Deutschland erzeugt.

Frauen in der Rüstungsindustrie und Wehrmacht
Jugendliche werden zu Land- und Ernteeinsätzen und haus-
wirtschaftlichen Diensten herangezogen. Mit Kriegsbeginn 
werden BDM Mädchen auch zu „Osteinsätzen“ verpflichtet. 
Sie sollen die leerstehenden Häuser in Polen für volksdeutsche 
Siedler vorbereiten. Sie sind im Reichsarbeitsdienst der weibli-
chen Jugend (RADwJ) organisiert. Im RAD wird für den Dienst 
an der „Volksgemeinschaft“ geworben. Für den Arbeitsdienst 
erhalten die Mädchen nur Taschengeld. Nach der Arbeit im 
RAD werden sie in den KHD (Kriegshilfedienst) verpflichtet, 
wo sie nun in Rüstungsbetrieben, bei der Wehrmacht oder 
in Verkehrsarbeiten für 6 Monate verpflichtet werden. Die 
Arbeitszeit beträgt 51 Stunden in der Woche. Ab Herbst 1943 
werden die Mädchen und Frauen immer mehr zu militärischen 
Diensten wie Nachrichten-, Luftwaffen-, Schwestern- oder 
Flakhelferinnen herangezogen. Im Feber 1945 werden „Frauen-
bataillons“ aufgestellt.

Uniformierte ausländische Hilfskräfte 
Der steigende Bedarf an Arbeitskräften erfordert auch für die militä-
rischen Aufgaben eine Rekrutierung von ausländischen Arbeitskräf-
ten. Es werden dazu Organisationen gegründet bzw. verwendet. Dies 
ermöglicht auch ausländische Beschäftigte für militärische Dienst-
leistungen einzustellen.

Legion Speer
Die paramilitärische Legion Speer wird im September 1942 gegrün-
det, die ausländischen Arbeitskräfte für militärische Transport-
dienste zur Verfügung stellt. Den größten Anteil stellen russische 
Kriegsgefangene und ZwangsarbeiterInnen. 

Technische Nothilfe (TN)
Die Einheiten der TN müssen die Bombenschäden in den deutschen 
Städten beseitigen.

Hilfswillige (Hiwi)
Die Hilfswilligen werden von der Wehrmacht nach dem Einmarsch 
in die Sowjetunion für die Errichtung von militärischen Anlagen 
beschäftigt. Sie rekrutieren sich aus der Bevölkerung und russischen 
Kriegsgefangenen, die den Gefangenenlagern entrinnen wollen. Im 
weiteren Verlauf des Krieges werden sie auch zu militärischen Besat-

zungsaufgaben herangezogen.
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Dimensionen der Zwangsarbeit
Während des Zweiten Weltkriegs arbeiten in Deutschland insgesamt rund 13 Millionen ausländische Arbeitskräfte. Die Aufschlüs-
selung nach Art der Zwangsarbeit zeigt folgendes Bild: 8,4 Millionen Zivilarbeiter, 4,1 Millionen Kriegsgefangene und 1,7 Millionen 
KZ-Häftlinge und „Arbeitsjuden“. Die Gesamtanzahl ist durch den jeweiligen Statuswechsel der Zwangsarbeiter (Kriegsgefangener 
wird Zivilarbeiter oder Zivilarbeiter wird Häftling) höher. Die ZwangsarbeiterInnen arbeiten in allen Bereichen des Wirtschafts-
lebens. Vor allem sind sie in der Landwirtschaft und in der (Rüstungs-)Industrie beschäftigt. Sie finden sich aber auch im Hand-
werksbetrieb, im Privathaushalt, in der staatlichen Verwaltung und kommunalen Betrieben. Die Arbeitgeber sind vor allem große 
Unternehmen, die Betriebe der SS, die Organisation Todt, Landwirte und kinderreiche Familien. Durch Flucht, Tod, Rückkehr oder 
Einsatz in einem anderen Land bleiben letztendlich rund 7,5 Millionen Arbeitskräfte übrig. 
Die Arbeitsämter vermitteln die ZwangsarbeiterInnen. Die Erfordernisse und Zahl der ZwangsarbeiterInnen werden durch den 
Vierjahresplan von Hermann Göring, dem Reichsarbeitsminister (Franz Seldte) und ab 1942 durch den Generalbeauftragten für 
den Arbeitseinsatz (GBA) Fritz Sauckel festgestellt.
Die ideologischen Vorstellungen vom slawisch-bolschewistischen „Untermenschen“ und eines „judenreinen“ Deutschlands werden 
durch die wirtschaftlichen Erfordernisse öfters hintangestellt. So wird im Dezember 1941die Direktive 39 erlassen, wonach der 
Arbeitsplatz von deutschen Arbeitern, die zur Wehrmacht eingezogen wurden, durch Kriegsgefangene ersetzt werden soll. So 
kommen ab 1941 die Ostarbeiter zum Einsatz und jüdische KZ-Häftlinge arbeiten ab 1944 im größeren Ausmaß in den Betrieben 

mit.

Ausländische ZwangsarbeiterInnen nach Herkunft im Deutschen Reich
Herkunftsland ZwangsarbeiterInnen Periode 1939 bis 1945 ZwangsarbeiterInnen per September1944

  Gesamt Zivil Kriegsgefangene Gesamt Zivil Kriegsgefangene

Sowjetbürger 4.725.000 2.775.000 1.950.000 2.758.312 2.126.753 631.559

Polen 1.900.000 1.600.000 300.000 1.688.080 1.659.764 28.316

Franzosen 2.335.000 1.050.000 1.285.000 1.254.749 654.782 599.967

Italiener 1.455.000 960.000 495.000 585.337 158.099 427.238

Belgier 440.000 375.000 65.000 253.648 203.262 50.386

Niederländer 475.000 475.000 – 270.304 270.304 –

Tschechen 355.000 355.000 – 280.273 280.273 –

Serben 210.000  37.607 37.607 89.359

Kroaten 100.000 100.000 – 60.153 60.153 –

Slowaken 100.000 100.000 – 37.607 37.607 –

Dänen 80.000 80.000 – 15.970 15.970 –

Balten 75.000 75.000 – 44.799 44.799 –

Ungarn 45.000 45.000 – 24.263 24.263 –

Sonstige 440.000 440.000 – 213.340 199.437 13.903

GESAMT 12.735.000 8.430.000 4.095.000 7.524.451 5.773.073 1.840.728

Anteil der ausländischen Arbeitskräfte 
Der Anteil der ausländischen Arbeitskräfte an der Gesamtbeschäftigung am 30.September 1944 beträgt rund 25%. Die Zuordnung 
einer Person als Ausländer ist manchmal ungenau, da durch Grenzverschiebungen und Eingliederung von Gebieten in das Deut-
sche Reich eine Person unterschiedlich zugeordnet wird. Aus der Tabelle ist klar ersichtlich, dass im Wehrdienst stehende deutsche 

Männer laufend durch ausländische Arbeitskräfte ersetzt werden.

Beschäftigte im Deutschen Reich nach Arbeitskategorien in Millionen

Jahr Deutsche Männer Deutsche Frauen Ausländische 
Zivilarbeiter 

Kriegsgefangene KZ und andere 
Häftlinge 

Arbeitskräfte 
Gesamt

Mai 1939 24,5 14,6 0,3 – – 39,4 

Mai 1940 19,7 13,7 2,6 – – 36,0 

Mai 1941 18,3 13,4 2,9 1,4 – 36,0 

Mai 1942 16,2 13,7 4,0 1,5 – 35,4 

Mai 1943 14,8 14,1 6,1 1,6 – 36,6 

Mai 1944 13,5 14,1 7,0 1,9 – 36,5 

September 1944 12,8 14,2 7,4 1,5 0,5 36,4 

aus https://de.wikipedia.org/wiki/Kriegswirtschaft_im_Zweiten_Weltkrieg
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Arbeitsverwaltung im Deutschen Reich
Um 1890 entstehen in Deutschland erste unentgeltliche 
Arbeitsvermittlungsbüros. Im Ersten Weltkrieg führt der 
Mangel an Arbeitskräften zur staatlichen Übernahme der 
Arbeitsvermittlung. Diese Arbeitsvermittlungen dienen vor 
allem dem militärischen Einsatz.
Nach dem Ersten Weltkrieg hat die Arbeitsverwaltung die 
Aufgabe, die Ausländerbeschäftigung zu reduzieren. Dafür 
entsteht der Begriff der Arbeitserlaubnis, der die Auslän-
derbeschäftigung reguliert.
1927 wird in Deutschland die Reichsanstalt für Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversicherung (RAfAuA) als 
selbstverwaltete Organisation gegründet. Sie übernimmt 
nun sowohl die Aufgaben einer Arbeitsvermittlung wie 
auch einer Arbeitslosenversicherung. Die privaten Stellen-
vermittler stellen ihre Arbeit ein. Gegen die Reichsanstalt, 
einer Errungenschaft der Sozialdemokratie, agitieren die 
Nationalsozialisten unter dem Schlagwort „Bonzenwirt-
schaft“. 
Nach der Machtübernahme durch die Nationalsozialisten 
in Deutschland wird die Selbstverwaltung der Arbeitsver-
mittlung beendet. 1935 erhalten alle Arbeitnehmer bzw. 
Erwerbstätigen ein vom Arbeitsamt ausgestelltes Arbeits-
buch. Dies ermöglicht die Erfassung der Arbeitskräfte. Die 
Reichsanstalt wird nach dem Führerprinzip neu organisiert 
und 1938 in das Arbeitsministerium eingegliedert. 

Arbeitsverwaltung in Österreich
In den 1880er Jahren entstehen auch in Österreich Stellenvermitt-
lungseinrichtungen. Sie sind gewerblich organisiert oder werden 
von den Gewerbegenossenschaften oder Gewerkschaften geführt. 
1898 wird in der Gemeinde Wien ein kommunales Arbeitsver-
mittlungsamt errichtet. 1917 wird eine Verordnung zur Regelung 
der Arbeitsvermittlung erlassen. Arbeitsvermittlung wird damit 
zur Kernaufgabe der Arbeitsmarktverwaltung. Ab 1918 wird die 
behördliche Struktur der Arbeitsmarktverwaltung paritätisch 
(Arbeitgeber und Arbeitnehmer) besetzt. Neben der Aufgabe der 
Arbeitsvermittlung spielt auch die Arbeitslosenunterstützung eine 
wichtige Rolle. Für den Erhalt einer Arbeitslosenunterstützung 
muss ein Arbeitsbuch beigebracht werden. In den 1920er Jahren 
erfolgt eine Arbeitsmarktharmonisierung mit dem Deutschen 
Reich. Mit dem Inlandsarbeiterschutzgesetz werden Diskriminie-
rungen gegenüber nichtdeutschen Ausländern eingeführt. 
Mit der Machtübernahme des Austrofaschismus übernimmt der 
Minister für soziale Verwaltung die Leitung der Arbeitsmarktver-
waltung. Es wird ein Arbeitsförderungsgesetz erlassen, wodurch 
eine Prämie für Erhöhung des Beschäftigungsstandes für Betriebe 
gewährt wird. Die Arbeitslosenunterstützung wird dagegen, 
genauso wie die Sozialversicherung insgesamt, drastisch gekürzt. 
Die Regierung betreibt aber kaum eine aktive Arbeitsmarktpolitik. 
Die gesetzten Maßnahmen dienen vor allem der Disziplinierung 
der Arbeitssuchenden.
Nach dem Anschluss an das Deutsche Reich wird von der Reichs-
anstalt eine Zweigstelle Österreich in Wien errichtet. 1940 wird 
diese Zweigstelle in vier Landesarbeitsämter Graz, Innsbruck, Linz 
und Wien überführt.

Arbeitsverwaltung organisiert 
die Zwangsarbeit

Arbeitseinsatz statt Arbeitsvermittlung
Die Arbeitsvermittlung wird nun vom Arbeitseinsatz 
abgelöst. Der Einsatz der Arbeitskräfte erfolgt nach den 
Notwendigkeiten des Staates. Einberufungen zur Wehr-
macht, Abwanderung und Abberufung in das Deutsche 
Reich führen zu einem Mangel an Arbeitskräften. 1938 
wird die Dienstpflicht für Männer eingeführt. Die Dienst-
pflicht wird schon 1938 für den Westwallbau und die 
Einziehung von Arbeitskräften zur Wehrmacht benötigt. 
1939 wird die Verordnung über die Beschränkung des 
Arbeitsplatzwechsels erlassen. 1943 werden auch Frauen 
zum Arbeitseinsatz verpflichtet.

Arbeitseinsatzdienststellen im Ausland
Mit befreundeten Staaten wie Slowakei, Ungarn, Kroatien 
werden Abkommen zur Vermittlung von Arbeitskräften 
geschlossen. Die dort bestehenden Arbeitsverwaltun-
gen wie auch jene im Vichy-Frankreich, Griechenland, 
Protektorat Böhmen und Baltikum besitzen Spielräume 
gegenüber den deutschen Behörden bei der Vermittlung 

von Arbeitskräften in das Deutsche Reich.

Arbeitsamt für Juden
In Wien wird 1939 in der Stolberggasse 42, 5.Bezirk eine 
Kontrollstelle für jüdische Arbeitslose eingerichtet (Ab 1942 
wird hier ein Arbeitslager für russische ZwangsarbeiterIn-
nen installiert). Dieses Arbeitsamt für Juden übersiedelt 
1940 in die Hermanngasse 22, 7.Bezirk. Das eigene Arbeits-
amt für Juden wird damit begründet, dass es Ariern nicht 
zumutbar ist, mit Juden gemeinsam bei einem Amt vorspre-
chen zu müssen.
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Zuweisung von ZwangsarbeiterInnen durch das Arbeitsamt Stuttgart an Daimler Benz 1943. 
(Quelle: commons.wikimedia.org/wiki/File:Mercedes-Benz_forced_labour_allocation_card_9_aug_1943_stuttgart_IMG_4832.JPG)

„Ich mache Sie, meine Arbeitseinsatzmänner, mit 
größtem Ernst darauf aufmerksam: Der Führer erwar-

tet von uns und ich erwarte von Ihnen, daß die Transporte 
rollen. Von jetzt ab wird Ihre Arbeit nur noch gemessen und 
Ihre Bewährung nur noch gesehen an der Zahl der Tausen-
den Arbeiter, die täglich neu ins Reich kommen, denn das 
Reich hat sie notwendig.“ 

(Fritz Sauckel, Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz, in einer 
Rede vor Referenten und Arbeitseinsatz-Stableitern in Paris am 18.3.1944. 

Quelle: Bundesarchiv.de/zwangsarbeit/geschichte/auslaendisch/freiwil-
lige/index.html)

1944 über 9 Millionen ausländische Arbeitskräfte
Gegen Ende des Jahres 1944 befinden sich über 9 Millio-
nen ausländische Arbeitskräfte im Deutschen Reich. Davon 
sind 1,8 Millionen Kriegsgefangene. Den größten Anteil 
machen sowjetische Kriegsgefangene aus, die rund 34% 
aller Kriegsgefangenen stellen.

Generalbevollmächtigter Fritz Sauckel
Im März 1942 wird Fritz Sauckel zum „Generalbevollmäch-
tigten für den Arbeitseinsatz“ ernannt. Diese Behörde soll 
alle Maßnahmen des Arbeitseinsatzes und der Ausländer-
beschäftigung koordinieren und verwalten. Sie versucht, 
dem Mangel an Arbeitskräften auch durch Rekrutierung 
von ausländischen ArbeiterInnen abzuhelfen und mit den 
rassenpolitischen Vorstellungen des Nationalsozialismus zu 
vereinen. Auch der Arbeitseinsatz von Arbeitskräften aus 
Feindstaaten und damit einhergehende sicherheitspolitische 
Bedenken müssen gelöst werden.
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Vernichtungsformen
Der Mord an der jüdischen und sowjetischen Bevölkerung im 
Zweiten Weltkrieg erfolgt nicht nur durch Waffen und Gas. Deren 
Tötung wird auch durch Hunger und Mangelernährung prakti-
ziert. So zielt die Belagerung von Leningrad auf die Vernichtung 
der Bewohner durch Aushungern ab. Viele sowjetische Kriegsge-
fangene werden durch Mangelernährung getötet.
Der Nationalsozialismus zielt daraufhin ab, KZ-Häftlinge, Kriegs-
gefangene und die Bevölkerung in Osteuropa (vor allem in der 
Sowjetunion) durch forcierte Zwangsarbeit zu vernichten. Dies 
wird vor allem durch den fehlenden Arbeitsschutz, geringe Ernäh-
rung und Schwerarbeit erreicht. So sterben von den rund 5 Milli-
onen sowjetischen Kriegsgefangenen an die 3 Millionen durch 
Hunger, Schwerarbeit in Steinbrüchen und Bergwerken, Unfällen 

und Misshandlungen.

Diskriminierung
Die slawischen Völker werden als „rassisch minderwertig“ ange-
sehen. In den von Deutschland besetzten Gebieten Polens und 
der Sowjetunion sind öffentliche Einrichtungen wie Straßenbah-
nen, Züge, Parks den Deutschen - der „arischen Herrenrasse“ - 
vorbehalten. Ebenso wird ihnen der Zugang zu Luftschutzbun-
kern verwehrt.
Die Umsetzung der verordneten diskriminierenden Behandlung 
am Einsatzort geht in der Landwirtschaft langsamer vor sich als 
in der Industrie. Immer wieder gibt es Kritik der Sicherheitsor-
gane: Die deutsche Landbevölkerung habe, beispielsweise durch 
die gemeinsame anstatt getrennte Einnahme der Mahlzeiten, zu 
engen Kontakt zu den Polen und sei ihnen gegenüber zu wohl-
wollend eingestellt, was sich negativ auf die deutsche Volksseele 
auswirke.
In einer vergleichsweise besseren Situation stehen die Angehöri-
gen der so genannten „befreundeten“ Staaten, also der Slowakei, 
Ungarns, Rumäniens, Bulgariens, Albaniens und Italiens bis zu 
seiner Kapitulation im Sommer 1943 und für die im Reich arbei-
tenden Kroaten. Sie haben als in den meisten Fällen freiwillig 
gekommene Arbeiter die Möglichkeit, Deutschland nach Ablauf 
eines Vertragszeitraums zu verlassen. Unter Hinweis auf diese 
Option ist es ihnen möglich, einen gewissen Einfluss auf ihre 
Lebens- und Arbeitsbedingungen zu nehmen, so dass man bei 

ihrem Einsatz nur bedingt von Zwangsarbeit reden kann.

Diskriminierungsskala
Die ZwangsarbeiterInnen werden durch die Gestapo und Reichs-
führer SS 1942 in einer nach Nationen gereihten Skala diskrimi-
niert: 
1. „Germanisches Brudervolk“ (Flamen, Dänen, Norweger, Briten) 
2. Befreundete oder verbündete souveränen Staaten wie Italien, 
Slowaken, Ungarn, Spanien oder Bulgarien
3. Franzosen und Belgier
4. Serben und Griechen
5. Protektoratsangehörige nichtdeutscher Abstammung
6. Balten
7. Weißrussen und Ukrainer
8. Polen
9. Ostarbeiter aus Weißruthenien oder der Ukraine
10. Sowjetbürger, Juden
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Deutschland - ein Staat voller Lager
In den Jahren von 1933 bis 1945 überzieht das nationalsozia-
listische Regime ganz Europa mit einem komplexen System 
an Unrechtsstätten. Neben den Konzentrations- und Vernich-
tungslagern werden unter Bezeichnungen wie „Arbeitserzie-
hungslager“, „Jugendschutzlager“ oder „Polizeihaftlager“ Stät-
ten errichtet, in denen die Lebensbedingungen kaum anders 
als in den Konzentrationslagern sind. Es werden rund 980 KZ, 
30.000 Arbeitslager inklusive der Außenlager, 1150 jüdische 
Ghettos, 1000 Kriegsgefangenenlager und 500 Zwangsbordelle 
gezählt.

Lager der Gestapo, Polizei und Justiz
AEL - Arbeitserziehungslager (Straflager)

Neben der Schutzhaft und der Vorbeugehaft entsteht die 
Arbeitserziehungshaft als ein drittes Element nationalsozialis-
tischer Repressionspolitik. Ab 1940 werden diese Lager von der 
GESTAPO errichtet und dienen der Disziplinierung vor allem 
der ZwangsarbeiterInnen. Es gibt rund 200 dieser Lager. Etwa 
500.000 Personen werden bis 1945 dort inhaftiert.

Jüdische Arbeitsbataillone
Die jüdischen Arbeitsbataillone entstehen in mit dem NS-Staat 
verbündeten Ländern in Südosteuropa - vor allem in Bulga-
rien, Rumänien, der Slowakei und Ungarn. Sie sind wandernde 
Zwangsarbeitslager.

Haftanstalten der Gestapo und Orpo
Ab 1933 werden die Haftstätten der Geheimen Staatspolizei 
(Gestapo) und der Ordnungspolizei (Orpo) neben den Konzen-
trationslagern die zentralen Orte des Terrors und der Repres-
sion gegen die politischen Gegner des NS-Regimes.

Haftanstalten und Straflager der Justiz (Deutschland)
Zwischen 1933 und 1945 sind im Deutschen Reich mehrere 
Millionen Menschen in den Vollzugsanstalten der Justiz, 
Gefängnissen, Untersuchungsgefängnissen, Zuchthäusern, 
Gerichtsgefängnissen und Strafgefangenenlagern inhaftiert.

Polizeihaftlager und Polizeigefängnisse (in besetzten 
Gebieten)
Polizeihaftlager, die in den besetzten Gebieten eingerich-
tet werden, stehen teils unter der Zivilverwaltung wie in den 
Niederlanden, Norwegen, den Reichskommissariaten Ostland 
und Ukraine, teils stehen sie unter Militärverwaltung wie in 
Frankreich, Belgien, Serbien und Griechenland.

„Jugendschutzlager“
Widerständige, „schwer erziehbare“ oder „arbeitsscheue“ 
Kinder und Jugendliche werden in Konzentrationslager unter 
Verwaltung des Reichssicherheitshauptamts eingewiesen.

Lager für Sinti und Roma
Im Unterschied zur „Zigeunerpolitik“ vor 1933 zielt die natio-
nalsozialistische Politik nicht auf Anpassung, sondern auf den 
gesellschaftlichen Ausschluss und letztlich die Vernichtung der 
Sinti und Roma.

Sonstige Lager
Zum Teil sind nur ungenaue Aussagen über die konkrete 
Zuordnung einzelner Lager innerhalb des nationalsozialisti-
schen Lagersystems möglich, da viele Haftstätten und Lager im 
Laufe der Jahre einen Funktionswandel erleben oder verschie-
dene Funktionen zugleich erfüllen.

Lager der SS
KZ - Konzentrationslager mit Außenlager

Das System der Konzentrationslager in Europa umfasst 
zwischen 1936 und 1945 insgesamt 24 Hauptlager und über 
1.000 Außenlager. Die Einweisung in ein KZ dient bei Fremdar-
beitern und Kriegsgefangenen als Disziplinierungsmaßnahme. 
Daneben gibt es Vernichtungslager (Chelmno, Sobibor, Belzec, 
Treblinka, Majdanek und Auschwitz-Birkenau), die technisch 
ausgerüstet werden, fabriksmäßig Massentötungen durch-
zuführen. In Österreich besteht das KZ Mauthausen mit 48 
Nebenlagern (zum Beispiel in Wiener Neustadt, Hirtenberg, 
Wiener Neudorf). Die KZ unterstehen der SS, die mit den Häft-
lingen einen Wirtschaftsbetrieb zu deren Ausbeutung betreibt.

ZAL - Zwangsarbeitslager für Juden (Judenlager)
Mit dem steigenden Bedarf an Arbeitskräften in der Rüstungs-
industrie und anderen kriegswichtigen Wirtschaftszweigen 
im Verlauf des Zweiten Weltkrieges gewinnt die ökonomische 
Ausbeutung der jüdischen Arbeitskraft an Bedeutung.

Lager der Wehrmacht
FRONTSTALAG (Front Stammlager)

Hinter der Front werden die Kriegsgefangenen in Lagern 
gesammelt.

DULAG (Durchgangslager)
Hinter der Front werden die Kriegsgefangenen in einem 
Durchgangslager registriert und zusammengefasst, was durch 
die große Anzahl von Gefangenen nur teilweise möglich ist. 
„DULAG Luft“ ist das Durchgangslager für Soldaten der Luft-
waffen.

STALAG (Stammlager)
Kriegsgefangene der Mannschaft und Unteroffiziere werden 
Stammlagern, sogenannten Kriegsgefangenenlagern (KL), 
zugeteilt. Je nach den Anforderungslisten der Arbeitsämter 
werden sie einem Außenlager, Arbeitsbataillon, Arbeits- oder 
Außenkommando oder Firmenlager zugeordnet. Die Belegung 
der Lager beträgt durchschnittlich 30.000 Gefangene, wobei 
rund 80% davon in Arbeitskommandolagern und Zweiglagern 
untergebracht sind. Im Wehrkreis XVII (Niederdonau, Oberdo-
nau, Wien) befinden sich die Lager Kaisersteinbruch, Gneixen-
dorf, Pupping, Edelbach und Gänserndorf. 

OFLAG (Offizierslager)
Die Offiziere werden in einem eigenen Lager untergebracht. Sie 
werden nicht zur Zwangsarbeit herangezogen. Russische Offi-
ziere werden aber nicht in die Offizierslager einquartiert. Die 
Lager beherbergen durchschnittlich 1000 Offiziere.

MARLAG (Marinekriegsgefangenenlager)
Kriegsgefangenenlager von Schiffsbesatzungen, die unter der 
Verwaltung der Kriegsmarine stehen. 

MILAG (Marine-Interniertenlager)
Lager für zivile Seeleute der Handelsschiffahrt.

ILAG - Internierungslager (Zivilarbeitslager)
Diese Lager sind zur Internierung von Personen aus feindlichen 
Staaten vorgesehen. Ab 1943 werden auch die italienischen 
Soldaten vorerst dort interniert.

HEILAG - Heimkehrerlager
Diese Lager werden als Quarantänelager und Rehabilitationsla-
ger für Heimkehrer benützt.
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Kriegsgefangenenlager
 im Wehrkreis XVII - (Wien, Niederdonau, Oberdonau)

Lager Nr. Ort heutiger Ort Zeit
Dulag I Bruck a.d. Leitha? Bruck a.d. Leitha 

Dulag XVII Edelbach-Döllersheim Allentsteig (Edelbach-Döllersheim) 9.1939-10.1939

Dulag J Kaisersteinbruch Bruckneudorf (Kaisersteinbruch) 9.1939-10.1939
Dulag K Gneixendorf Krems a.d. Donau (Gneixendorf) 9.1939-10.1939
Dulag Edelbach-Döllersheim Allentsteig (Edelbach-Döllersheim) 10.1939

Heilag XVII A Gänserndorf Gänserndorf 9.1941-6.1942
Oflag XVII A Edelbach-Döllersheim Allentsteig (Edelbach-Döllersheim) 6.1940-1945

Res-Laz II A Wien Wien 

Stalag XVII Edelbach-Döllersheim Allentsteig (Edelbach-Döllersheim) 9.1939-10.1939

Stalag XVII A Kaisersteinbruch Bruckneudorf (Kaisersteinbruch) 10.1939-2.1945

Stalag XVII B Gneixendorf Krems a. d. Donau (Gneixendorf) 10.1939-3.1945

Stalag XVII C Edelbach-Döllersheim Allentsteig (Edelbach-Döllersheim) 10.1939-6.1940

Stalag XVII D Pupping Pupping 10.1941

Stalag 357 Neusiedl Neusiedl am See 6.1941-9.1941

Stalag 398 (XVIII B) Pupping Pupping 3.1943-1945
aus http://www.moosburg.org/info/stalag/laglist.html

Konzentrationslager
Periode 1933-1936: Politische Gründe

Kurz nach Hitlers Machtergreifung wird 1933 das 
Lager Dachau errichtet. Es dient der Inhaftierung von 
Personen aus politischen Gründen. Dachau wird zum 
Begriff und Synonym der politischen Abschreckung. Die 
Konzentrationslager kommen unter die Leitung der SS.

Periode 1936-1942: Ausweitung
Ab 1936 entstehen dauerhafte Konzentrationslager. 
Neben politischen dienen auch rassistische und soziale 
Gründe zur Einweisung: Sachsenhausen 1936, Buchen-
wald 1937, Flossenbürg 1938, Frauenlager Ravensbrück 
1938, Mauthausen 1938 nach dem Anschluss von Öster-
reich.
Durch den Kriegsbeginn kommt es zu einem starken 
Anstieg der Häftlingszahlen. 1939/40 entstehen neue 
Konzentrationslager wie Neuengamme, Natzweiler, 
Groß-Rosen, Stutthof und Auschwitz. Es werden 
bei den Konzentrationslagern in kleinem Maßstab 
Wirtschaftsbetriebe errichtet.

Periode ab 1942: Todesmühle mit Zwangsarbeit 
Es kommt zum systematischen Einsatz von KZ Häftlin-
gen als ZwangsarbeiterInnen. Es werden keine SS-Wirt-
schaftsbetriebe errichtet, sondern in KZ-Außenlagern 
werden Rüstungsbetrieben gegen ein tägliches Häftlings-
entgelt von 2 bis 6 Reichsmark Arbeitskräfte zur Verfü-
gung gestellt. Ab 1943 werden wirtschaftliche Überle-
gungen gegenüber der Ermordung in den Vordergrund 
gestellt. So verstärken sich ab 1943 die Deportationen von 

Häftlingen zur Zwangsarbeit. 

Seuchenbekämpfung durch Tötung
Die Verantwortlichen setzen beim Bau des Südostwalles die übli-
chen Mittel zur Seuchenbekämpfung wie Fleckfieber bei den 
ZwangsarbeiterInnen ein: Isolierung der Kranken in eine Bara-
cke ohne medizinische Versorgung und Nahrungsmittel oder/
und Erschießung. Ebenso werden Geschwächte und nicht mehr 
Arbeitsfähige ermordet, damit an Nahrungsmitteln eingespart 

werden kann. 

Kriegsgefangenenlager in Siedlce, Polen 1942 
(Quelle: Fotoalbum von Albert Sommer, CC BY-SA 4.0, https://commons.wikimedia.

org/w/index.php?curid=49504883



14

Bewachung und Kontrolle
Die Lager der ZwangsarbeiterInnen werden aus mehreren 
Gründen bewacht:
•  Unterbindung von Fluchtversuchen
•  Kontrolle des Verkehrs von ZivilarbeiterInnen mit Kriegsge-

fangenen und Ortsbewohnern
•  Verhinderung von Spionage, Sabotage und Aufruhr
Bei der Bewachung werden rassisch-nationalistische Unter-
scheidungen gemacht. Permanent bewacht werden russische, 
italienische und jüdische Lagerinsassen. Polnische Zwangsar-
beiterInnen werden für die Landwirtschaft, französische eher 
für die Industriearbeit als geeignet angesehen. 

Fehlendes Bewachungspersonal
Für die Bewachung sind bei Kriegsgefangenen die Wehr-
macht, bei zivilen Arbeitskräften die Ortspolizei zuständig. Die 
ZwangsarbeiterInnen werden auch 
am Weg zu und von der Arbeit über-
wacht. Durch die steigende Anzahl 
der ZwangsarbeiterInnen mangelt 
es bald am nötigen Personal. So 
werden Zivilpersonen als Hilfspo-
lizisten angelobt. Die Dienstgebe-
rInnen erhalten erweiterte Bewa-
chungs- und Bestrafungsrechte. 
Durch diese Lockerungen können 
auch ZwangsarbeiterInnen in Streu-
siedlungen eingesetzt werden. Bei 
den jüdischen ZwangarbeiterInnen 
aus Ungarn übernimmt ein Juden-
polizist (Jupo) die Verantwortung.

Kontrolle
Auf innerbetrieblicher Ebene hat 
der Werksschutz die Aufgabe, die 
Arbeitsleistung und das Verhalten 
der ZwangsarbeiterInnen zu 
kontrollieren. Bei Fehlverhalten 
von ausländischen Arbeitskräften 
wird die Gestapo verständigt, 
die die Festnahme vollzieht. 
Bei Kriegsgefangenen ist die 
Wehrmacht im Stammlager für 
Festnahmen verantwortlich. 
KZ-Häftlinge unterstehen der 
SS. Die Arbeitsämter führen 
Strafverfahren gegen die 
ZwangsarbeiterInnen durch. 

Denunziation als soziale 
Kontrolle
Durch die Denunziation werden 
vor allem verbotene Kontakte mit 
ZwangsarbeiterInnen den Behör-
den mitgeteilt. Für die Zwangsarbei-
terInnen ist aber die Denunziation 
wie Schwarzschlachten ein Druck-
mittel gegenüber ihren Dienstgebe-
rInnen, um ihre Lage zu verbessern.

Bestrafung
Zur Durchsetzung der Zwangsarbeit und Regeln für die Zwangs-
arbeiterInnen werden drakonische Strafen verhängt. Sie dienen 
zur Abschreckung und sollen den Willen der ZwangsarbeiterIn-
nen brechen. Es wird ein Netzwerk des Terrors errichtet, um 
die Arbeitskräfte zu disziplinieren: Geld- und Freiheitsstrafen, 
öffentliche Demütigungen wie das Abschneiden der Haare bei 
Frauen, Hinrichtungen vor Publikum, Massenexekutionen und 
Einweisung in ein Arbeitserziehungslager (AEL) zur „Sonder-
behandlung“.
Die Strenge der Strafen wird aber durch den steigenden Mangel 
an Arbeitskräften gemildert, damit keine Arbeitskräfte aus dem 
Arbeitsprozess abgezogen werden. Auch die fehlenden Haft-
möglichkeiten reduzieren das Strafmaß. Die Strafmaßnahmen 
bestehen in Niederdonau im September 1943 in Belehrung und 
Verwarnung (15%), kurzfristiger Polizeihaft (78%), Arbeitser-
ziehungslager (3,6%) und Konzentrationslager (2,6%).

 Paul Kunze - Collection G.&C. Franke.
 (Quelle: https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=67737456)
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Zwangsarbeit von Juden in Mogilew, Russland 
(Quelle: Bundesarchiv, Bild 101I-138-1083-26 / Kessler, Rudolf / CC-BY-SA 3.0, CC BY-SA 3.0 de, https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=5476223)

Zwangsarbeit von Juden in Mogilew, Russland. 
(Quelle: Bundesarchiv, Bild 101I-138-1084-05 / Kessler, Rudolf / CC-BY-SA 3.0 / CC BY-SA 3.0 DE https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/de/deed.en)
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Bekanntmachung über die Erfassung der Juden zur Zwangsarbeit im Generalgouvernement Polen, 7. März 1940
(Quelle: Superikonoskop - Own work, CC BY-SA 3.0, https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=20677064)
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Gesetzlicher Bruttomonatslohn Niederdonau 1940 - 1944

Kategorie 
(Zahlen in Reichsmark mit freier Unterkunft und Verpflegung ohne Zuschläge)

Männer Frauen 

inländische Arbeitskräfte
Qualifizierte Arbeitskräfte 1940 (Großknecht oder -magd) 42 - 56 32-42 Abzüglich Sozialversi-

cherung und Lohnsteuer
Normal-Arbeitskräfte 1940 (Hausknecht oder -magd) 37 - 49 25-33
Stall-Hilfspersonal 1940 25 -33

ausländische Zivilarbeitskräfte
polnische Arbeitskräfte 1940 (keine Leistungszulage) 23,50 15 Abzüglich Sozialversi-

cherung und Lohnsteuer
polnische Arbeitskräfte 1944 (Leistungszulage bis 11,-) 24 19
„Ostarbeiter“ 1942 (keine Leistungszulage) 16,50 - 24,50 9 - 13,50 Kein Lohn sondern 

Entgelt. Statt Lohnsteuer 
eine Ostarbeiterabgabe. 
Ab 1944 Gleichstellung 
mit polnischen Arbeits-
kräften

- Auszahlungsbetrag 1942 12 - 16,50 7,50 - 10,50
„Ostarbeiter“ 1943 (Leistungszulage möglich) 19,50 - 28,50 12 -15
- Auszahlungsbetrag 1943 18 - 24 12 - 15

Kriegsgefangene
Kriegsgefangene 1940(keine Leistungszulage) 20,80 Kollektiver Überlas-

sungsvertrag mit dem 
Deutschen Reich. 
Auszahlung erfolgt in 
Lagergeld. Es ist ein 
Anteil für die Stalag zu 
entrichten. Landwirt-
schaftliche Betriebe 
zahlen keine zehnpro-
zentige Pauschalsteuer.

Kriegsgefangene 1941 (Leistungszulage bis 5,20) 20,80
- Auszahlungsbetrag für westliche und serbische 1941 18,20
- Auszahlungsbetrag für polnische 1941 13
- Auszahlungsbetrag für sowjetische 1941 5,20
Kriegsgefangene 1943 (Leistungszulage bis 20% bzw. 7,50) 18,20
- Auszahlungsbetrag für nichtpolnische und -sowjetische 18,20
- Auszahlungsbetrag für polnische 13
- Auszahlungsbetrag für sowjetische 9,10
jüdische Arbeitskräfte (Leistungszulage bis 15%, Leistungsabzug 
bis 50%, fiktiver Lohn da keine Auszahlung an Arbeitskräfte) 

23,50 15 Auszahlung an Länder-
bankkonto des Ältesten-
rat der Juden in Wien 
verwaltet von der SS. 
Dienstgeberanteil von 
3.- zur Krankenversiche-
rung

Quelle: Zwangsarbeit in der Landwirtschaft Seite 200ff

„Ordentliche Beschäftigungspolitik“
Bezahlung in Deutschland

Der durchschnittliche Wochenlohn eines Arbeiters in Deutsch-
land beträgt von 1939 bis 1941 rund 43 RM. Dies bedeutet rund 
170 EUR umgerechnet zu Kaufkraftäquivalenten. Ein Facharbei-
ter erhält 53 RM, ein ungelernter Arbeiter 38 RM. Frauen erhal-
ten geringere Löhne: Facharbeiterinnen 25 RM und Ungelernte 
24 RM. Die ZwangsarbeiterInnen aus Polen erhalten rund 50-80% des Lohnes der Deutschen, die OstarbeiterInnen 40%. Sie erhal-
ten Lebensmittelkarten mit reduzierter Zuteilung. Es mangelt an Schuhwerk und Bekleidung.

Bezahlung in besetzten Gebieten
Die ArbeiterInnen in Weißrussland erhalten 1941 0,60 und 1,50 Rubel je Stunde, Angestellte zwischen 130 und 800 Rubel monatlich 
(Umtauschkurs 1:10). Juden und Frauen erhalten 80% des Gehalts. In der Ukraine bekommen ArbeiterInnen 1942 zwischen 0,70 
und 2,50 Rubel je Stunde. Volksdeutsche verdienen 150% und Frauen 80% dieser Summen. Auf den Lebensmittelkarten werden 
1200 Gramm Brot pro Woche für Arbeiter zugeteilt. Alle anderen Bevölkerungsgruppen leben von 550 Gramm Brot pro Woche.

Zuteilung von Lebensmitteln in Deutschland
In der Landwirtschaft werden den Kriegsgefangenen und OstarbeiterInnen 2375 Gramm Brot, 500 Gramm Fleisch/Fett und 100 

Gramm Margarine wöchentlich zugeteilt. Sie erhalten keine Sonderzuteilungen.
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Kanadarenette ist ein Winterapfel und 
stammt aus Frankreich oder England. Die 

Sorte ist seit 1771 bekannt.

10.April 1944
Meine liebe Tante!
Wie du sehen kannst, habe ich das 
Datum geändert, ursprünglich 
war es der 26. März. Das ist nur 
eine Verspätung, und wenn ihr, 
wie ich, nichts aus Deutschland 
bekommt, wird man das nicht 
einmal bemerken. Ich danke dir 
für den Brief vom 9., den ich 
am 22. erhalten habe. Es ist der 
letzte, den ich aus Frankreich bekommen habe. Ich 
danke dir auch für die fünf Äpfel, die im letzten Paket 
unversehrt geblieben sind. Ich habe sie für den Palm-
sonntag und die Osterfeiertage aufgehoben. Pierres 
und meiner Meinung nach waren die Canadarenetten 
unbestritten die besten. Wir haben sie wirklich genos-
sen. Von meinem Vorrat bleiben mir nur noch etwa 
zehn, denn in den letzten Tagen waren wir gezwungen, 
ein wenig mehr als unsere Ration zu essen, da einige 
zu verderben begannen. Letztendlich werden wir sehr 
davon profitiert haben, und diese kleinen Desserts (ein 
Apfel für uns beide pro Tag – wenn wir daran denken: 
in diesem Tempo hätten sie nicht bis jetzt gereicht) 
waren willkommene Extras, die hier sehr rar sind. Ein 
anderer Vorrat geht nach und nach zur Neige, nämlich 
die Bonbons, und Gott weiß, dass wir sie uns wirklich 
aufsparen. Aber wir gehen nicht so weit, eines in zwei 
Hälften zu teilen! 
Hier beginnt sich das Wetter zu bessern und auf der 
Baustelle ziehen wir uns manchmal die Jacke aus, 
ohne zu vergessen, dass man im April, wie das Sprich-
wort sagt, kein einziges Kleidungsstück ablegen sollte. 
So viel, um euch zu vergewissern, dass ich auf mich 
aufpasse und darauf Wert lege, unversehrt nach Hause 
zurückzukommen, selbst wenn ich in der größten Hitze 
mit meinem großen „Barda“ (Marschgepäck) zurück-
kehren werde. Deshalb habe ich in meinen letzten 
Paketen an meine Eltern meinen Kapuzenmantel und 
meinen Arbeitskittel geschickt. Ich muss jetzt aufhören, 
aber ich denke immer an dich, der Platzmangel zwingt 
mich jedoch, die Themen zu beschränken, die dir aber 
andernfalls beweisen würden, dass ich noch immer dein 
lieber kleiner Neffe René bin, der dich herzlich umarmt.

Postkarten aus dem Lager Prinzendorf
René Bouvet, Zwangsarbeiter bei der Firma Autoried in Prinzendorf/Zaya (Lager), N.D. 12 A Deutschland, schreibt an seine Tante 
Madame Alexandre Jamet- Mercier in Route de Champmotteux à Gironville, Seine et Oise, France
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Heimatkontakt
Die ZwangsarbeiterInnen kommu-
nizieren mit den Angehörigen über 
Briefe oder Karten. Zumeist ist 
es wichtig, ein Lebenszeichen zu 
geben. Für die Polen und Ostar-
beiter wird diese Möglichkeit aber 
beschränkt. Es wird die Zensur 
eingeführt. ZwangsarbeiterInnen 
aus der Sowjetunion können zwei-
mal im Monat eine Karte senden. 
Sowjetischen Kriegsgefangenen 
ist jegliche Korrespondenz und 
Paketverkehr verboten. Französi-
sche ZwangsarbeiterInnen können 
unbegrenzt Briefe und Pakete 
und alle zwei Monate ein Paket 
bis maximal 20 kg erhalten. Ihre 
Briefe dürfen höchstens 4 Seiten 
umfassen und in einer von zwölf 
Sprachen verfasst sein. Die franzö-
sischen Kriegsgefangenen dürfen 

nur zwei Briefe und Karten im 
Monat schicken. Ungarische JüdInnen 
können mit ihren Angehörigen keinen 

Kontakt halten.

5. Juni 44
Meine liebe Tante!
Das ist nun die zehnte Karte, die ich schreibe, dazu 
kommt der Brief an meine Eltern. Obwohl es kaum 
einen Monat her ist, seit ich dir geschrieben habe, 
erscheint mir der Zeitraum viel länger. Aber mir fehlt 
eine Nachricht von dir.
Erwarte keine großen Neuigkeiten, immerhin ist es 
meine fünfte Post nach Gironville. Obwohl ich das 
Paket nicht bekommen habe, danke ich dir für die 
Äpfel, ebenso für jene im Paket, das hoffentlich bald 
kommen wird - und unbeschädigt. Trotz des Verlus-
tes blieben mir noch einige Äpfel, um Pfingsten 
zu feiern, als das Wetter glücklicherweise herrlich 
war. Ich bin ganz geruhsam in der Baracke geblie-
ben und war nicht wirklich trübsinnig; heute werde 
ich es schon eher sein, weil Pierre mich verlassen 
wird. Die Zeit wird mir lang vorkommen. Während 
der Arbeit denkt man kaum daran, auch während 
der Ruhepausen grübelt man nicht nach, denn sie 
scheinen ziemlich kurz: Müdigkeit, Hitze, Toiletten-
besuch und andere Kleinigkeiten, die wir übrigens 
ziemlich oft ausfallen lassen. Es gibt auch viel zu 
lesen, Bücher ebenso wie Zeitungen, aus denen wir 
von den Bombardements erfahren, aber noch nichts 
von der Landung der Alliierten. Noch so ein Monat 
wie dieser ohne etwas und die letzten Hoffnungen 
werden geschwunden sein. Das wird allzu sehr zur 
Gewohnheit!
Ich beende mein Schreiben in der Hoffnung, dir 
bald auf deinen Brief, den ich so ungeduldig erwarte, 
antworten zu können. Versuche dich bis zum Winter 
nicht von deiner Katze zu trennen, damit du mir, 
wenn es zu kalt wird, ihr Fell schicken kannst. Das 
wäre nützlicher, als sie zu bestrafen oder zu schlagen. 
Ich wünsche euch eine gute Apfel- und Erdbeerernte; 
erntet möglichst viele Kirschen, Pflaumen und 
Zuckerrüben, um wieder Zucker zu machen.
Ich umarme dich ganz fest Dein kleiner Neffe René. 
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14. Juli 44
Meine liebe Tante!
Jetzt bin ich es, der 
dir mit Verspä-
tung antwortet, 
denn seit meiner 
letzten Karte vom 
5. Juni habe ich 
zwei Briefe von dir 
erhalten: den vom 
30. Mai am 22. 
Juni und den vom 21. Juni am 1. Juli. Ich hatte die 
Absicht, alle meine Karten Anfang Mai zu schreiben 
(an Eltern und Freunde) - wie zu Beginn des letzten 
Monats, aber die Zeit und die Ereignisse haben mich 
entmutigt. Außerdem weiß ich manchmal nicht so 
recht, was ich euch schreiben soll, ohne zu wiederho-
len, was ich schon meinen Eltern geschrieben habe.
Heute Morgen habe ich eine Karte von Pierre bekom-
men. Er ist in Deutsch Wagram stationiert, wie wir 
vermutet haben. Er hat ein eigenes Zimmer in der 
Stadt (wie ich in der rue Lavay), isst im Restaurant, 
zumindest zu Mittag, und bekommt zivile Lebens-
mittelkarten – dieselben wie die Deutschen. Er ist 
der einzige Ausländer in der Garage des Roten Kreu-
zes, hat seine Arbeit allerdings noch nicht begonnen. 
Sie besteht wohl darin, hinter das Lenkrad seines 
Ambulanzwagens zu springen, sobald er einen Anruf 
erhält. Er überarbeitet sich wahrlich nicht. Er wirkt 
zufrieden. Sonntag holt er seine restlichen Sachen ab 
und am Sonntag darauf werde ich wahrscheinlich zu 
ihm fahren, um seine Garçonnière einzuweihen.
Meine Woche verläuft angenehm, die Arbeit stresst 
mich nicht: Seit einigen Tagen befreien wir die Stra-
ßen vom Unkraut. Andere sind bei der Kirschen- 
oder Erbsenernte. Die Firma schaut auf uns. Heute 
Mittag gibt es Gemüseallerlei: Erbsen und Karotten, 
Kartoffeln (aber nicht von den frischen) und statt 
Speckstreifen faschierte Laibchen. Das ist eine der 
besten Mahlzeiten und von höchster Qualität. Am 
Abend gibt es Kirschen und morgen entweder ein 
Omelett oder eine Crêpe mit Marmelade.
Ich werde auf der Karte an Tante Marie weiterschrei-
ben.
Ich umarme dich und die/ deine Familie ganz fest!
Dein kleiner René
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Arbeitszeiterhöhung der täglichen Arbeitszeit in der eisenerzeugenden Industrie in der Ostmark 
(Quelle. Dokumentationsarchiv der voestalpine AG)
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Von Bennet Schulte - Eigenes Werk, CC BY-SA 3.0, (https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=11652008)

Europas Zwangssystem: Alle arbeiten für das Deutsche Reich

Rassisch-ideologische Vorstellungen
Die rassisch-ideologischen Vorstellungen der nationalsozialistischen Regierung schaffen einen Konflikt mit dem Bedarf an 
Arbeitskräften. Die Steigerung der Rüstungsproduktion und die Erhaltung und Erhöhung des Personalstandes der Wehrmacht 
führen zu gesteigerter Nachfrage nach Arbeitskräften. Die ideologische Vorstellung der Bevölkerung von einer „reinen Rasse“ und 
„Reinerhaltung des deutschen Blutes“ verhindern vorerst die Beschäftigung von nicht-arischen Arbeitskräften im Deutschen Reich. 
Die Propaganda von einem „judenreinen“ bzw. „reinrassischen Staat“ kann aber ab 1942 nicht mehr durchgehalten werden. Ohne 
Zwangsarbeit und Beschäftigung von ausländischen Arbeitskräften wäre die Rüstungsproduktion zusammengebrochen. Um das 
Konzept eines reinrassigen Staates zu erhalten, werden die ZwangsarbeiterInnen in Lagern untergebracht und vor der Zivilbevölkerung 
abgeschottet. Der Grad der Abschottung wird nach einer Diskriminierungsskala erstellt. Auch Überlegungen zur Eindeutschung von 
„rassisch wertvollen“ Bevölkerungsgruppen werden angestellt.

Arbeitskräfte in den besetzten Gebieten
Die Besetzungen ermöglichen den Zugriff auf die dringend benötigten Arbeitskräfte. Aber die Verpflichtung zum Dienst im Deutschen 
Reich bedeutet gleichzeitig eine Reduzierung der Arbeitskräfte in den besetzten Gebieten. Dies führt gleichzeitig zu einer Erschwernis 
der Rüstungsproduktion und Probleme bei der Gewinnung der dringend benötigten Rohstoffe aus den besetzten Gebieten.

Wirtschaftspolitik in den Ostgebieten
Das Ziel der Nationalsozialisten ist vorerst, die Ostgebiete zu deindustrialisieren. Alle brauchbaren Industrieanlagen werden abtrans-
portiert und in das Deutsche Reich gebracht. Durch den steigenden Bedarf an Industriegütern wird aber ab 1940 von dieser Politik 
abgegangen und nun den in den besetzten Gebieten vorhandenen Betrieben Aufträge der Wehrmacht erteilt. So können nun die 
vorhandenen Arbeitskräfte in den besetzten Gebieten unter schlechteren Arbeitsbedingungen eingesetzt werden. Die Produktions-
kosten liegen weit unter den Produktionskosten im Deutschen Reich. Durch die schlechten Arbeitsbedingung (schlechte Ernährung, 
Erschöpfung) sinkt aber in der Folge die Arbeitsproduktivität.
Die Formen der Ausbeutung der westeuropäischen Länder besteht im direkten Raub durch die Wehrmacht und Kommissionen nach der 
Besetzung, die Auferlegung von Besatzungskosten, Bezahlung von Lieferungen mit einem vorteilhaften Clearingsystem für Deutsch-
land, Auftragserteilung unter diktierten Bedingungen, Festsetzung eines für Deutschland günstigeren Wechselkurses und Deportation 
von Arbeitskräften nach Deutschland.
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Nach dem Generalplan Ost wird das Siedlungsgebiet für die Deutsche Bevölkerung ausgedehnt. Ostland (1941-1945), Ukraine (1941-
1944), Moskowien (niemals besetzt) und Kaukasien (niemals besetzt) sind die neuen Siedlungsgebiete.

Deutsches Propagandaplakat zeigt die Besiedlung des eroberten Polens insbesondere des Warthegaus durch die Siedler aus sowjeti-
schen Gebieten mit „Heim ins Reich“ Vorstellungen. Sie sollen beim Aufbau eines großdeutschen Reiches mitwirken. (Wikimedia)



24

Österreich
Die Einverleibung Österreichs bringt 1938 eine kurze Phase der 
Entspannung auf dem deutschen Arbeitsmarkt. In devisenscho-
nender Weise können zusätzliche Arbeitskräfte aufgebracht 
werden. Der Reichsarbeitsdienst wird eingeführt.

Industrieexpansion
In Österreich selbst kommt es zu einer Expansion der Industrie-
produktion. Österreichischen Industriebetrieben werden durch 
deutsche Firmen wie die Hermann-Göring-Werke, IG-Farben, 
Krupp und Henschel übernommen. Durch die Übernahme der 
Creditanstalt erhalten deutsche Unternehmen Zugriff auf deren 
Industriebeteiligungen. Im Juni 1939 beginnt die Serienproduk-
tion der Wiener Neustädter Flugzeugwerke. Industriebetriebe 
wie Böhler, AEG, Elin erhalten Aufträge für die Erzeugung 
von Kriegsgüterprodukten. Energie wird durch den Ausbau 
der Wasser- und Dampfkraftwerke zur Verfügung gestellt. Die 
Erdölproduktion erreicht 1944 1,2 Millionen Tonnen.

Arbeitskräftemangel
Der Abzug von rund 100.000 Arbeitskräften in das 
Deutsche Reich und die Aufrüstung erfordern bald 
mehr Arbeitskräfte. Es entsteht schon 1939 Arbeitskräf-
temangel vor allem in der Land- und Bauwirtschaft. Die 
Situation verschärft sich, als Männer in die Wehrmacht 
eingezogen werden. Durch den Kriegsbeginn wird die 
Industrieproduktion weiter ausgebaut. Ab 1942 werden 
wegen den beginnenden Luftangriffe Teile der Produk-
tion aus Deutschland nach Österreich verlagert.

Arbeitskräfteersatz durch Fremdarbeiter, 
Zwangsarbeiter, Kriegsgefangene
Um die fehlenden Arbeitskräfte zu ersetzen, kommen 
vorerst angeworbene oder unter Zwang verpflichtete 
Arbeitskräfte aus Polen, Slowakei, Tschechien, Italien 
und Jugoslawien nach Österreich. Später werden 
Kriegsgefangene zur Zwangsarbeit nach Österreich 
verpflichtet. Vorerst werden diese ZwangsarbeiterIn-
nen in der Landwirtschaft eingesetzt. Im März 
1941 sind 38,5% der ausländischen Arbeitskräfte 
in der Landwirtschaft und 44% in der Bauwirt-
schaft tätig. Wohnlager für Ostarbeiter werden 
in Wien ab 1942 errichtet.

Zwangsarbeit in der Landwirtschaft
Die Lagerunterkünfte sind in landwirtschaftli-
chen Gebieten einfach gehalten. So gibt es weder 
ordentliche Heizungen, Waschmöglichkeiten 
oder Toiletten. Die Grundversorgung ist gleich 
wie in den städtischen Lagern. Es gibt aber den 
Vorteil, dass die Landbevölkerung einen besse-
ren Zugang zu Lebensmitteln hat und so können 
die ZwangsarbeiterInnen Zuwendungen in 
Naturalien erhalten. 

Ungarische Juden als Arbeitskräfte
1944 werden rund 14.700 ungarische Juden in 
Wien und Niederdonau für Räumungsarbeiten nach Bomben-
angriffen bereitgestellt. Die Gemeinde Wien ist der größte 
Arbeitgeber und beschäftigt Juden im E-Werk und auf den 
landwirtschaftlichen Gütern. Ein Teil der Arbeitskräfte wird in 
Strasshof ausgewählt und dann zu den Arbeitsplätzen gebracht. 
Ein anderer Teil wird in Lager in Wien überstellt und im 
Arbeitsvermittlungszentrum (1100 Gänsbachergasse) unterge-
bracht. Die Lage ist durch die Nähe zum Ostbahnhof und zu 

den Fabriken im 10. und 11. Bezirk günstig. 
Mangelsituation

Mangel herrscht neben der Ernährung auch an Kleidung, 
Schuhwerk und Medikamenten. Die Sichtbarkeit der Lebens-
situation der ZwangsarbeiterInnen erregt Mitleid der Bevölke-
rung. Von den nationalsozialistischen Führern wird der Abzug 
dieser ZwangsarbeiterInnen gefordert.
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Norwegen (Reichskommissariat)
Mit dem deutschen Angriff auf Dänemark und Norwegen 
im April 1940 und der Kapitulation Norwegens am 10.Juni 
1940 werden diese Gebiete dem Deutschen Reich eingeglie-
dert. Als Reichskommissär wird Josef Terboven eingesetzt. 
Die gefangenen norwegischen Soldaten werden als „germa-
nisches Brudervolk“ aus der Gefangenschaft entlassen. Die 
Waffen SS kann rund 6000 Männer für die 5.Panzerdivision 
Wiking anwerben. 
Vidkun Quisling, Führer der faschistischen Partei „Nasjonal 
Samling“ (Nationalversammlung der Nationalen Roman-
tischen Faschistischen Partei), wird im Februar 1942 als 
Ministerpräsident einer Kollaborationsregierung durch 
Terboven eingesetzt. 
1943 werden aber wie im Falle der Niederlande norwegische 
Offiziere als Geiseln in Lagern in Deutschland festgesetzt.

Unterhalt der Besatzungsarmee
Die deutsche Besatzungsarmee von rund 300.000 Mann bei weniger als 3 Millio-
nen Bevölkerung muss von Norwegen versorgt und eine entsprechende Anzahl von 
Arbeitskräften für deutsche Rüstungsvorhaben zur Verfügung gestellt werden. Es 
werden große Küstenbefestigungsanlagen errichtet. Die Arbeitsbedingungen der 
Arbeiter verschlechtern sich. Die Lebensmittel werden rationiert. 1941 kommt es 
zum „Milchstreik“, da keine Milch mehr verteilt wird. Die Arbeiter verlassen den 
Arbeitsplatz. Die Führer der Gewerkschaften werden hingerichtet. Die Nasjonal 
Samling übernimmt den noch bestehenden Gewerkschaftsverband.

Ausländische ZwangsarbeiterInnen
Von den rund 200.000 norwegischen Industriearbeitern sind 150.000 bei deutschen 
Bauvorhaben beschäftigt. Daher werden aus Norwegen keine ZwangsarbeiterInnen 
nach Deutschland verschickt. Für den Bau von militärischen Infrastruktureinrich-
tungen wie den Bau der Nordlandbahn kommen 1941 sowjetische und polnische 
Kriegsgefangene zur Unterstützung nach Norwegen. Auch jugoslawische Zwangs-
arbeiterInnen werden verpflichtet. Die Nordlandbahn wird bis Dunderland ausge-
baut. Ein weiteres wichtiges Projekt ist die Errichtung der Marinebasis in Trond-
heim. Bis 1944 arbeiten rund 100.000 sowjetische, 4.000 jugoslawische und 1.600 
polnische Kriegsgefangene in Norwegen. Insgesamt sterben rund 16.500 Zwangs-
arbeiter, davon rund 14.000 sowjetische Kriegsgefangene in den Lagern. Es werden 
rund 620 Gefangenenlager errichtet. Nach dem Zweiten Weltkrieg wird der Einsatz 
und Geschichte dieser Zwangsarbeiter „vergessen“.

Eingliederung in die Großraumwirtschaft
Die Rohstoffvorkommen wie Kupfer, Schwefel, Eisenerz, Nickel, Aluminium sind 
für Deutschland kriegswichtig. Norwegen ist vorgesehen, Teil Groß-Germaniens 
und einer europäischen Großraumwirtschaft unter deutscher Führung zu werden. 

Zusammenarbeit mit Deutschland
Staatsunternehmen wie NSB (Eisenbahn), Statens 
veivesen (Straßenbaubehörde), Norsk Hydro (Ener-
gie) arbeiten mit den deutschen Behörden zusammen. 
Ihr ökonomisches Interesse an günstigen Arbeitskräf-
ten führt zu Kooperationen mit den Besatzern und 
deutschen Firmen. Die Organisation Todt übernimmt 
1942 die Leitung aller Bauprojekte. Sie wird mit über 
90.000 Mitarbeitern zum größten Unternehmen in 
Norwegen.

Quisling besucht im Herbst 1943 ein SS-Lager, das norwegische Soldaten für die Ostfront 
ausbildet. (Quelle: Wikimedia)

Propagandapostkarte der Nasjonal Samling 1942

„Front gegen den Bolschewismus - Auf welcher Seite 
stehst du?“ Plakat des norwegischen Staates
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Protektorat Böhmen und Mähren
Im Münchner Abkommen von 1938 wird die Tschechoslowakei 
in das Sudetenland und in einen Reststaat (Protektorat Böhmen 
und Mähren) geteilt. Die Folge ist eine tiefe Wirtschaftskrise im 
Reststaat. Die hohe Arbeitslosigkeit wird durch die Flucht von 
Tschechen aus dem Sudetenland und die Demobilisierung der 
tschechischen Armee noch verstärkt. 

Arbeitskräfte und kein Devisenabfluss
Das Protektorat stellt den siebtgrößten Rüstungsproduzenten der 
Welt dar. Für Deutschland ist die Annexion der Resttschechei vor 
allem von Bedeutung, um erfahrene Arbeitskräfte für die deut-
sche Rüstungsindustrie zu rekrutieren. Außerdem besteht keine 
Notwendigkeit, Devisen für die Arbeit zur Verfügung zu stellen. 
Außenpolitische Rücksichtnahme ist nicht erforderlich.

Übernahme der Industrie und Banken
Die tschechischen Industriebetriebe und ihre Verbindungen mit 
der Wirtschaft in Südosteuropa wie die Prager Banken werden 
von deutschen Firmen wie IG Farbenindustrie nach der Beset-
zung übernommen. 

Eindeutschung der tschechischen Bevölkerung
Der böhmisch-mährische Raum soll dem Deutschen Reich einge-
gliedert werden. Voraussetzung dafür ist die Verdeutschung derje-
nigen Tschechen, die eindeutschungsfähig sind. Zur Eindeut-
schung werden verschiedene Maßnahmen ergriffen: Enteignung 
von Grund und Boden, Ansiedlung von volksdeutschen Bauern, 
Schädigung von tschechischen Kleingewerbetreibenden, Anstel-
lung von deutschen Beamten in den Ministerien, Deutsch als alleinige Amts-
sprache, Schließung von tschechischen Schulen und rassenmäßige Untersu-
chungen mit Röntgenwagen zur Selektion der Bevölkerung.

Anwerbung von Arbeitskräften
Nach der Besetzung des Reststaates können von April bis Juni 1939 70.000 
Tschechen für eine Arbeit in Deutschland angeworben werden. Von 1939 bis 
1942 werden rund 327.000 Personen in das Deutsche Reich verpflichtet. Es 
wird wirtschaftlicher Druck in Form des Verlustes der Arbeitslosenunterstüt-
zung auf Arbeitslose ausgeübt, die sich weigern, eine Arbeit in Deutschland 
anzunehmen.

Verschärfung der Rekrutierung
Die schlechten Arbeitsbedingungen in Deutschland und der gesellschaftliche 

Boykott der Fremdarbeiter durch die tschechische 
Bevölkerung führen zu einem Rückgang der Freiwil-
ligen. Der wirtschaftliche Druck wird durch Geld-
bußen erhöht. Durch behördlichem Zwang wie dem 
Instrument der Dienstverpflichtung und der Einfüh-
rung des Arbeitsbuches wird versucht, Arbeitswillige 
für das Deutsch Reich zu bekommen. Um Vertrags-
brüche zu verringern und die Rückkehr in das Protek-
torat zu verhindern, werden 10 Arbeitserziehungsla-
ger (AEL) errichtet.

Bekanntmachung über Anwerbung von Arbeitskräften 1940
 (Quelle: Im TotaleinsatzSeite 61)

Einführung des Rechtsverkehrs in der Tschechei nach der Besetzung 1939 
(Quelle Wikimedia)
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Tschechische Betriebsschließungen
Ab Herbst 1942 werden ganze Geburtsjahrgänge zum 
Dienst in der deutschen Kriegsindustrie verpflich-
tet. Der Widerstand verstärkt sich einerseits durch 
die tschechische Industrie, anderseits auch durch die 
betroffenen Jugendlichen. Daher werden neben den 
Jahrgängen 1921 und 1922 auch die Jahrgänge 1918 bis 
1920 herangezogen. So gelingt es, rund 70.000 Tsche-
chen zu deportieren. Die Folge sind die Schließungen 
von Handwerksbetrieben und kleineren Firmen in 
der Tschechei. Zusätzlich werden nicht kriegswichtige 
Betriebe geschlossen. Für die tschechischen Rüstungs-
betriebe wird die wöchentliche Arbeitszeit auf 72 
Stunden erhöht. Ende 1944 werden Arbeitskräfte für 
den Stellungs- und Schanzenbau rekrutiert. Tschechen 
werden für den Bau am Südostwall in Niederöster-
reich, am Neusiedlersee und an der Donau zwangs-
verpflichtet.

Arbeitskräfte für die lokale Rüstungspro-
duktion
Die Tschechei ist ein stark 
industrialisiertes Gebiet und 
besitzt auch eine bedeutende 
Rüstungsindustrie. Der starke 
Abfluss der Arbeitskräfte nach 
Deutschland führt ab 1939 
dazu, polnische Kriegsgefan-
gene einzusetzen. Sie werden 
aus dem Status als Kriegsge-
fangene mit der Auflage entlas-
sen, weiter als Zivilarbeiter in 
der Tschechei zu arbeiten. Die 
ersten französischen Kriegs-
gefangenen kommen im Juni 
1940 an. Da das Protektorat 
bis 1943/44 von Luftangrif-
fen verschont bleibt, wird die 
Rüstungsproduktion ausgewei-
tet. Im Frühjahr 1944 beträgt 
die Zahl der arbeitenden 
Kriegsgefangenen rund 70.000 
Personen, wovon 27.000 Russen 
und 20.000 Franzosen sind.

Jüdische Bevölkerung
Im Protektorat leben 1939 rund 
118.000 Juden. Im Juli 1940 
werden 60 Prozent der männ-
lichen Juden zur Zwangsarbeit 
verpflichtet. Am häufigsten arbeiten die Juden im 
Straßenbau und in der Forst- und Landwirtschaft. 
Im Oktober 1941 wird das Ghetto in Theresi-
enstadt gegründet. In Außenstellen werden die 
Juden zu verschiedenen Arbeiten eingeteilt. Im 
September 1943 werden die Außenstellen aufge-
löst. Stattdessen werden Sonderlager eingerichtet. 
Im Sudentengau wird ein Netzwerk aus Außen-
lagern der Konzentrationslager errichtet. Im 
Jänner 1944 erhält die Auto Union AG die Unter-
tags-Produktion für ihr Motorenwerk in Litome-
rice. Es werden rund 17.000 KZ Häftlinge für den 
Bau und 700 in der Motorenproduktion einge-
setzt. Bis zu Kriegsende sterben dort rund 4500 
KZ-Häftlinge an den Arbeitsbedingungen.

Haftbescheinigung für den tschechischen Arbeiter Karl Bladek, der während der Arbeit in den Eisenwerken 
Oberdonau schlafend angetroffen wird und in das Polizeigefängnis Linz Lager 26 eingeliefert wird. 

(Quelle: Im Totaleinsatz Seite 98)

Erinnerung von Gloria Rabar Čondrić an Wiener Neustadt
„Der erste alliierte Angriff erfolgte am 13. August 1943 und zielte auf Wiener 
Neustadt. Die Wiener Neustädter Flugzeugwerke und die Rax-Werke sowie 
die Arbeiterbaracken wurden getroffen: 185 Tote, 30 Vermisste, 150 Schwer- 
und 700 leichter Verletzte in den WNF-Hallen, 28 Tote und 70 Verletzte bei 
den Rax-Werken waren die Bilanz. Die Arbeiter wurden zu Obdachlosen“. An 
den Schrecken und an den Verlust der persönlichen Habseligkeiten durch 
den Brand der Baracken erinnerte sich auch Gloria Rabar Čondrić, die als 
Partisanin mit einem großen, um die 500 Personen umfassenden Häftlings-
transport aus Mauthausen nach Wiener Neustadt kam: „Eines Tages, als wir in 
der Kolonne ins Lager zurückkehrten, war da gar kein Lager mehr. … Mit den 
Baracken ist alles verbrannt, was dort uns gehört hat. Was uns blieb, waren die 
Holzpantinen an den Füßen und die schmutzige Arbeitskleidung am Körper.“ 

(Quelle Grünfelder S 163ff)
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Propaganda Plakat im Protektorat ruft zur Arbeit in der 
Deutschen Industrie auf :„Auch ich gehe arbeiten.“- I já 

půjdu pracovat. (Quelle:: Im Totaleinsatz Seite 72)

Ergebnis der Rekrutierung des Jahrgangs 1924 für den Arbeitseinsatz - ausgearbeitet vom Protekto-
ratsministerium für Wirtschaft und Arbeit (Quelle: Im Totaleinsatz Seite 75)

Tschechische Kapelle im Lager Arsenal in Wien 1943 (Quelle: Im Totaleinsatz Seite 87)

Identifizierungsmarke tschechischer Zwangsarbeite-
rInnen bei den Wiener Neustädter Flugzeugwerken 

(Quelle: Im Totaleinsatz Seite 83)

Bei einem Luftangriff verletzter tschechischer Zwangsar-
beiter bei Firma Steyrer Daimler Puch in Graz 

(Quelle: Im Totaleinsatz Seite 89)
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Propagandapostkarte für den Eintritt in die Technische-
Nothilfe (Quelle: Im Totaleinsatz Seite 98)

Schanzarbeit beim Südostwall
Der Gauleiter für Niederdonau Hugo Jury fordert 
für den Befestigungsbau ausländische Arbeiter an. 
Es wird die Entsendung von tschechischen Jung-
bauern angeordnet, damit die Rüstungsproduktion 
nicht behindert wird. Die vorgesehene Anzahl von 
10.000 Jugendlichen kann nicht erreicht werden, da 
ein Teil der Gemusterten den Arbeitszwang trotz 
hoher Strafen nicht antritt. Die Transporte gehen 
vom 10. bis 17.Dezember zum Neusiedlersee, wo sie 
Panzersperren über die Länge von 35 km errichten 
müssen. Die Unterbringung erfolgt in ungeheizten 
Scheunen. Es fehlt an sanitären Einrichtungen und 
die Verpflegung ist mangelhaft. Die ärztliche Betreu-
ung ist kaum vorhanden. Bis zum Jänner 1945 
müssen 782 Schwerkranke in das Protektorat zurück 
geschickt werden. Es sterben 10 tschechische Jung-
bauern. Die Arbeiten werden bis Mitte Feber 1945 
durchgeführt. Auch in Mähren werden ab Mitte 
Dezember 1944 Schanzarbeiten angeordnet.

Verpflichtungsbescheid für Schanzarbeit.am Südostwall ((Quelle: Im Totaleinsatz Seite 103)

Tschechische Schanzarbeiter bei Halbthurn Jänner 1945 (Quelle: Im Totaleinsatz 
Seite 103)
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Niederländische Kriegsgefangene 1940

Niederlande             
(Reichskommissariat)

Durch die Massenarbeitslosigkeit in den 
1930er Jahren in den Niederlanden und 
die Arbeitsnachfrage im deutschen Reich 
durch deren Aufrüstung arbeiten im Jahre 
1938 bereits rund 40.000 Niederländer in 
Deutschland. 
Nach der Kapitulation der niederländi-
schen Regierung am 15. Mai 1940 werden 
die niederländischen Kriegsgefangenen 
auf Anordnung von Hitler entlassen. Die 
Niederländer gehören nach Ansicht der 
nationalsozialistischen Ideologen den 
„germanischen Brüdervölkern“ an. Auch 
wird nach den Blitzkriegen kein Bedarf an 
zusätzlichen Arbeitskräften gesehen. Der 
eingesetzte Reichskommissar Seyss-Inquart 
kann sich auf faschistische Parteien wie die 
niederländische Nationaal Socialistische 
Beweging (NSB) unter Mussert, den Vlaam-
schenNational Verbond (VNV) unter Staf de 
Clerq und den Rexisten unter Léon Degrelle 
stützen.. 

Arbeitsaufnahme in Deutschland
Nach der Besetzung wird eine Kampagne für 
Arbeitsaufnahme in Deutschland von den 
niederländischen Arbeitsbehörden gestar-
tet. Die vorerst lokalen Arbeitsämter werden 
mit September 1940 in ein zentrales nieder-
ländisches Reichsarbeitsbüro zusammenge-
fasst. Im Frühjahr 1942 arbeiten bereits rund 
227.000 Niederländer in Deutschland.

Einführung des Arbeitszwanges
Die verstärkten Rüstungsanstrengungen 
in Deutschland erfordern immer mehr 
Arbeitskräfte. Um den Import von Arbeits-
kräften zu steigern, wird der Arbeitszwang 
beschlossen und die „Nederlandse Arbeids-
front“ gegründet. So wird erreicht, dass 
weitere 163.000 Niederlander eine Arbeit in 
Deutschland aufnehmen.
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Seyss-Inquart vor der Parade niederländischer Arbeitdienstler

Studenten als Zwangsarbeiter
Studenten müssen eine Loyalitätserklärung gegenüber der Besat-
zungsmacht abgeben. Falls sie das nicht machen, werden sie zur 
Zwangsarbeit nach Deutschland verschleppt.

Kollaboration
Es melden sich bis zu 25.000 Mann niederländischer Freiwilliger 
für den Militärdienst bei der Wehrmacht. Ziel dieser Freiwilligen 
ist vor allem der Kampf gegen den Bolschewismus.

Widerstand und Razzien
Immer mehr arbeitsfähige Niederländer verweigern, eine Arbeit 
in Deutschland anzunehmen. Es kommt zu umfangreichen 
Streiks. Die deutschen Behörden führen die „Durchkämmung“ 
von Betrieben und Razzien durch. So werden im November 
1944 50.000 Männer bei einer Razzie in Rotterdam verhaftet und 
deportiert.

Geiselnahme gegen Widerstand
Mit der Kriegsentwicklung und dem steigenden Bedarf an 
Arbeitskräften werden 1942 die niederländischen Offiziere fest-
genommen und in ein Offizierslager verbracht. Sie werden aber 
vorerst nicht als Kriegsgefangene betrachtet, sondern als Geiseln 
behandelt, um den Widerstand gegen das Regime zu brechen. 

Soldaten als Zivilarbeiter
Es werden ab 1943 auch die ehemaligen und entlassenen 
niederländischen Soldaten in Kriegsgefangenenlager im 
Deutschen Reich deportiert und zur Zwangsarbeit verpflich-
tet. Niederländer und Juden, die vor dem Arbeitseinsatz 
untertauchen, werden von einem Teil der Bevölkerung und 
niederländischen Partisanen versteckt. Mehrere Streiks 
setzen die Besatzungsorgane unter Druck. Eine Wider-
standsgruppe vernichtet bei einem Angriff auf das Einwoh-
nermeldeamt Amsterdam 800.000 Einwohnerkarten. Dies 
erschwert die Rekrutierung von Zwangsarbeitern.

Rekrutierung
Der Reichskommissar für die Niederlande verschärft die 
Rekrutierungsmaßnahmen für Zivilarbeiter ab Februar 1941 
bis Herbst 1944. Die Zahl der im Deutschen Reich arbeiten-
den Niederländer beträgt im Gesamtzeitraum des Zweiten 
Weltkriegs 475.000 Personen.

Wirtschaftliche Kooperation
Die einheimischen Unternehmer verlieren ihre Import- und 
Exportmärkte. Die Verbindungen zu den Kolonien sind 
unterbrochen. Die niederländische Industrie stellt sich daher 
bald auf die deutsche Kriegswirtschaft ein. 1944 produziert 
bereits die Hälfte der niederländischen Industriekapazität 
für Deutschland.

Zerstörung des Einwohnermeldeamtes in Amsterdam

Armband und Ausweis der niederländischen Widerstandsbewegung. Der Name NBS ist 
die Abkürzung für Interne Militärische Streitkräfte der Niederlande. Sie werden von der 

niederländischen Exilregierung in London befehligt. 
(Quelle: https://proxy.europeana.eu/90402
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Belgien (Militärverwaltung)
Belgische Arbeitskräfte werden bereits im Ersten Weltkrieg 
auf Druck der deutschen Rüstungswirtschaft zur Arbeit nach 
Deutschland deportiert. 
Nach der Kapitulation der belgischen Armee am 28.Mai 1940 
werden die belgischen Kriegsgefangenen in Flamen und 
Wallonen unterteilt. Die Flamen als „germanisches Bruder-
volk“ werden dann bis zum 31.März 1941 aus der deutschen 
Kriegsgefangenschaft entlassen. Die Kohlengruben, die 
Hütten- und Stahlwerke bringen dem Deutschen Reich für 
die Kriegswirtschaft benötigte Rohstoffe.

Kollaborationsorganisationen
Die Besatzung stützt sich auf Rex et Duits-Vlaamse Arbeids-
gemeenschap (DeVlag), die von militanten Katholiken 
gegründet wurde. Sie lehnen eine Demokratie ab und träu-
men von einem neu errichteten Belgien innerhalb eines deut-
schen Europas. Die Partei DeVlag basiert auf den Ideen des 
internationalen Faschismus. Sie strebt Dietsland an; ein Staat 
der aus Flandern und Niederlande besteht.

Freiwillige Meldungen von Arbeitswilligen
Die Besatzungsmacht kann sich auf ein bereits 1935 gegrün-
detes zentrales Nationale Arbeitsvermittlungs- und Arbeits-
losenamt stützen. Die Arbeitsverwaltungen in Belgien (Office 
National du Travail) setzen vorerst vorwiegend auf freiwillige 
Meldungen von Arbeitswilligen. Es wird im Juni 1940 mit 
den belgischen Behörden eine Übereinkunft getroffen, dass 
Belgier nicht zum Arbeitseinsatz in Deutschland gezwungen 
werden. Freiwillige sollen auch nicht in der Rüstungsindustrie 
eingesetzt werden. Bis zum Frühjahr 1941 verpflichten sich 
rund 190.000 Belgier freiwillig zur Arbeit in Deutschland. 
Daran hält sich die deutsche Verwaltung aber nur bis 1942.

Streik
Durch die deutschen Besatzer werden die Gewerkschaf-
ten durch die „Union de Travaiileurs menuels et intellectu-
els (UTMI)“ ersetzt. Im Mai 1941 wird von der verbotenen 
Gewerkschaft der Berg- und Metallarbeiter ein Streik ausge-
rufen, der gegen die Lohnbedingungen kämpft.

Arbeitspflicht ab 1942
1942 wird die Arbeitspflicht eingeführt. Jeder Mann zwischen 
18 und 50 Jahren und jede unverheiratete Frau zwischen 21 
(später 18) und 35 Jahren kann nun zur Arbeit in Deutsch-

Werbeplakat für den Arbeitseinsatz„Wohlergehen durch die Arbeit in Deutsch-
land“, „Das nächstgelegene Arbeitsamt nimmt ihre Anfrage entgegen.“ 

(Quelle: CEGES-Soma)

land zwangsverpflichtet werden. Ab 
März 1943 wird die Entsendung der 
belgischen Frauen untersagt. Später 
werden ganze Geburtsjahrgänge dienst-
verpflichtet. Die Zahl der im Deutschen 
Reich arbeitenden Belgier beträgt im 
Gesamtzeitraum des Zweiten Welt-
kriegs rund 375.000 Personen.

Einrichtung von Zivilfahndern
Die Militärverwaltung versucht 
Ende 1943 mit der Einrichtung von 
Zivilfahndern, eine Art Hilfspolizei, 
der ständig steigenden Zahl an 
Verweigerern, die Zwangsarbeit in 
Deutschland  anzunehmen, entgegen 
zu treten. Sie stützt sich dabei auf die 
Kollaborationsorganisationen.

Anwerbestelle für Arbeit in Deutschland 
(Quelle: www.belgiumwwii.be/de/belgien-im-krieg/artikel/office-national-du-travail.html)

Die Fahne der Rex, eine belgische, katholisch 
faschistische Bewegung. (Quelle: Wikimedia)
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Werbeaktion für Arbeit „Leben ist Arbeit - Arbeit ist Glück“
 (Quelle: www.belgiumwwii.be/de/belgien-im-krieg/artikel/office-national-du-travail.html)

Treffen der faschistischen Duits Vlaamse Arbeidsgemeenschap (Deutsch-Flämi-
sche Arbeitsgemeinschaft) 

 Werbeplakat des Reichsarbeitsamtes für Arbeit in Deutschland 
(www.belgiumwwii.be/de/belgien-im-krieg/artikel/office-national-du-travail.html)

Anwerbung von belgischen Arbeitskräften 
(Quelle: www.belgiumwwii.be/de/belgien-im-krieg/

ereignisse/1942-10-06-zwangsarbeit.html)
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Frankreich
Nach der Besetzung Frankreichs 
durch die Deutsche Wehrmacht 
im Juni 1940 fallen rund 1,8 
Millionen französische Kriegsge-
fangene in deutsche Hände. 
An Besatzungskosten werden 
Frankreich ab November 1942 
20 bzw. 25 Millionen Reichs-
mark täglich verrechnet. Dieser 
Beitrag wird zum wichtigsten 
Teil der Kriegsfinanzierung für 
Deutschland. Das Privateigen-
tum an Produktionsmitteln mit 
Ausnahme der Arisierungen 
bleibt zum größten Teil in den 
Händen der französischen Eigen-
tümer. Es kommt zur Bewirt-
schaftung der Betriebe und die 
nicht kriegsnotwendige Produk-
tion wird eingestellt.

Rekrutierung von Zivilar-
beitern
Vorerst wird nach dem Sieg über Frankreich ein Teil der franzö-
sischen Kriegsgefangenen wieder in ihre Heimatländer zurück-
geführt, da die Zahl der Kriegsgefangenen die Beschäftigungs-
kapazitäten überfordert. Erst nach dem Ansteigen des Bedarfs 
an Arbeitskräften in Deutschland wird mit dem Vichy Regime 
die Rekrutierung von Arbeitskräften vereinbart. Die Formen 
des Zwangs für die Arbeitskräfte sind unterschiedlich. Für 
manche ist Zivilarbeit die bessere Wahl als zum Reichseinsatz 
eingezogen zu werden. Trotzdem kann durch Kasernierung 
in Lagern und Bewachung kaum mehr von einem normalen 
Arbeitsverhältnis gesprochen werden. 

Einsatz in Frankreich
Im besetzten Frankreich werden sehr schnell zahlreiche 
Männer gewaltsam zur Organisation Todt verpflichtet und 
in Nordfrankreich eingesetzt. Vorwiegend setzt die deutsche 
Besatzungsmacht aber auf freiwillige Meldungen. Im Frühjahr 
1942 sind rund 845.000 Franzosen innerhalb Frankreichs für 
die Organisation Todt, die Wehrmacht und die Rüstungsindus-
trie tätig.

Einführung der Dienstpflicht 1942
Zu diesem Zeitpunkt ändert sich gegen-
über Frankreich die deutsche Arbeitspoli-
tik grundlegend. Im September 1942 wird 
die allgemeine Dienstpflicht „Service du 
travail obligatoire“ (STO) für Männer und 
Frauen eingeführt. Durch die Verpflich-
tung von vollen Jahrgängen werden die 
benötigten Arbeiter nach Deutschland 

vermittelt. Allein im Rahmen vereinbarter tatsächlicher und 
scheinbarer Austausche von Kriegsgefangenen gegen zivile 
Arbeitskräfte kommen auf diese Weise bis 1943 mindestens 
390.000 französische Zivilarbeiter, darunter zahlreiche Fachar-
beiter, ins Reich. Die Zahl der Kriegsgefangenen verringert sich 
vor allem durch Überführung in den Zivilstatus und Sterbefälle. 
Die Zahl der französischen Zivilarbeiter beträgt während des 
Krieges insgesamt etwas über 1 Million Menschen.

Status der westeuropäischen Arbeiter
Der Status der westeuropäischen Arbeiter in Deutschland 
unterscheidet sich von dem der Ostarbeiter, den Polen und 
Tschechen. Sie haben bessere Unterkünfte, Verpflegung und 
Bezahlung. Die Beschränkungen beim Kontakt mit der deut-
schen Bevölkerung sind gering. Die Ursachen sind in der natio-
nalsozialistischen Rassenideologie zu suchen. Danach erhalten 
die Angehörigen dieser Völker einen höheren Rang im „Rass-
sensystem“ der Nationalsozialisten. Der Zwangscharakter der 
Arbeit wird damit aber nicht aufgehoben. Mit Fortdauer des 
Krieges werden die Zwangsmaßnahmen auch gegenüber den 
westeuropäischen Arbeitern verstärkt.

Französischer Mechaniker bei Siemens in Berlin 1943. (Quelle: Bundesarchiv, Bild 183-S68015 / CC-BY-SA 3.0, CC 
BY-SA 3.0 de, https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=5369433)
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Anwerbestelle in Frankreich für Arbeit in Deutschland im Feber 1943 (Quelle: Bundesarchiv Bild 183-2002-0225-500)

Werbeplakat für Deutschland: „Sie geben ihr Blut, geben sie ihre Arbeit, um Europa vom 
Bolschewismus zu retten.“ 

(Quelle: https://bibliotheques-specialisees.paris.fr/ark:/73873/pf0002142241) 

Beutezug 
Die Dienststellen der Wehrmacht ziehen durch ganz 
Frankreich, um vor allem Rohstoffe zu requirieren. 
Nach Deutschland werden nach einem Abschlussbe-
richt der deutschen Militärverwaltung unter anderem 
rund 317.000 Tonnen Kupfer, 82.000 Tonnen Blei, 
49.000 Tonnen Messing , 810 kg Platin und 12.000 kg 
Gold geliefert. An Maschinen werden bis zum Jänner 
1941 10237 Werkzeugmaschinen und 2839 Elektro-
motoren abtransportiert. Auch bei den Konsumgü-
tern wie Rum, Cognac, Champagner werden die Lager 
ausgeräumt. Die verschiedenen nationalsozialistischen 
Organisationen und Regierungsbehörden bedienen 
sich an den Kulturgütern Frankreichs.
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Großbritannien
Nach dem Scheitern des britischen Expeditionskorps in Frankreich 
werden rund 168.000 britische Kriegsgefangene in den Lagern des 
Deutschen Reiches festgesetzt. Die britischen Gefangenen werden 
als selbstbewußte Gefangene wahrgenommen. Ihr gutes Erschei-
nungsbild und das Verteilen von Nahrungsmittel am Arbeitsplatz 
wird als eine Gefahr für das deutsche „Volkstum“ angesehen. Ihre 
Arbeitsleistung betrage nur für 25% eines deutschen Arbeiters.
Der Versuch im Jahre 1943, englische Freiwillige für eine Kampf-
truppe gegen den Bolschewismus aufzustellen, scheitert.
Im Allgemeinen werden die britischen Kriegsgefangenen besser 
behandelt als alle anderen Gruppen. Da die Deutschen die Westal-
liierten entsprechend der Genfer Konvention behandeln, haben die 
britischen Kriegsgefangenen Anrecht auf Lebensmittelpakete des 
Roten Kreuzes, Briefverkehr mit ihren Angehörigen und Besuche 
von Rotkreuz-Vertretern. Die Lebensmittelpakete ermöglichen 
eine relativ gute Versorgung und Ernährung der britischen Kriegs-

gefangenen.

US-Amerika
Die ersten Kriegsgefangenen aus den USA kommen zu 
Beginn des Jahres 1943 in deutsche Gefangenenlager. Bis 
zu Kriegsende werden rund 62.000 Gefangene aus den 
USA in Lagern festgesetzt. Ihre „konventionsgerechte“ 
Behandlung und die Versorgung mit Rot-Kreuz Paketen 
ermöglicht ihnen eine gegenüber anderen Kriegsgefange-

nen privilegiertes Leben.

Dänemark
Nach der Besetzung am 9.April 1940 durch die Deutsche Wehrmacht wird von 
der dänischen Regierung auf eine Politik der Zusammenarbeit mit Deutschland 
gesetzt. Erst am 29.August 1943 wird die Regierung aufgelöst und die deutsche 
Militärbehörden übernehmen offiziell die Macht. Das dänische Militär wird 
entwaffnet.

Dänische Unternehmen 
Dänische Firmen vor allem in der Bauindustrie führen Arbeiten für Deutsch-
land durch. Sie beschäftigen dafür auch von den deutschen Behörden zur Verfü-
gung gestellte ZwangsarbeiterInnen. Weiters produzieren dänische Unterneh-
men Waren für die Eisen- und Stahlindustrie, die von Interesse für Deutschland 
sind. Es besteht der deutsche Plan, dass die dänische Landwirtschaft 10% des 
deutschen Bedarfs an Fleisch, Butter und Zucker liefert.

Luxemburg (Zivilverwaltung)
Luxemburg wird nach der Besetzung am 10.Mai 1945 als 
Teil von Deutschland angesehen. Deutsch wird als Amts-
sprache eingeführt. Die nichtdeutschen Vornamen müssen 
durch deutsche ersetzt werden. Die Reichsmark wird das 
Zahlungsmittel. Die luxemburgische Staatsverwaltung 
bleibt bestehen, es werden aber zumeist deutsche Beamte 

in leitenden Positionen eingesetzt.

Mitglied der Dänischen Nationalsozialistischen 
Jugend (DNSAP) Juni 1941

Vereinbarung über Leiharbeit
Es wird eine Vereinbarung über 
dänische Leiharbeiter getroffen. In 
Deutschland arbeiten rund 80.000 
Dänen, die als „Germanen“ mit den 
gleichen Arbeitsbedingungen der 
Deutschen rechnen können.

Dänische Arbeiterin in einem deutschen Reichsbetrieb. Durch eine mit einem „D“ gezeichnete Armbinde werden 
sie als Däninnen kenntlich gemacht. Sommer 1941 (Quelle: Bundesarchiv)
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Polen
In den deutsch-polnischen Beziehungen hat der Einsatz polni-
scher Saisonarbeiter in der Landwirtschaft bereits traditionell 
eine Bedeutung. Seit 1936 gibt es jährliche Verhandlungen mit 
der polnischen Regierung über Arbeitskräftekontingente für 
Deutschland. Der Umfang nimmt von Jahr zu Jahr sprung-
haft zu. Als die polnische Regierung wegen der wachsenden 
Spannungen in den Beziehungen zum Deutschen Reich 1939 
das zugesagte Kontingent von 90.000 Arbeitern zurückhält, 
werden polnische Staatsangehörige auch ohne Papiere ins 
Reich gelassen und von eigens für sie in Grenznähe eingerich-
teten Arbeitsamtsstellen registriert.
Nach der Besetzung Polens durch die Deutsche Wehrmacht 
wird das Land in die Gebiete Oberschlesien, Wartheland, 
Danzig-Westpreußen und Generalgouvernement aufgeteilt. 
Nach deutschen Vorstellungen hat der Staat Polen zu existie-
ren aufgehört. Der Großteil der Kriegsgefangenen erhält den 
Status von Zivilarbeitern. Sie kommen vom STALAG in Ostar-
beiterlager in die Zuständigkeit der GESTAPO.

Oberschlesien
Die Bevölkerung in Oberschlesien wird durch die Einfüh-
rung der Deutschen Volksliste (DVL) in vier Volksgruppen 
und in die Gruppe der Nicht-Eingetragenen eingeteilt. Wegen 
fehlender Arbeitskräfte werden auch Juden und „Ostarbeiter“ 
in Oberschlesien beschäftigt. Die Ostarbeiter und Juden arbei-
ten unter schlechteren Arbeitsbedingungen. Die Ostarbeiter 
stammen zumeist aus der Ukraine und Weißrussland. Auch 
der Einsatz von sowjetischen und später italienischen Solda-
ten wird gefördert. Im Jänner 1944 beträgt der Anteil auslän-
discher Arbeitskräfte über 50%.

Warthegau (Posen)
Zur Germanisierung des Warthgaus wird die Bevölkerung 
einer Rassenmusterung unterzogen. Juden werden in das 
Generalgouvernement deportiert. Auch die polnische Elite 

wird ohne rassische Auslese 
deportiert. Dagegen sollen 
rassisch und politisch 
tragbare Landarbeiter nicht 
in das Generalgouvernement 
versetzt werden. Der 
Warthegau wird als Muster 
einer Volkstumspolitik 
der Nationalsozialisten 
angesehen. Er soll zur 
Kornkammer Deutschlands 
werden.

Generalgouvernement
Die Bevölkerung des Generalgouvernements soll als führerlo-
ses Arbeitsvolk den Deutschen zur Verfügung stehen und die 
Wanderarbeiter stellen, die Deutschland benötigt. Es wird als 
Sammelbecken für Polen und Juden angesehen. Für die dort 
lebenden Juden wird der Arbeitszwang eingeführt. Für die 
Polen besteht Arbeitspflicht. Ab Jänner 1940 wird das Anwer-
bemodell umgestellt und den polnischen Behörden werden 
Quoten für die Anwerbung von Arbeitskräften vorgegeben. 
1942 arbeiten bereits rund eine Million Polen im Deutschen 
Reich. Im Gesamtzeitraum 1939 bis 1945 werden insgesamt 
rund 1,6 Millionen polnische Zivilisten und 300.000 polnische 
Kriegsgefangene in Deutschland zur Zwangsarbeit verpflich-
tet.
In den Arbeitsämtern erfolgt eine rassische Beurteilung, ob 
die Person zum Einsatz in der Landwirtschaft geeignet und 
„wiedereindeutschungsfähig“ ist. Die Kinder von Zwangs-
arbeiterinnen werden in Kindersammelstellen gebracht. Sie 
verwahrlosen dort und leiden an Unterernährung. Im Gene-
ralgouvernement befinden sich 1942 21 Arbeitsämter mit 86 
Nebenstellen.

Änderung der Produktionspolitik
Die anfängliche Vernachlässigung der Produktion in den polni-

schen Gebieten ändert 
sich ab Ende 1939. Es 
wird nun der Aufbau 
einer Rüstungsindus-
trie forciert und die 
Landwirtschaft produ-
ziert für das Deutsche 
Reich. Außerdem wird 
die Infrastruktur für 
den Aufmarsch in die 
Sowjetunion aufgerüs-
tet.

Vertreibung der Polen aus dem Wartheland 1939 
(Quelle: Bundesarchiv, R 49 Bild-0131 / Wilhelm Holtfreter / CC-BY-SA 3.0, CC BY-SA 3.0 de, https://commons.wikimedia.

org/w/index.php?curid=5372093)
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Deutsches Propagandaplakat: „Gehen wir zur Landwirtschaft nach Deutschland! Melden Sie sich sofort bei Ihrem Dorfvorsteher“

Deutsches Propagandaplakat: „Jede ins Reich - Polnische Frauen und Mädchen 
unterwegs zur Arbeit in das Reich. Ihre freudige Erwartung wird nicht enttäuscht 

werden“

Werksausweis des 16-jährigen polnischen Zwangsarbeiters bei Kienzle Uhren, 
Benon Tuszyński. (Quelle: German Government - Family archive, https://

commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=10433270)
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Gründungsdokument der Deutschen Volksliste (DVL) 
(Quelle: https://de.wikipedia.org/w/index.php?title=Datei:Gr%C3%BCndungsdokument_DVL.jpg&filetimestamp=20070216202902&)
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Deutsche Volkstumspolitik
Die Volkstumspolitik der Nationalsozialisten wird in zwei Perioden eingeteilt. Die erste Periode von 1939-1941 sieht die Aussiedelung 
der gesamten polnischen Bevölkerung aus den eingegliederten Gebieten vor. Die „rassisch wertvolle“ Bevölkerung kann in diesen 
Gebieten aber verbleiben. In der Periode ab 1941 wird aus Arbeitskräftemangel die Einbeziehung größerer Bevölkerungsteile als 
sinnvoll erachtet, um die Produktion aufrecht zu erhalten und zu steigern. So wird 1941 eine Deutsche Volksliste (DVL) erlassen. 
Darin werden nun Bevölkerungsgruppen aufgezählt, die die Fähigkeit haben, sich in die deutsche „Volksgemeinschaft“ einzugliedern.
Die DVL teilt die die Bevölkerung nach vier Volksgruppen ein: 
Gruppe 1: besteht aus politisch aktiven Volksdeutschen
Gruppe 2: enthält die politisch passiven Volksdeutschen
Gruppe 3: umfasst Polen deutscher Abstammung
Gruppe 4: besteht aus assimilierten Deutschstämmigen. Polnische Beschäftigte der Gruppe 4 haben schlechtere Arbeitsbedingun-
gen. Sie erhalten keine Entgeltfortzahlung bei Krankheit, keine Kinder- und Familienzulagen: Sie erhalten nur 6 bis 8 Kalendertage 
als Urlaub. 
Gruppe der nicht Eingetragenen: Die nicht in der DVL eingetragenen Arbeiter haben noch schlechtere Arbeitsbedingungen. Ihr 
Gehalt ist bis zu 50% niedriger und sie zahlen eine „Polenabgabe“ und Sozialausgleichsabgabe. Daneben erhalten sie auch weniger 
Nahrungsmittelzuteilungen. Die Mangelernährung führt zu Produktivitätsverlusten und beeinträchtigt die Kohleproduktion. Die 
Deutsche Verwaltung sieht das Problem in der mangelnden Arbeitsdisziplin. Das Fernbleiben von einer geregelten Arbeit wird mit 
dem Entzug der Lebensmittel- und Bekleidungsmarken geahndet. Fernbleiben von der Arbeit gilt ab 1943 als politisches Verbre-
chen. Die außergerichtlichen Strafverfahren der Gestapo beinhalten Belehrung, Warnung, Kurzarrest, schweres Gefängnis bis zur 

Arbeits- und Konzentrationslagerhaft.
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Serbien (Militärverwaltung)
Infolge des deutschen  Balkanfeldzuges und nach der Kapitu-
lation am 30.April 1941 wird das Königreich Jugoslawien in 
drei Staaten (Kroatien, Serbien, Montenegro) geteilt. Nach 
der Eroberung zieht sich die deutsche Militärverwaltung auf 
wenige Gebiete zurück und dehnt die Verwaltungsgebiete der 
bulgarischen, italienischen, ungarischen und kroatischen Kolla-
borateure aus, um weniger eigene Militärkräfte zu binden. Zur 
Unterstützung der deutschen Militärverwaltung wird eine 
serbische Kollaborationsverwaltung installiert. Die operative 
Verwaltung wird fast zur Gänze von der serbischen Bevölke-
rung übernommen.

Arbeitskräfte in Serbien
Für den Wiederaufbau nach den Kriegshandlungen werden 
Kriegsgefangene, Roma und Juden herangezogen. Serbische 
Kriegsgefangene werden nach Deutschland deportiert. Die 
Arbeitspflicht besteht für Männer von 14 bis 60 Jahren und für 
Frauen von 16 bis 40 Jahren. Die Arbeitszeit beträgt 17 bis 18 
Stunden pro Tag. Arbeitsämter gibt es nur in größeren Städten.
Der Druck der Partisanen, die schlechtere Ernährungslage in 
Deutschland und Luftangriffe reduzieren die Annahme von 
Arbeit in Deutschland. Es wird daher ein abgestuftes System 
von Pflichtarbeit installiert. Dem serbischen Innenminister 
wird die Zahl der Pflichtarbeiter von der deutschen Militärver-
waltung vorgegeben, die erfüllt werden muss.

Ausfuhr von Nahrungsmitteln und Kupfer
Die Ausfuhr von Nahrungsmitteln und Metallerzen, insbeson-

dere Kupfer (Bergwerk Bor in Serbien ist das einzige Kupfer-
bergwerk im deutschen Machtbereich), ist für die deutsche 
Wirtschaft von großer Bedeutung. Es gibt Filialbetriebe der 
Kruppwerke und Reichswerke Hermann Göring in Serbien. Im 
Kupferbergwerk in Bor werden ab 1943 ungarische Juden und 
italienische Militärinternierte beschäftigt.
Juden werden für die Zwangsarbeit registriert. In Belgrad gibt es 
zwischen 3.500 und 4.000 jüdische Arbeitskräfte.

Anwerbung von Arbeitskräften
Ab Mai 1941 kommt es zur Anwerbung von serbischen Arbeits-
kräften zum Arbeitsdienst in Deutschland. Die Arbeitsbe-
dingungen werden gepriesen: 48 Stunden Woche, 100 Dinar 
Tageslohn, bis 50% Überstundenzuschlag, acht Tage Urlaub und 
so weiter. Daneben werden die Möglichkeiten zu Weiterbildung, 
Freizeitgestaltung und Geldtransfer aufgezeigt. Die Motive zur 
Annahme des Arbeitsdienstes in Deutschland sind vor allem 
die intensive, positive Presse, Vermeidung der Pflichtarbeit im 
Bergbau und die Rekrutierung durch Partisanen oder Tschetnik. 
So können bis August 1941 über 22.000 und bis Dezember 1941 
34.000 Personen angeworben werden. Insgesamt kommen rund 
63.000 Personen zur Arbeit nach Deutschland. Die Werbeaktio-
nen werden dann gestoppt, da die Arbeitskräfte für den Bergbau 
und die kriegswichtige Industrie in Serbien gebraucht werden. 

Ansuchen um ungarische Juden
1943 stellt Deutschland an Ungarn das Ersuchen, jüdische 
Arbeitsdienstler in die Kupfermine von Bor zu senden. Es 
kommen bis 1944 rund 6.000 jüdische Arbeitsdienstler aus 
Ungarn nach Serbien. Dafür erhält Ungarn Kupfer.

Da sie keine Freiwilligen finden, rekrutieren die Deutschen zwangsweise Arbeitskräfte. Eine Methode sind Straßenrundungen d.h der Aufgriff von 
Personen auf der Straße.
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Kroatien (NDH Staat)
Die Arbeitsmigration aus Jugoslawien reicht bis in die Zeit vor dem Ersten Welt-
krieg zurück. 1928 schließt das Königreich Jugoslawien ein bilaterales Arbeits-
abkommen mit Deutschland ab. Ab 1936 werden ausländische Arbeitskräfte aus 
dem Königreich Jugoslawien für die Rüstungswirtschaft des Deutschen Reiches 
beschäftigt. Im März 1941 arbeiten rund 45.000 Personen aus Jugoslawien im 
Deutschen Reich. Die Gefahr eines Putsches, der den deutschen Einfluss und 
die Lieferung von Rohstoffen und Arbeitskräften gefährdet hätte, führt 1941 
zur Besetzung und Zerschlagung von Jugoslawien und Aufteilung Jugoslawiens 
zwischen Deutschland, Italien, Ungarn und Bulgarien. Der „Unabhängige Staat 
Kroatien“ (Nezavisna Država Hrvatska -NDH) wird gegründet. Kroaten werden 
als Angehörige eines verbündeten Staates als FremdarbeiterInnen behandelt. 
Serbische Kriegsgefangen dagegen werden den OstarbeiterInnen gleichgestellt.

Rekrutierung von Arbeitskräften
Im Mai 1941 schließt die Regierung ein Abkommen mit Deutschland über die 
Entsendung von Arbeitskräften ab. Deutschland wird ermächtigt, kroatische 
Arbeitskräfte anzuwerben. Dabei müssen sich die Arbeitskräfte den deutschen 
Arbeitsbehörden unterordnen. Sie werden zwar den deutschen Beschäftigten 
gleichgestellt, können aber nicht der DAF (Deutsche Arbeitsfront) beitreten 
und an deren Begünstigungen teilhaben. Von April 1941 bis Mitte 1942 werden 
von der deutschen Wehrmacht mit Hilfe des NHD Staates Arbeitskräfte nach 
Deutschland rekrutiert. 1941 kann die Rekrutierungsplanzahl von 54.500 Perso-
nen übertroffen werden, die aber im gleichen Jahr auf eine Quote von 100.000 
erhöht wird. 

Errichtung von Konzentrationslagern
1941 werden auch Konzentrationslager für Zwangsarbeit errichtet. Das größte 
für den südosteuropäischen Raum befindet sich in Jasenovac. Diese Lager dienen 
auch als Sammellager und Rekrutierung von Arbeitskräften für den Arbeitsein-
satz in Deutschland.

Reduziertes Interesse an Arbeitsaufnahme
In der Folge braucht Kroatien aber für seine Landwirtschaft, Industrie und Armee selbst Arbeitskräfte. Die Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen der Freiwilligen in Deutschland wie Heimkehrverbote und Leben in einem Lager führen zu geringem Interesse 
der kroatischen Bevölkerung und zu einer Reduzierung der Freiwilligen. Arbeitskräfte-Razzien durch Ustascha Milizen und deut-
sche Behörden richten sich vor allem gegen die serbische Bevölkerung. Die serbische ZwangsarbeiterInnen kommen vor allem in das 
Gebiet der Ostmark. Diese Auskämmaktionen dienen vor allem dazu, Arbeitskräfte zu beschaffen und nicht wie vorgeschoben wird, 

„Bandenbekämpfung“ durchzu-
führen. Wegen Straftaten verur-
teilte Kroaten werden in Lager 
nach Deutschland zur Verbüßung 
ihrer Haftstrafen gebracht.

Fehlende Arbeitskräfte 
führen zu wirtschaftlichem 
Niedergang
Ab 1943 werden Arbeitskräfte 
in den Konzentrationslagern 
angeworben. Des weiteren 
verhaftet die SS Menschen und 
deportiert sie nach Deutschland. 
Dieser Abfluss an Arbeitskräften 
führt zu einem wirtschaftlichen 
Niedergang in Kroatien. Noch 
bis knapp vor Kriegsende 1945 
werden Personen in Wien zum 
Arbeitseinsatz verpflichtet. 
Insgesamt beträgt die Zahl der 
ins Deutsche Reich gebrachten 
Arbeitskräfte rund 270.000 
kroatische ZivilarbeiterInnen.

(Quelle: Bundesarchiv, Bild 146-1994-040-14A / Hoffmann, Heinrich / CC-BY-SA 3.0, CC BY-SA 3.0 de, https://
commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=5419651)

Kroatisches Propagandaplakat: „An die Arbeit! Verstärken 
wir die Arbeit, um den Krieg zu verkürzen!“
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Kroatisches Propagandaplakat: „Jeder für Alle, Alle für Einen“

Plakate des kroatischen Staates zur Gewinnung von Arbeitkräfte:
„Nur in der Arbeit liegen Glück und Wohlbefinden der Menschen“

Kroatisches Progandaplakat: „Finger weg von Kroatien“

„Die Pflicht von uns allen ist es, alle unsere Kräfte auf die Arbeit zu 
konzentrieren und dass dies einem unabhängigen kroatischen Staat dient.“
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Griechenland (Militärverwaltung)
Griechenland wird im April 1941 von der Deutschen Armee 
angegriffen und unter Mithilfe von Bulgarien und Italien 
besetzt. Der Großteil der griechischen Kriegsgefangenen wird 
entlassen. Es wird eine Kollaborationsregierung unter Tsolako-
glou installiert.

Deutsche Aneignung der Rohstoffproduktion
Nach der Machtübernahme sichern sich deutsche Firmen wie 
Krupp und IG-Farben die vorhandenen Rohstoffe aus griechi-
schen Minen wie Eisenerz, Chrom, Nickel, Magnesit, Bauxit, 
Gold und andere. Sie schließen langfristige Verträge zu günsti-
gen Bedingungen mit den Minenbesitzern ab oder übernehmen 
Firmenanteile. Das Wehrwirtschafts- und Rüstungsamt des 
Oberkommandos der Wehrmacht übernimmt die Schiffswerft 
Vasileiades, Elektrizitätsfirmen, Textilfabriken in ihre Verwal-
tung.

Besatzungskosten
Nach der Besetzung werden von den Wehrmachtssoldaten 
Nahrungsmittel requiriert und Geschäfte geplündert. Zur leich-
teren Versorgung der Soldaten der Achsenmächte in Griechen-
land werden dann der Kollaborationsregierung Besatzungskos-
ten verrechnet. Zur Finanzierung dieser Kosten wird von der 
Regierung die Banknotenpresse in Gang gesetzt. Dies führt in 
kurzer Frist zu einer Hyperinflation. Das Tauschgeschäft ersetzt 
die Bezahlung mit Geld.

Hungerwinter 1941/42
Die Ausbeutung Griechenlands durch die Besatzer führt zu einer 
Hungersnot im Winter 1941 und 1942. Lebensmittel werden für 
den Bedarf der Wehrmacht abgezogen. Die Finanzierung der 
Besatzung erfordert 90% des Volkseinkommens. Die Währung 
unterliegt einer hohen Inflation. Lebensmittel sind für die Masse 
der Bevölkerung nicht mehr erschwinglich und nur über den 
Schwarzmarkt erhältlich. Es kommt zur großen Hungerkatast-
rophe. Hunderttausend sterben an Unterernährung. Es formiert 
sich eine griechische Widerstandsarmee.

Zwangsanleihe
Neben den Besatzungskosten muss Griechenland auch 
Rohstoffe und Lebensmittel nach Deutschland liefern, die aber 
von Deutschland nicht bezahlt werden. Diese Forderungen 
Griechenlands an Deutschland werden in eine Anleihe umge-
wandelt, die erst nach Kriegsende bezahlt werden soll. Mit 
Kriegsende 1945 beträgt der Wert dieser Anleihe 476 Millionen 
Reichsmark.

Nationale Befreiungsfront (EAM)
Im September 1941 wird die Nationale Befreiungsfront (EAM) 
gegründet, der bei Abzug der deutschen Besatzung rund 22% 

der Bevölkerung angehören. 
Von der griechischen 
Kollaborationsregierung 
werden Sicherheitsbataillone 
aufgestellt, die gemeinsam 
mit der deutschen 
Wehrmacht gegen die 
Nationale Befreiungsfront 
kämpfen. Die EAM 
gründet 1943  das  Freie  
Griechenland. Rund 1 
Million Menschen leben 
in den befreiten Zonen. 
Die deutsche Wehrmacht 
versucht den Widerstand 
durch Massaker und 
Zerstörung ganzer Dörfer 
einzudämmen. Sie 
hinterlässt nach ihrem 
Abzug ein völlig zerstörtes 
Land.

Plünderung eines griechischen Geschäfts durch deutsche Soldaten
 (Bundesarchiv, Bild 101I-163-0318-31 / Bauer / CC-BY-SA 3.0, CC BY-SA 3.0 de, https://commons.wikimedia.org/w/index.

php?curid=5476310)

Unterernährte Kinder in Athen 1941 in der Obhut des Roten Kreuzes (aus 
Inside Hitler‘s Greece Seite 45)



46

Produktion für Deutschland
Rund 160.000 Arbeitskräfte arbeiten in Griechen-
land für die deutsche Wirtschaft. Insbesondere im 
Bergbau werden Bodenschätze wie Chrom, Moly-
bdän und Nickel für die Versorgung Deutschlands 
gewonnen. So werden auch ZwangsarbeiterInnen 
für den Stollenbau und Straßenbau in Nordgrie-
chenland eingesetzt. Auch für die jüdische Bevöl-
kerung wird eine Dienstpflicht angeordnet. 1943 
wird eine allgemeine Dienstpflicht für Griechen 
von 16 bis 45 Jahren verfügt.

Anwerbeaktionen
Erst Anfang 1942 werden in Saloniki und Athen 
die ersten Büros des Deutschen Arbeitsdienstes 
errichtet. Die deutschen Militärbehörden 
aber behindern die Anwerbungen, da sie 
die ArbeiterInnen für ihre Zwecke in der 
Rüstungsindustrie benötigen. So können trotz 
der schlechten Ernährungslage in Griechenland 
1942 nur 23.000 griechische Frauen und Männer 
zur Arbeit im Deutschen Reich angeworben werden. Große 
Demonstrationen unter Führung der EAM in Athen verhindern 
Rekrutierungsmaßnahmen der Kollaborationsregierung. 

Gewaltsame Rekrutierung 
Ab Mitte 1943 werden durch gewaltsame Maßnahmen und 
unter der Mithilfe der Sicherheitsbataillone Arbeitskräfte rekru-
tiert. Im August 1943 werden 45.000 Juden nach Auschwitz 
deportiert und ein Teil davon wird für Sklavenarbeit selektiert.

Wachsender Widerstand
Die Regierung versucht, von den Bauern unter Zwang die 
Ernten zu requirieren, um die Ernährung der Stadtbevölkerung 
zu sichern. Neben staatlichen Einkäufern werden Gendarmen 
mit der Aufgabe betraut, die Ernten einzutreiben. Daneben 
bilden sich „Banden“, die die staatlichen Lagerhäuser plündern. 
Bauern werden erschossen, während sie versuchen, den Dieb-
stahl von Nutztieren und Getreide zu verhindern. Die griechi-
sche Volksbefreiungsarmee (ELAS) integriert diese Gruppen 
und richtet den Kampf gegen die Kollaborationsregierung und 

Besatzungstruppen der Achsen-
mächte. Die Repressionsmaßnah-
men der Besatzungstruppen wie 
„Säuberungen“ und Geiselnahme 
insbesondere der deutschen 
Armee verstärken den Zustrom 
zu den griechischen Guerillaein-
heiten. Nach dem Austritt Italiens 
aus dem Bündnis mit Deutsch-
land im September 1943 löst sich 
die italienische Armee auf und 
Gruppen von italienischen Solda-
ten schließen sich der Volksbe-
freiungsarmee an.

5000 Drachme-Banknote aus 1942 von 
Alexandros Koroyiannakis, zeigt eine korpo-
ratistische Idylle vom fruchtbaren Ackerland 
(aus Inside Hitler‘s Greece Seite 66)

Sicherheitsbataillone der Kollaborationsregierung nehmen Fariksarbeiter gefangen, die zur Zwangsarbeit ins Deutsche 
Reiche gebracht werden oder als Geiseln dienen 1944 (aus Inside Hitler‘s Greece Seite 344)
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Ostland (Reichskommissariat): 
Estland, Litauen, Lettland

Das Baltikum wird mit Teilen von Weißruthenien in das 
Reichskommissariat Ostland eingegliedert. Die Balten werden 
im Gegensatz zu den Slawen als „rassisch“ höherwertig angese-
hen. Sie gelten nicht als Ostarbeiter. Die nationalsozialistische 

Rassenideologie stößt im Baltikum auf fruchtbaren Boden, da 
ethnische Konflikte zwischen der baltischen Bevölkerungs-
mehrheit und der slawischen Minderheit bestehen. Außerdem 
herrscht in der Bevölkerung nach der einjährigen sowjetischen 
Besetzung eine negative Stimmung gegenüber der Sowjetunion. 

Geringe Anzahl von Rekrutierungen
Durch die Beteiligung der einheimischen Verwaltung an den 
Rekrutierungsmaßnahmen ergeben sich Handlungspiel-
räume in der Gestaltung der Arbeitseinsätze. Außerdem sind 
die Besatzungsorgane wie Wehrmacht, SS und die deutschen 
Ostgesellschaften unter sich über die Mobilisierungsmaßnah-
men uneins. Die Folge ist eine geringe Rekrutierungszahl von 
Arbeitskräften für das Deutsche Reich.

Verschärfung der Maßnahmen der Rekrutierung
Trotz der vorgesehenen Arbeitspflicht kann die Rekrutierungs-
zahl nicht durchgesetzt werden. Auch die Maßnahme der 
Ausstellung von Arbeitsausweisen bringt nicht die gewünschten 
Erfolge. Weitere Maßnahmen sind die Aushebung von Jahrgän-
gen (1919-1924) und das Auskämmen der Betriebe. Es werden 
wahllos Razzien durchgeführt. Dabei wird von den lokalen 
Polizeitruppen Härte gegen die slawische Bevölkerung gezeigt 
und die baltische nachsichtig behandelt. Richtet sich die Rekru-
tierung gegen die slawische Minderheit, so werden die Kontin-
gente erfüllt. Für die Bevölkerungsmehrheit ist die ethnische 
Homogenisierung ein positiver Nebeneffekt. Auch die radikale 
Vorgangsweise gegenüber den Juden und Roma wird von einem 
Teil der baltischen Bevölkerung geschätzt. Anfang 1945 arbei-
ten rund 130.000 Personen aus dem Baltikum in Deutschland.

Landeseigene Verwaltung 
Das Personal der deutschen Verwaltung reicht nicht aus, die 
Vorstellungen der Deutschen im ganzen Land durchzusetzen. 
Die baltischen Behörden betreiben ihre eigene ethnische Poli-
tik gegenüber den Slawen. Es wird verhindert, dass die lokale 
Kriegswirtschaft für die Kriegsinteressen der Deutschen arbei-
tet. Die Vernichtungspolitik gegenüber den Juden und Roma 
wird von den lokalen Behörden nicht gebremst.

Deutsches Plakat in Lettland: „Deine Arbeit in Deutschland hilft den Bolschewis-
mus zu vernichten. (Quelle: Bundesarchiv Plak 003-042-020)

Sowjetische Frauen beim Arbeitseinsatz auf dem Bahnhofsgelände in Valga, Lettland 1942 (Quelle: Bundesarchiv, Bild 183-N1212-332 / Donath, Herbert / CC-BY-SA 
3.0, CC BY-SA 3.0 de, https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=5435754)
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Weißrussland                  
(Generalkommissariat 

Weißruthenien)
Im Herbst 1941 wird das weißrussische Gebiet 
aufgeteilt. Ein Teil wird Ostpreußen, ein Teil 
dem Generalkommissariat Weißruthenien, 
Ukraine und Litauen zugeordnet.

Kriegsgefangene in Arbeitskommandos
Von Beginn der Besetzung an werden die 
Kriegsgefangenen zur Arbeit herangezogen und 
in Arbeitskommandos eingeteilt. Sie müssen 
die Versorgung der Wehrmacht sichern und 
Verteidigungsanlagen errichten. Die einheimi-
schen Arbeitskräfte haben Aufgaben bei den 
Truppen oder Besatzungsbehörden zu leisten, 
arbeiten in der Produktion von militärischen 
Gütern, in der Landwirtschaft und der Versor-
gung der Bevölkerung. Im August 1941 wird 
die Arbeitspflicht eingeführt. Die Arbeitszeit 
beträgt mindestens 54 Stunden pro Woche.

Arbeitskräftemangel ab 1942
Zum Jahreswechsel von 1942/43 wird ein star-
ker Arbeitskräftemangel spürbar. Die Deporta-
tion von Arbeitskräften nach Deutschland, der 
Tod der Kriegsgefangenen, die Ermordung der 
Juden, der gesteigerte Bedarf an Arbeitskräften 
in der industriellen Kriegsproduktion und der 
Einsatz von einheimischen Arbeitskräften beim 
Bau von Verteidigungsanlagen verringern die 
Zahl der Arbeitskräfte für Deutschland. 1944 
wird eine „Heuaktion“ durchgeführt. Dabei 
werden elternlose Kinder gefangen genom-
men und zur Zwangsarbeit nach Deutschland 
gebracht. Mindestens 380.000 Arbeitskräfte 
werden zwischen 1942 und 1944 nach Deutsch-
land deportiert.

Landwirtschaft produziert für 
Deutschland
Die Landwirtschaft hat vor allem die hundert-
prozentige Ernährung der Wehrmacht und 
die Versorgung der Bevölkerung in Deutschland sicherzustel-
len. Werden die Sollzahlen in der Landwirtschaft nicht erfüllt, 
werden die Lebensmittelrationen der einheimischen Bevölke-
rung gekürzt. Außerdem werden gegenüber den Bauern und der 
Dorfgemeinschaft Geldstrafen, Zwangsarbeit oder Haftstrafen 
verhängt. Geräte und Vieh werden eingezogen. Die Zentralhan-
delsgesellschaft Ost organisiert den Einsatz der einheimischen 
Arbeitskräfte, der Lebensmittelproduktion und des Transports. 
Ankaufsstellen für Lebensmittel werden errichtet.

Neue Agrarordnung
Im Feber 1942 wird eine „Neue Agrarordnung“ beschlossen, 
die die Kolchosen und Sowchosen in Genossenschaften 
und Einzelhöfe umwandelt. Die Dreifelderwirtschaft wird 
in ein Sechsfeldersystem umgewandelt. Trotzdem gehen 
die Anbauflächen und Erträge zurück, was zum Teil auch 
auf die heftige Partisanentätigkeit zurückzuführen ist. Die 
Landbevölkerung leidet schwer unter der Plünderungen und 
der Kriegswirtschaft der Nationalsozialisten.

Industriepolitik
Erst nach dem Scheitern des Angriffs auf Moskau 1941 kommt 
es zur Überlegung der deutschen Behörden, die Industrie und 
Arbeitskräfte lokal für die Aufrüstung und Wehrmacht zu 
nützen. Die wichtigsten Wirtschaftszweige sind die Torfgewin-
nung, Textil- und Papierindustrie und die Energiewirtschaft. Es 
soll hier das größte Werk für die Reparatur von Militärfahrzeu-
gen errichtet werden. Die fehlenden Fachkräfte führen aber zu 
Schwierigkeiten, die Planziele zu erreichen. Es wird versucht, die 
fehlenden zivilen Arbeitskräfte durch Kriegsgefangene zu erset-
zen. Zum Jahreswechsel 1943/44 fordert die Wehrmacht den 
Einsatz der Arbeitskräfte im Frontgebiet zum Bau von Befes-
tigungsanlagen. Es kommt zur Zwangsrekrutierung auch von 
Kindern ab dem 10.Lebensjahr zur Errichtung eines Ostwalles. 
Zehntausende Arbeitskräfte werden in Arbeitslagern kaserniert. 
Der „Schienenkrieg“ der Partisanen verhindert die Verschlep-
pung von Arbeitskräften in das Deutsche Reich. Während der 
deutschen Besatzung werden rund 2 Millionen Bewohner zu 
Zwangsarbeiten im besetzten Gebiet verwendet .

Historische Bildbeschreibung: Freiwillige Ostarbeiter kommen nach Deutschland. Im geschmückten 
Eisenbahnzug und mit frohen, erwartungsvollen Mienen verlassen die jungen Ukrainerinnen ihre 
Heimat, um sich in Deutschland durch ihre Arbeit für das siegreiche Gelingen des großen Kampfes 
einzusetzen. Mai 1943 (Quelle: Bundesarchiv, Bild 183-J10852 / Kurrasch /commons.wikimedia.
org/w/index.php?curid=5434367)
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Ukraine (Reichskommissariat)
Nach dem Überfall auf die Sowjetunion sind die Ostge-
biete eine wichtige Ressource für landwirtschaftliche 
Güter, Bergbauprodukte und Energierohstoffe. Die 
Beschlagnahme von Nahrungsmitteln soll unabhängig 
von der Lage der einheimischen Bevölkerung durchge-
führt werden. Insbesondere die Ukraine wird als Korn-
kammer gesehen, die das Deutsche Reich ernähren soll.

Rekrutierungsgebiet für ZwangsarbeiterInnen
Die rassistische Ideologie, keine russischen Arbeitskräfte 
in das Deutsche Reich zu bringen, wird durch den Fort-
gang der Kampfhandlungen einer Revision unterzogen. 
So wird die Ukraine ab 1941 das wichtigste Rekrutie-
rungsgebiet für ZwangsarbeiterInnen der deutschen 
Wirtschaft. Die Rekrutierung erfolgt durch lokale Kolla-
borateure und die deutschen Arbeitseinsatzdienststellen. 
Zunächst ist ein Teil der Ukrainer zur Arbeitsaufnahme 
bereit, da ein positives Bild von Deutschland vermittelt 
wird. Außerdem werden die Lebensmittelrationen in den 
Ostgebieten unter das Existenzminimum reduziert. So 
wird die Arbeit in Deutschland als Möglichkeit gesehen, 
selbst zu überleben und die Angehörigen zu unterstützen.

Ermordung der jüdischen Bevölkerung
Bereits im Juli 1941 wird die jüdische Bevölkerung in 
Zwangsarbeiterkolonnen zusammengefasst und bald 
darauf ermordet. Arbeitslose werden in der Erntearbeit 
und im Straßenbau eingesetzt. Druck auf die Arbeitsleis-
tung wird durch die Lebensmittelkarten ausgeübt, die 
nur bei Vorhandensein des Arbeitsbuches ausgegeben 
werden. Sogenannte „Arbeitsverweigerer“ werden in 
Zwangsarbeitslager eingeliefert. Wehrmachtsoffizier erstellt die Transportlisten für Ukrainerinnen, Mai 1942 

(Quelle: Bundesarchiv 183-B19879)

Einsatz von zwangsverpflichteten Arbeitern aus dem von den deutschen Faschisten besetzten Gebieten der Sowjetunion in der deutschen Kriegswirtschaft, Mai 
1943. Arbeiterinnen an einem freien Tag. (Quelle: Bundesarchiv Aufnahme: Kurrasch)
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 Historische Bildbeschreibung: Freiwillige Ostarbeiter kommen nach Deutschland. Während der langen Eisenbahnreise verkürzt ein lustiges Gemeinschaftsspiel 
die Zeit und läßt keine Langeweile aufkommen. Mai 1943 PK-Kriegsberichter Kurrasch 

(Quelle: Bundesarchiv, Bild 183-J10839 / CC-BY-SA 3.0, CC BY-SA 3.0 de, https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=5364680)

Historische Bildbeschreibung: Ukrainische Arbeitskräfte fahren nach Deutschland. Mit fröhlicher Stimmung sind die Freiwilligen zum Arbeitseinsatz nach 
Deutschland zum Bahnhof gekommen. Sie fahren gerne und können den Zeitpunkt ihrer Abfahrt kaum erwarten.

In dem von der faschistischen deutschen Wehrmacht besetzten Gebiet in der Ukraine, Mai 1942. Die Zivilbevölkerung in Artemowsk [Artjomowwsk] muß sich 
in dem von der deutschen Zivilverwaltung eingerichteten Arbeitsamt melden, um bei Tauglichkeit als Zwangsarbeiter in der deutschen Rüstungsindustrie einge-

setzt zu werden. Die gemusterten Mädchen und Frauen warten zum Abtransport nach Deutschland auf dem Bahnhof. 
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Widerstand gegen Rekrutierungen
Ab April 1942 kommen kaum mehr Freiwillige in die reichsdeut-
schen Fabriken. Meldungen über Arbeitsbedingungen in Deutsch-
land, wie mit Stacheldraht abgeschlossene Arbeitslager, schlechte 
Verpflegung, geringe Entlohnung, überlange Arbeitszeiten, Miss-
handlungen und drakonische Strafen führen zum Widerstand 
gegen die Rekrutierungen.
Im Sommer 1942 wird für alle Jugendliche zwischen 18 und 20 
Jahren ein zweijähriger Pflichtdienst im Deutschen Reich einge-
führt. Es werden nun Fangaktionen von ZwangsarbeiterInnen 
durchgeführt. Die Bevölkerung entwickelt dagegen Vermeidungs-
strategien. Es werden Krankheiten vorgetäuscht, Ärzte und Kolla-
borateure werden bestochen. Während des Transports fliehen 
die Arbeitskräfte. Jüngere Menschen schließen sich sowjetischen 
Partisanen oder ukrainisch-nationalistischen Verbänden an.

Lokale Rüstungsindustrie gegen Rekrutierung
Es kommt zur Auseinandersetzung innerhalb der deutschen 
Behörden, die einerseits in der Ukraine eine Rüstungsindustrie 
aufbauen möchten, anderseits aber Arbeitskräfte für den Arbeits-
dienst in Deutschland einsetzen wollen. Für den Bau von Befes-
tigungen ab dem Jahr 1943 werden mehr als 210.000 ukrainische 
Arbeitskräfte eingesetzt. Von den rund drei Millionen Zwangsar-
beitskräften aus der Sowjetunion stammen rund 2,100.000 aus der 
Ukraine.

Verbrannte Erde
Während des Rückzugs der Wehrmacht wird die greifbare Bevöl-
kerung nach Deutschland zur Zwangsarbeit verschleppt. Ebenso 
werden Industrieanlagen, Gebäude und Infrastruktur zerstört.

Deutsches Propagandaplakat für Arbeitseinsatz in Deutschland: „Ich 
lebe in einer deutschen Familie und fühle mich wohl“ (Quelle: http://

voffka.com/pic/f_pl/nazi_poster_0.jpg)

Klage betreffend Verpflegung wird abgewiesen (Quelle: Bundesarchiv R 16/174)
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Sowjetunion
Am 22. Juni 1941 eröffnet die deutsche Wehrmacht den Krieg 
gegen die Sowjetunion. Bis zum Dezember 1941 besetzt die 
Wehrmacht das Baltikum, Weißrussland und die Ukraine. Die 
Reichskommissariate Ostland und Ukraine werden geschaffen 
und dort eine zivile Verwaltung errichtet. 

Lebensraum im Osten
Die Vorstellung der deutschen Reichsregierung ist es, einen 
„Lebensraum im Osten“ zu schaffen. Die Bevölkerung in den 
nicht-baltischen Gebieten der Sowjetunion wird vertrieben, 
ausgehungert und zur Zwangsarbeit verschickt. Der Bevölke-
rung werden die wirtschaftlichen Grundlagen entzogen. Im 
Gegensatz dazu begrüßen Teile vor allem der ukrainischen 
Bevölkerung die deutschen Soldaten als Befreier vom Bolsche-
wismus.

Verpflichtung zur Arbeit für die Besetzer
Die BewohnerInnen der besetzten Ostgebiete - Männer bis zum 
Alter von 65 Jahren und Frauen zwischen 15 und 45 Jahren - 
werden verpflichtet, Arbeiten für die Besatzer zu verrichten. 
Dies erfolgt im Dezember 1941 durch eine Verordnung des 
Reichsministers für die besetzten Ostgebiete Alfred Rosenberg. 
Die lokalen Behörden werden mit den Rekrutierungen 
beauftragt. Kontingente werden ihnen vorgeschrieben. Zur 
Erfüllung der Kontingente werden Personen auf offener 
Straße, bei Festen und Kirchenbesuchen aufgegriffen und zu 
Sammelstellen gebracht. Wird die vorgeschriebene Quote nicht 
erfüllt, wird die Gemeinde mit schweren Strafen belegt.

Hohe Sterblichkeit der Kriegsgefangenen
Die sowjetischen Kriegsgefangenen erhalten nur geringe Essens-
rationen. Die medizinische Betreuung und die Unterkünfte sind 
mangelhaft oder nicht vorhanden. Innerhalb weniger Monate 
sterben zwei Millionen von den bis Ende 1941 gefangenge-
nommenen 3,35 Millionen sowjetischen Soldaten. Sowjetische 

Kriegsgefangene werden vorerst aus rassenideolo-
gischen Gründen, aus Angst vor bolschewistischem 
Gedankengut und der Gefahr von Aufständen nicht 
zur Arbeit eingesetzt. Sie werden durch Verhungern 
ermordet.

Heranziehung der sowjetischen Kriegsge-
fangenen
Als die Aussicht, die Sowjetunion in einem Blitz-
krieg zu besiegen, nicht mehr möglich erscheint, 
werden die Rüstungsanstrengungen der deutschen 
Rüstungsindustrie erhöht. Durch den Arbeitskräf-
temangel kann aber die Rüstungsindustrie ihre 
Produktion nicht mehr steigern. Sowjetische Kriegs-
gefangene werden nun auch für den Arbeitseinsatz 
vorgesehen. Verbesserte Ernährung soll die Arbeits-
kraft der Gefangenen wieder herstellen. Trotz-
dem kommen durch die Schwerstarbeiten in der 
Rüstungsindustrie und im Bergbau bis zum Kriegs-
ende noch weitere 1,3 Millionen sowjetische Solda-
ten ums Leben.

Hilfsdienst für Deutschland
Über 1 Million 
Einwohner der Sowje-
tunion vollbringen 
Hilfsdienste für die 
Wehrmacht und Poli-
zei. Sie arbeiten auch 
in der deutschen 
Verwaltung und Wirt-
schaft. Auch in den 
Transportbrigarden 
und Legion Speer 
arbeiten Sowjetbürger.

In elendem Zustand kamen sowjetische Gefangene im August 1941 im Stalag an. Ausgezehrt von Gewaltmärschen ging für sie das 
Martyrium in Moosburg weiter. (Quelle: Bauer/www.alt-moosburg.de)

Russische Kriegsgefangene an einer Sammelstelle 1941 (Quelle: http://data.onb.ac.at/rec/
baa1078567)
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Wietzendorf, Herbst 1941: Zum Schutz vor der Witterung müssen sich die 
sowjetischen Gefangenen Höhlen und Verschläge bauen. (Quelle: https://gedenkstaetten-

foerderung.stiftung-ng.de/de/forschung-dokumentation/wehrmacht-kriegsgefangene/
kriegsgefangenenlager/storage/x-d-310-wietzendorf/)

Sowjetische Kriegsgefangene auf freiem Feld in den besetzten Ostgebieten, August 1942 
(Quelle: Quelle: BArch, Bild 183-B21845; Foto: Wahner)

Russische Kriegsgefangene an einer Sammelstelle 1941
(Quelle: http://data.onb.ac.at/rec/baa1084111)
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Hungerplan von Herbert Backe
Dieser Wirtschaftsplan sieht vor, die Ernährungsgrundlage 
der Sowjetunion zu zerstören. Die Versorgung der Deutschen 
Wehrmacht und des Deutschen Reiches soll mit Lebensmitteln 
aus der Sowjetunion sicher gestellt werden. Damit wird in Kauf 
genommen, dass die Bevölkerung in den besetzten Gebieten 
nicht mehr ernährt werden kann und so bis zu 30 Millionen 
Menschen in der Sowjetunion verhungern müssen. Um die 
Ernährung der deutschen Bevölkerung sicherzustellen, muss 

nach diesem Plan die „überflüs-
sige Bevölkerung“ wie Juden und 
Bewohner der Großstädte in der 
Ukraine dem Hungertod ausge-
setzt werden und der Konsum 
der ländlichen Bevölkerung 
reduziert werden. Daher werden 
in den besetzten Großstädten im 
Osten den Arbeitern eine Ernäh-
rungsration von nur 420 kcal. 
täglich zugeteilt. In den dort gele-
genen Anhaltelagern für sowje-
tische Kriegsgefangene sterben 
rund 3,3 Millionen Soldaten 
den Hungertod. Im Gegensatz 
dazu werden für die Soldaten 
der Wehrmacht 4000 kcal., für 
deutsche Zivilisten 2570 kcal. 
täglich berechnet. Der Plan kann 
nur teilweise umgesetzt werden, 
da die militärischen Fähigkeiten 
der Wehrmacht dies nicht mehr 
ermöglichen.

Arbeitseinsatz Ostar-
beiter

Allgemeinen Bestimmungen über Anwer-
bung und Einsatz von Arbeitskräften aus 
dem Osten von Heinrich Himmler (Reichs-
führer SS):
„Während des Aufenthalts der Arbeitskräfte 
aus dem altsowjetischen Gebiet im Reich 
sind diese streng von der deutschen 
Bevölkerung, ausländischen Zivilarbeitern 
und allen Kriegsgefangenen abzusondern 
[...], in geschlossenen Lagern (Baracken) 
mit einer [...] möglichst mit Stacheldraht 
versehenen Umzäunung unterzubringen. 
[Sie] haben während ihres Aufenthalts 
im Reich auf der rechten Brustseite eines 
jeden Kleidungsstückes ein mit diesem 
fest verbundenes Kennzeichen stets 
sichtbar zu tragen. [...] Fälle unerlaubten 
Geschlechtsverkehrs [...] sind [...] durch 
staatspolizeiliche Maßnahmen zu ahnden 
und schwangere weibliche Arbeitskräfte 
möglichst nach dem Osten abzuschieben.“
aus https://www.zwangsarbeit-archiv.de zwangsarbeit/ 

ereignisse/ ostarbeiter/ index.html

Ausweis eines Sowjetischen Zivilarbeiters. (Quelle: By Local government of Nazi Germany in the occupied Soviet Union 
- Internet, Public Domain, https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=81086061)
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Ostarbeiterin in IG-Farbenwerke in Ausschwitz 1943.
(Quelle: Bundesarchiv Bild 146-2007-0074)

Ausländische Arbeiterinnen vor den Wohnbaracken.
(Quelle: Bundesarchiv Bild 146-2006-0194)
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Wir sind aus der Volksgemeinschaft ausgeschlossen wegen Verkehr mit Kriegsgefangenen 
(Quelle:  https://www.br.de/nachricht/niederbayern/inhalt/kriegsgefangene-liebe-verboten-nszeit-102.html) 

Winfriede Loipeldinger kannte eine der beiden Frauen: Anna Scharf. Sie erinnert sich, dass Anna Scharf und ihre Freundin sich mit französischen Kriegsgefangenen 
eingelassen haben sollen. Der Spießrutenlauf ging vom Stadtplatz bis zum Landshuter Gefängnis. Die beiden Frauen landeten in Untersuchungshaft. Anna Scharf wurde 

wegen verbotenem Umgang mit Kriegsgefangenen zu zwei Jahren Zuchthaus verurteilt. In ihrer Zelle schrieb sie an die Wand: „Ich sterbe für Frankreich, ich gehe mit 
Jacques in den Tod.“ Für diese Kritzeleien wurde sie dann noch einmal vor dem Sondergericht in München angeklagt und bekam noch einmal zwei Monate Haft.

Situation der Ostarbeiter
Schlechte Ernährung senkt Leistung

Die Ernährung der Ostarbeiter ist ungenügend. Die Rationen 
sind gering und die Lebensmittel bestehen zu einem großen 
Teil aus Abfällen. Die schlechte Ernährung schafft gesundheit-
liche Probleme bei den Arbeitskräften. So sind bis zu 50% der 
Ostarbeiter arbeitsunfähig. Unternehmen beklagen diese Situ-
ation bei den Behörden. Es passieren aber keine wesentlichen 
Verbesserungen.

Diskriminierung
Die Ostarbeiter stehen auf der „rassisch“ definierten Hierar-
chie der ausländischen Arbeitskräfte auf der untersten Stufe. 
Sie werden in eigene Lager verlegt, die mit Stacheldraht abge-
sichert sind.

Privathaushalt
Einige Ostarbeiterinnen werden in den Haushalt von deut-
schen Familien vermittelt. Sie wohnen im Haus dieser Familie. 
Sie erhalten im Allgemeinen auch die gleiche Ernährung wie 
die deutsche Zivilbevölkerung.

Historische Bildbeschreibung: Das faschistische Deutschland im II. Weltkrieg 1944. 
In einem Lager für die von den deutschen Faschisten zwangsdeportierten Menschen 

aus der Sowjetunion, einem sogenannten „Ostarbeiterlager“, Februar 1944. Essensaus-
gabe im Kinderhort des Lagers. (Aufnahme: Schwahn 571-44 Scherl Bilderdienst)
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Vorgang bei Schwangerschaftsabbrüchen bei Ostarbeiterinnen und Polinnen (Quelle: Oberösterreichiches Landesarchiv, BH Grieskirchen)
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Italien
Italien ist bis 1943 Verbündeter Deutschlands. Daher nehmen die Italiener bis 
1943 eine bevorzugte Stellung als Gastarbeiter ein. 

Italienische Kriegsgefangene als Militärinternierte
Dies ändert sich, als Mussolini gestürzt wird und Italien im September 1943 
gegenüber den Alliierten kapituliert. Italien wird in der Folge von der deutschen 
Wehrmacht besetzt. Die italienischen Soldaten, die sich im deutsch besetzten 
Teil befinden, werden als Kriegsgefangene interniert, sofern sie nicht auf deut-
scher Seite weiterkämpfen wollen. Es werden rund 600.000 italienischen Solda-
ten als Kriegsgefangene in das Deutsche Reich gebracht. Die Italiener werden 
von der deutschen Bevölkerung als Verräter beschimpft. Um die Kriegsgefange-
nen aus dem Schutz der Genfer 
Konvention für Kriegsgefan-
gene herauszunehmen, werden 
im Herbst 1944 450.000 „Mili-
tärinternierte“ zwangsweise in 
den Status von Zivilarbeitern 
gebracht.

Italienische Militärinternierte 1944 (Quelle: https://www.ns-zwangsarbeit.de/italienische-militaerinternierte/)

Deutsche Arbeiterinnen und italienische Militärinternierte bei der Kleintrafofertigung im Nürnberger Siemens-Werk, 1944. 
(Quelle: Siemens Historical Institute https://museen.nuernberg.de/dokuzentrum/kalender-details/italienische-kriegsgefan-

gene-178)
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Ungarn 
Ungarn tritt am 20.November 1940 dem Dreierpakt von 
Deutschland, Italien und Japan bei. Ungarn erhält Gebiete in 
der Slowakei, Ukraine, Jugoslawien und Rumänien, die Ungarn 
im Vertrag von Trianon abgetrennt wurden. Dabei vermehrt 
sich der Anteil der jüdischen Bevölkerung von rund 400.000 
auf 725.000 Personen. Neben den bereits bestehenden Arbeits- 
und Studienbeschränkungen für die jüdische Bevölkerung 
werden ab 1939 die Berufsbestimmungen weiter verschärft.

Einführung von Arbeitsdienstsoldaten 1939
Für Männer, die als unzuverlässig für den Militärdienst gelten, 
wird ein verpflichtender militärischer Arbeitsdienst einge-
führt. Als unzuverlässig gelten nationale Minderheiten wie 
Rumänen, Serben, Slowaken und vor allem Juden. Sie werden 
„Arbeitsdienstsoldaten“ genannt und zur Zwangsarbeit einge-
teilt.

Anforderung von ungarisch-jüdischen Arbeits-
dienstlern
Im Juni 1943 werden 3000 jüdische Arbeitsdienstsoldaten für 
das Bergwerk in Bor in Serbien zur Verfügung gestellt. Die 
Anzahl der Zwangsarbeiter steigt bis 1944 auf 6.000.

Arbeitserziehungslager in Oberlanzendorf
Nach der Besetzung Ungarns durch Deutschland im März 1944 
werden rund 10.000 Personen verhaftet, nach Oberlanzendorf 
deportiert und dort inhaftiert.

Deportation von Juden 1944
Mit dem Vorrücken der Roten Armee an die Grenzen von 
Ungarn im Mai 1944 werden die Ghettos in Ungarn geräumt 
und mehr als 430.000 Juden zur Ermordung nach Auschwitz 
deportiert. Nur 25% werden für die Zwangsarbeit selektiert, 
obwohl in der Deutschen Rüstungsindustrie ein dringender 
Arbeitskräftemangel herrscht. Sie werden vor allem dazu 
benötigt, die Fertigung von militärischen Produkten in 
unterirdische Stollen zu verlegen. Dies entspricht zwar nicht 
dem ideologischen Vorstellungen der Nationalsozialisten, das 
Reichsgebiet frei von Juden zu halten. Trotzdem liegt das Ziel 
der Deportationen auch darin, die Vernichtung der Juden 
durch Arbeit zu erzielen.

Mitarbeit am Bau des Südostwalls
Nach der Übernahme der Regierung durch die Nyilas (Pfeil-
kreuzler) im Oktober 1944 wird ein Abkommen mit dem Deut-
schen Reich betreffend der Zurverfügungstellung von 50.000 
jüdischen Arbeitskräften aus Ungarn geschlossen. Vorerst 
werden diese Arbeitskräfte zu Schanzarbeiten vor Budapest 
verwendet. Die Mehrzahl wird dann in Fußmärschen nach 
Hegyeshalom gebracht und dort den Deutschen übergeben. 
Der Wunsch der Gauleitung Niederdonau, nur Arbeitsfähige zu 
erhalten, wird von der ungarischen Regierung unterlaufen. Es 
werden für den Arbeitseinsatz auch Kinder und Greise mitge-
schickt. Da die Kapazitäten der westlich gelegenen Konzentra-
tionslager ausgeschöpft sind, werden in Lichtenwörth (Werk-
hallen der Rothmüller Mewa Blechwaren und Römer & Co.) 
und Felixdorf (Engelmühle) Lager errichtet. In Lichtenwörth 
werden die Häftlinge dem Hungertod preisgegeben.

Ungarische Juden-Transporte nach Strasshof 
über Wiener Neustadt

1908 wird in Strasshof ein großer Rangierbahnhof einge-
richtet. Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges verliert der 
Bahnhof seine Bedeutung. 1941 wird ein Auffanglager und 
Durchgangslager (DULAG) in Straßhof errichtet - zuerst 
dient der Bahnhof für deutsche Umsiedler und ukrainische 
Freiwillige. Später werden hier Ostarbeiter und ungarische 
Juden aufgenommen.

Transporte aus Serely
Züge nach Strasshof kommen ab 26./27.Juni mit 6.000 
Gettobewohner aus der Ziegelfabrik von Serely. Ankunft 
ist am 29.Juni in Strasshof. Der Zweite Zug braucht 6 Tage. 
Die letzte Nacht steht der Zug in Wiener Neustadt, wobei 
ein Luftangriff erfolgt. Ein Teil des Zuges wird nach Laxen-
burg umgeleitet, wo ein Durchgangslager und ein Arbeits-
lager für Juden besteht, das die Ortbauernschaft Laxenburg 
betreibt. Von hier werden die jüdischen Familien an Arbeit-
geber vermittelt.

Transport aus Szolnok
Aus Szolnok kommen 2567 Juden nach Strasshof. Die 
Zugfahrt dauert vom 25.Juni-27.Juni

Transporte aus Szeged
Drei Deportationszüge kommen aus Szeged. Davon werden 
zwei Züge nach Strasshof mit rund 5.000 Personen umge-

leitet.

Ungarische Truppen besetzen Nord-Siebenbürgen nach dem Zweiten Wiener 
Schiedsspruch. (Quelle: www.fortepan.hu/_photo/download/fortepan_3070.jpg)
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Menschen auf Wanderschaft
Nach dem Kriegsende befinden sich große Bevölkerungsteile,  
neben den ZwangsarbeiterInnen auch deutsche Ostflüchtlinge 
und Vertriebene, auf Wanderschaft durch ganz Europa. Diese 
„Displaced Persons“ (DP) müssen versorgt, Transportkapazitä-
ten zur Verfügung gestellt werden. Die Gefahr von Epidemien 
wie Typhus, Ruhr und Tuberkulose ist groß. Die westlichen 
Alliierten übernehmen die Verantwortung für die Displaced 
Persons. Für die Sowjetunion gilt eine Grundsatzvereinbarung, 
die im Februar 1945 in Jalta unterzeichnet wurde, dass alle 
Sowjetbürger und Kriegsgefangene aus dem Gebiet der Westal-
liierten in die Sowjetunion zurückgeschickt werden.

Massaker und Mordaktionen bei Lagerauflösung
Viele ZwangsarbeiterInnen leben in der Angst, nicht mehr in 
ihre Heimat zurückkehren zu können. Vor allem Jugendliche 
aus den Ostgebieten, die verschleppt wurden, haben große 
Sehnsucht, ihre Familien und ihre Heimat wiederzusehen. Die 
zunehmenden Bombenangriffe verunsichern die Zwangsarbei-
terInnen. Deutsches Wachpersonal der Lager flüchtet und lässt 
die Lagerinsassen ohne Verpflegung zurück. Oder die Zwangs-
arbeiterInnen müssen zu Fuß in andere Lager marschieren. Auf 
diesen „Todesmärschen“ werden nicht mehr gehfähige Perso-
nen erschossen. Es besteht auch immer wieder die Gefahr, dass 
herumirrende ZwangsarbeiterInnen von der SS, Hitlerjugend 
und Angehörigen des Volkssturmes als Plünderer oder Arbeits-
verweigerer willkürlich erschossen werden.

Repatriierung
Die UNRRA repatriiert bis September 1945 5,9 Millionen 
Menschen, die sich in Deutschland, Österreich und Tschechos-

lowakei aufhalten. Diese Gruppe besteht aus rund 2 Millionen 
Sowjetbürgern, 1,2 Millionen Franzosen, 910.000 Polen, 608.000 
Italienern, 200.000 Niederländern, 200.000 Belgiern, 200.000 
Jugoslawen, 200.000 Ungarn und 138.000 Tschechen. Suchbü-
ros helfen, Angehörige zu finden. Ab 1946 kommt die Repatriie-
rung ins Stocken, was einerseits durch mangelnde Transportka-
pazitäten, aber auch durch die Weigerung zur Rückkehr bedingt 
ist. Vor allem Ukrainer, Balten, Polen und Juden suchen alterna-
tive Länder, um sich anzusiedeln. Rund 14,5% der Sowjetbürger 
werden nach ihrer Rückkehr zur Zwangsarbeit verpflichtet. Sie 

erinnern sich auch an die stalinistischen 
Säuberungen in den 1930er Jahren. Jüdi-
sche Flüchtlinge haben oftmals keinen 
Wunsch, in die ehemalige Heimat repa-
triiert zu werden, wo sie so tiefe Verlet-
zungen erleiden mussten.

Auswanderung und Flucht
Ein Teil der Displaced Persons kann aus 
verschiedenen Gründen nicht repatriiert 
werden: Ihnen wird die Repatriierung 
verweigert, sie werden aus nationa-
len Gründen aus ihren Heimatländern 
vertrieben, sie flüchten vor Repressalien. 
Die 1947 gegründete International Refu-
gee Organization (IRO) entwickelt ein 
Wiederansiedlungsprogramm für rund 
eine Millionen Menschen.

Logistische Herausforderung
Die große Anzahl der „Displaced 
Persons“ muss in ihre Heimatländer 
transportiert werden. Die zerstörte Infra-
struktur der Eisenbahn und Straßen, die 
fehlenden Transportmittel wie Waggons 
und Kraftfahrzeuge erschweren die Rück-
führung. Der Mangel an Wohnmöglich-
keiten, Lebensmitteln und Bekleidung 
verhindern die Rückführung. Die Suche 
von Familienangehörigen und deren 
Zusammenführung erfordert großen 
bürokratischen Aufwand.

Flüchtlinge, Repatriierung und Wiedergutmachung

Polnischer Zwangsarbeiter mit seinem Gepäck wartet auf die Repatriierung 1945 (Quelle Wikimedia)

„Displaced Persons“ mit ihren Habseligkeiten in einem Vorort von Berlin 
1945 (Quelle: Wikimedia)
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Österreich
Verbrechen vor dem Volksgericht

Prozesse wegen Verbrechen an ZwangsarbeiterInnen und 
zur Zwangsarbeit eingesetzten Kriegsgefangenen werden mit 
Ausnahme von Mord von den österreichischen Volksgerichten 
nach dem Kriegsverbrechergesetz meist wegen Quälerei und 
Misshandlung beziehungsweise Verletzung der Menschen-
würde abgeurteilt. Als Kriegsverbrechen werden sie nur selten 
angeklagt. Die Anzahl derartiger Verfahren ist bisher nicht 
erfasst worden.

Rückkehr der jüdischen Bevölkerung
Die vertriebene jüdische Bevölkerung kehrt nur zu einem gerin-
gen Teil nach Österreich zurück. Die österreichischen Behör-
den sehen die Rückkehr als nicht 
erwünscht an. Es wird Stimmung 
gegen die Emigranten gemacht. 
Auch ist die wirtschaftliche Lage 
unsicher und die persönlichen 
Demütigungen noch sehr präsent. 
So kehren von den rund 130.000 
Vertriebenen nur rund 8.000 Perso-
nen zurück.

Entschädigungen
Nach dem Krieg fordern einzelne 
ZwangsarbeiterInnen den Ihnen 
zustehenden Lohn von Betrieben 
ein, der nicht ausbezahlt worden 
war. Das Thema Zwangsarbeit wird 
in Österreich erst ab den 1990er 
Jahren breiter diskutiert. Es werden 
Sammelklagen von ehemaligen 
ZwangsarbeiterInnen aus den USA 
gegen Unternehmen eingereicht. 
1995 wird der österreichische Nati-
onalfonds gegründet, der für die 
NS-Zwangsarbeit eine symbolische 
Entschädigung von 5.080.- öS je 
Opfer leistet. 1998 wird eine Histo-
riker-Kommission eingerichtet. Sie 
beschäftigt sich mit dem Vermö-
gensentzug in Österreich während 
der nationalsozialistischen Herr-
schaft und behandelt die Frage der 
Entschädigungen. Ihr Bericht wird 
2003 veröffentlicht.

Versöhnungsfonds
Im Juli 2000 wird ein Versöhnungs-
fonds eingerichtet und mit 436 Milli-
onen EUR dotiert. Rund 132.000 
ehemaligen ZwangsarbeiterInnen 
wird eine Entschädigung daraus 
angeboten. ZwangsarbeiterInnen in 
der Landwirtschaft erhalten 1.453.-, 
in der Industrie 2.453.-, Sklavenar-
beiter (ungarische Juden, Roma und 
Sinti und Häftlinge in den Arbeits-
erziehungslager) 7.630.- EUR. Die 
KZ-Häftlinge erhalten von der deut-

schen Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ eine 
Entschädigung. Kriegsgefangene werden aber ausgenommen, 
da das Völkerrecht in diesem Fall Zwangsarbeit erlaubt.

Kontinuität in der Arbeitsmarktverwaltung
In der österreichische Arbeitsmarktverwaltung besteht nach 
1945 eine Kontinuität. Die Hauptpfeiler der nationalsozia-
listischen Arbeitsbehörden werden beibehalten: Bewilligung 
eines Arbeitsplatzwechsels, Dienstpflicht (jetzt Arbeitspflicht), 
Arbeitsbuch, Beschäftigung ausländischer Arbeitskräfte. 
1947 wird die Arbeitsplatzwechselverordnung und 1948 das 
Arbeitspflichtgesetz abgeschafft. Es werden wieder paritätische 
Ausschüsse von Arbeitgebern und Arbeitnehmern eingerichtet, 
die auf Vorschlag der jeweiligen Kammer besetzt werden.

Korrespondenz der Vöest betreffend Entschädigung für ehemalige ZwangsarbeiterInnen 1946 
(Quelle: Dokumentationszentrum der Voestalpine AG)



65

Deutschland
Die Nürnberger Prozesse behandeln die 
Zwangsarbeit der deutschen Behörden als 
„slave labour“. Der nationalsozialistische 
Regierungbeauftragte für den Arbeitseinsatz 
Saukel wird zum Tode verurteilt. Danach aber 
wird das Thema Zwangsarbeit und Entschä-
digungszahlungen bis zum Abschluss eines 
Friedensvertrages vertagt. So werden Entschä-
digungsanträge in der Folge pauschal abge-
lehnt: „Die von dem Antragsteller vorgetra-
gene Umstände des Arbeitseinsatzes sind nach 
eingehender Würdigung auf die allgemeine 
Verschlechterung der Lebensbedingungen 
im Verlaufe des Krieges zurückzuführen. Der 
Antrag war daher abzulehnen.“

Deutsche Kriegsgefangene
Dagegen gewährt das Kriegsgefangenenent-
schädigungsgesetz (KgfEG) von 1954 den 
Berechtigten (deutschen Soldaten) wegen 
Freiheitsentziehung und Arbeitsleistung im 
ausländischen Gewahrsam eine Entschädi-
gung von 30 bzw. 60 DM pro Kalendermonat 
der Gefangenschaft. Das Gesetz betrifft insbe-
sondere die aus sowjetischer Kriegsgefangen-
schaft nach Westdeutschland heimgekehrten 
ehemaligen Wehrmachtsangehörigen. Mit 
dem Heimkehrerentschädigungsgesetz von 
2008 werden auch die ehemaligen Kriegs-
gefangenen, die in die DDR und nach Berlin 
(Ost) entlassen wurden und die bis dahin keine 
Ansprüche nach dem KgfEG geltend machen 
konnten, in den Kreis der Anspruchsberechtig-
ten einbezogen.

Entschädigung für rassisch und poli-
tisch Verfolgte
1956 wird das „Bundesgesetz zur Entschädigung 
für Opfer der nationalsozialistischen Verfol-
gung“ (Bundesentschädigungsgesetz) in West-
deutschland beschlossen. Es umfasst vor allem 
rassisch oder politisch Verfolgte im Inland. Es 
wird eine symbolische Entschädigung gewährt. 
Die ZwangsarbeiterInnen gelten vorerst nicht als 
von dem nationalsozialistischen Staat Verfolgte. 
Dies gilt nur für Kriegsgefangene, politisch und 
rassisch Verfolgte. Vor den Gerichten ist die 
Beschäftigung von ZwangsarbeiterInnen nicht 
strafbar. Die Entschädigung betreffend auslän-
discher ZwangsarbeiterInnen wird im gleichzei-
tig beschlossenen Schuldenabkommen behan-
delt. Sie wird als Reparationszahlung angesehen. 
Dies soll aber erst nach endgültigen Friedens-
verträgen erfolgen. Der Versuch einiger ZwangsarbeiterInnen, 
die Unternehmen auf Entschädigung zu klagen, wird abgelehnt.

Mediale Beschäftigung mit der Zwangsarbeit in den 
1980er Jahren
Die Frage der Zwangsarbeit wird erst in den 1980er Jahren 
medial aufgegriffen. 1986 wird eine Interessengemeinschaft 
ehemaliger ZwangsarbeiterInnen gegründet. Nach der Wieder-

vereinigung Deutschlands kommt es ab 1990 zur Diskussion 
über die Entschädigung ehemaliger ZwangsarbeiterInnen. Im 
Jahr 2000 wird das Gesetz zur Errichtung einer Stiftung „Erin-
nerung, Verantwortung und Zukunft“ geschaffen. Diese Stif-
tung entschädigt die noch lebenden ZwangsarbeiterInnen. Es 
werden rund 2,3 Millionen Anträge auf Entschädigung gestellt. 
Bis 2006 werden 4,36 Milliarden Euro an 1,6 Millionen Zwangs-
arbeiterInnen ausbezahlt. Die noch lebenden Zwangsarbeite-
rInnen erhalten einmalig ein Zahlung bis zu 7.669 EUR.

Displaced Persons in Hamburg im Lager der Firma Blohm&Voss. 18.Mai 1945. Nach der Registrie-
rung werden die Personen in nationale Lager verlegt. In Hamburg werden 120.000 vorhandene DP 
geschätzt.  (Quelle: wikimedia http://media.iwm.org.uk/iwm/mediaLib//48/media-48179/large.jpg)

Verteilung von Lebensmittel für Displaced Persons in Salzgitter 1946 
(Quelle: https://collections.museumsvictoria.com.au/articles/11378)
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Sowjetunion
Filtrationslager

Noch während des Krieges werden in der Sowjetunion Repatriierungs- und Filtrationslager für Rückkehrer (Kriegsgefangene wie 
„Ostarbeiter“) errichtet. Die Rückkehrer werden verdächtig, Kollaborateure der Nationalsozialisten oder Spione der Westmächte zu 
sein. Diejenigen unter ihnen, die ihren Wohnort vor dem Krieg in der Sowjetunion gehabt hatten, werden ohne Rücksicht auf ihre 
eigenen Wünsche „repatriiert“. Sie kommen vorerst in Filtrationslager des Geheimdiensts NKWD und der SMERS, in denen ihre 
Tätigkeit in Deutschland im Hinblick 
auf eine Kollaboration mit den Deut-
schen untersucht wird. Wer nach 
Einschätzung des Geheimdienstes 
schwer belastet ist, wird zur Zwangs-
arbeit in einem sowjetischen Lager 
für die Dauer von bis zu 25 Jahren 
verurteilt. Betroffen davon sind bis 
März 1946 ca. 294.000 Personen. Trotz 
Begnadigung der ehemaligen Zwangs-
arbeiterInnen nach Stalins Tod werden 
sie bis in die 1990er Jahre gesellschaft-
licher Diskriminierung ausgesetzt. Aus 
Angst doch noch bestraft zu werden, 
schweigen die ZwangsarbeiterInnen 
über ihre Arbeit in Deutschland.

Rückkehr in eine zerstörte 
Heimat
Die sowjetischen ZwangsarbeiterIn-
nen in Niederdonau werden zuerst im 
Lager Bruck an der Leitha gesammelt. 
Nach dem Kriegsende und der Befrei-
ung aus der Sklaven- und Zwangsar-
beit werden diese „Displaced Persons“ 
erneut in Lagern untergebracht. Nach 
der Rückkehr finden sie eine zerstörte 
Heimat vor. Die früheren Sozialkon-
takte und Netzwerke bestehen nicht 
mehr. Die Jahre 1946 und 1947 sind 
von großer Hungersnot gekennzeich-
net. 

ZwangsarbeiterInnen als Repa-
rationszahlung
Auf der Teheran-Konferenz 1943 
fordert der sowjetische Staatschef Josef 
Stalin den Einsatz von 4 Millionen 
deutschen Arbeitern, um die Zerstö-
rungen durch die Wehrmacht zu besei-
tigen. Auch im Abschlussprotokoll der 
Konferenz von Jalta wird die Zwangs-
arbeit von Deutschen in der Sowjet-
union vereinbart.
Auf Grund dieser Vereinbarung 
werden rund eine halbe Million Deut-
sche (Kriegsgefangene, Jugendliche, 
Frauen, Männer) als ZwangsarbeiterInnen in die Sowjetunion verbracht. Die US-Amerikaner überlassen deshalb auch den Sowjets 
einen Teil ihrer deutschen Kriegsgefangenen. Aus mangelnder Ernährung und medizinischer Versorgung überlebt ein Teil der 
ZwangsarbeiterInnen das Leben in den Lagern nicht. Die letzten ZwangsarbeiterInnen kommen 1955 zurück.

Entschädigungszahlungen
Erst die Aussicht auf Entschädigungszahlung von Deutschland und Österreich erzählen die ehemaligen ZwangsarbeiterInnen von 
ihrem Schicksal. So kann noch einiges an Dokumentenmaterial gesammelt werden Zeitzeugengespräche geben ein Bild von Demü-
tigungen und Angst. Es sind Berichte vor allem von Frauen, die als Jugendliche mit 16 bis 18 Jahren verschleppt worden sind. Andere 
ältere OstarbeiterInnen, vor allem Männer, sind in den 1990er Jahren nicht mehr am Leben. 

Deutsche Kriegsgefangen werden in Moskau zur Schau gestellt 
(Quelle By RIA Novosti archive, image #129359 / Michael Trahman / CC-BY-SA 3.0, CC BY-SA 3.0, https://

commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=15579718)
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Norwegen
Die Befreiung der Finnmark im Norden von Norwegen durch 
die Rote Armee 1944 führt zu einer Popularität der Sowjetunion 
nach dem Krieg. Die norwegische kommunistische Partei erzielt 
bei der Wahl 1945 11,9% der Stimmen. 
Den ermordeten sowjetischen Kriegsgefangenen werden 
Gedenkfeiern und Denkmäler bei den Gräbern gewidmet. 
Durch den beginnenden Kalten Krieg und die Angst in Norwe-
gen, dass die Sowjetunion den Gräberbesuch für Spionagezwe-
cke missbrauchen könnte, werden in der Operation „Asphalt“ 
die Gräber der sowjetischen Kriegsgefangenen exhumiert. Eine 
zentrale Kriegsgräberstätte der sowjetischen Kriegsgefangenen 
wird 1953 auf der Insel Tjotta eingeweiht, wo keine Spionage-
möglichkeiten gegeben sind. 
Für die sowjetischen Kriegsgefangenen aus Norwegen werden 
Sammellager in Murmansk und Wiborg errichtet. Hier werden 
sie über ihre Tätigkeit während des Krieges vom Innenminis-
terium, Staatssicherheitsdienst und militärischen Geheimdienst 
SMERS überprüft. Bei unklaren Verhältnissen werden sie zur 
weiteren Überprüfung in Lager des NKWD gebracht. Von den 
in Finnland und Schweden gefundenen rund 90.000 Zwangs-
arbeiterInnen werden 25.000 nach Hause entlassen, 42.000 in 
ein Speziallager des NKWD gebracht, 4.000 den lokalen Mili-
tärmissionen übergeben und 134 verhaftet und ins Gefängnis 
gebracht.

Dänemark
Anfang 1945 beschließt die deutsche Führung, verwun-
dete deutsche Soldaten nach Dänemark zu evakuieren. Bald 
kommen auch Flüchtlingen aus den Ostgebieten. Insgesamt 
befinden sich im Mai 1945 rund 250.000 deutsche Flüchtlinge 
in Dänemark. Die öffentliche Meinung im Land ist gespalten. So 
fordert ein Teil der Bevölkerung die Unterstützung der Hilfsbe-
dürftigen. Die Lebensbedingungen sind schwierig. Es mangelt 
an Verpflegung und medizinischer Versorgung. Schwierig ist 
die Lage für Kinder, die auf der Flucht ihre Eltern verloren 
haben. Sie werden mangelhaft versorgt. Rund 10.000 deutsche 
Kinder unter fünf Jahren sterben in dänischen Lagern. Die 
ersten Flüchtlinge verlassen Dänemark im November 1946. 
Über das zentrale Durchgangslager in Kolding können sie nach 
Deutschland unter britischer Besatzung ausreisen. Im Sommer 
1947 leben aber noch rund 200.000 Deutsche in dänischen 
Flüchtlingslagern. Der letzte Flüchtlingszug verlässt Dänemark 
erst am 15. Februar 1949.

Frankreich
Frankreich werden nach dem Krieg deutsche Kriegsgefangene 
als Helfer für den Wiederaufbau übergeben. Die US-Armee 
übersendet etwa 740.000 ZwangsarbeiterInnen. Viele dieser 
Kriegsgefangenen sind unterernährt und kommen aus den 
überfüllten Rheinwiesenlagern. 
Die heimkehrenden ZivilarbeiterInnen werden in Frankreich 
oftmals moralisch verurteilt. Frauen werden als „deutsche 
Huren“ beschimpft. Sie werden der Kollaboration bezichtigt 
und werden aus der „Opfergemeinschaft“ ausgeschlossen. Es 
gibt aber wenige Information über die französischen Zwangs-
arbeiterInnen in Deutschland. Es wird auch keine Differenzie-
rung zwischen ZwangsarbeiterInnen, politischem Häftling und 
Jude gemacht. Dagegen wird die Erinnerung an die Taten der 
Résistance wach gehalten.

Belgien
Der Aufbau der durch den Krieg und dem deutschen Besat-
zungsregime zerstörte Wirtschaft und Infrastruktur insbeson-
dere der Kohlenförderung erfordert zusätzliche Arbeitskräfte. 
Da Belgien selbst keine deutschen Kriegsgefangenen hat, wird 
der Wunsch an die Alliierten gestellt, deutsche Kriegsgefangene 
in Belgien bei der Kohleförderung zu beschäftigen. Großbri-
tannien stellt vorerst 16.000 und die USA rund 30.000 deutsche 
Kriegsgefangene zur Verfügung. Zu Beginn von 1946 arbei-
ten 64.021 deutsche Zwangsarbeiter in Belgien. Davon sind 
52.150 im Bergbau, 1.617 in der Forstwirtschaft, 1.560 in der 
Minenräumung und 8.694 in anderen Sektoren der Wirtschaft 
beschäftigt.

Großbritannien
Nach dem Krieg werden rund 400.000 Kriegsgefangene der 
Verbündeten zur Zwangsarbeit nach Großbritannien gebracht. 
Sie werden vor allem in der englischen Landwirtschaft einge-
setzt. 1946 ist der Anteil der ZwangsarbeiterInnen in der 
Landwirtschaft rund 20%. Im britischen Parlament wird diese 
Zwangsarbeit aber zur Diskussion gestellt und als Sklaverei 
gebrandmarkt. Das Angebot der britischen Regierung, dass sie 
weiter in der Landwirtschaft tätig sind, aber dafür ein Bleibe-
recht erhalten, nehmen 24.000 ZwangsarbeiterInnen an. Die 
anderen kehren bis November 1948 in die Heimat zurück.

Italien
Bis Ende 1945 kehren zwei Drittel der Italiener (rund 1 Million) 
nach Italien zurück. Die Heimkehrer fahren zumeist über 
die Brennerroute nach Italien. Die Einstufung der Heimkeh-
rer erfolgt nach verschiedenen Kriterien. An oberster Stelle 
stehen die politisch und rassisch Verfolgten während der Zeit 
des Faschismus von 1922-1945. Dabei erhalten die Partisanen 
eine höhere Vergütung als die von den Deutschen in Konzen-
trationslager Deportierten. Dagegen erhalten die Personen, die 
nach Deutschland zur Arbeitsaufnahme gekommen sind, die 
Zwangsarbeiter und Militärinternierten vorerst keine Unter-
stützung. Begründet wird dies damit, dass es schwierig sei, 
die Art der Freiwilligkeit zu beurteilen. Erst 1948 wird die in 
Deutschland verbrachte Arbeitszeit als Kriegsgefangenschaft 
anerkannt.

Tschechien
Die tschechische Exilregierung beschäftigt sich schon ab 1943 
mit der Repatriierung der Bevölkerung. Sie legt die Prioritäten 
der Heimkehrer fest. Zuerst werden die KZ-Häftlinge, dann die 
Zwangsarbeiter und die politischen Emigranten rückgeführt. 
In den von der SHAEF (Supreme Headquarters Allied Expe-
ditionary Forces) errichteten Sammelstellen werden Repatri-
ierungsvisa ausgestellt, Die Displaced Persons werden dann in 
Sammeltransporten in die Heimat gebracht. Es beantragen rund 
367.000 Tschechen und Slowaken die Repatriierung
1997 wird der Deutsch-Tschechische Zukunftsfonds gegrün-
det, der Entschädigungen an die ehemaligen Zwangsarbeite-
rInnen leistet. Daneben werden mit dem Fonds gemeinsame 
deutsch-tschechische Bildungs- und Kulturprojekte finanziert. 
Die 1998 gegründete deutsche Bundesstiftung „Erinnerung, 
Verantwortung und Zukunft“, finanziert aus Mitteln des deut-
schen Staates und von Unternehmen, leistet Entschädigungs-
zahlungen in der Höhe von 432 Millionen DM an die tschechi-
schen Opfer des Nationalsozialismus.
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Polen
Polen und Balten sowie ZwangsarbeiterInnen aus den Teilen 
Weißrusslands und der Ukraine, die vor dem Krieg auf polni-
schem Staatsgebiet leben, haben die Wahl, in ihre Heimat 
zurückzukehren, in ein anderes Land zu emigrieren oder in 
Deutschland zu bleiben. Die polnischen ZwangsarbeiterInnen 
stehen nach ihrer Rückkehr in hohem Ansehen. Es werden viele 
Erinnerungen über die Zwangsarbeit publiziert.
Vor 1939 in Polen lebende Personen, die sich in die deutsche 
Volksliste eintragen ließen, und Angehörige der polnischen 
Minderheit in Oberschlesien sind von Repressionen betrof-
fen. Sie werden der Kollaboration mit den Nationalsozialis-
ten beschuldigt. Nach abgearbeiteter Schuld können sie aber 
in Polen bleiben. Personen, die als rein Deutsche eingestuft 
worden sind, werden nach dem Krieg aus Polen vertrieben. 

Jugoslawien
Am 29. November 1944 werden deutsche Männer zwischen 16 
und 60 Jahren des serbischen Banats, der Batschka und der Bara-
nya in Lagern interniert. So sind bis zum Frühjahr 1945 rund 
90 % der deutschen Bevölkerung in Lagern gebracht worden. 
In Bleiburg kommt es zum Massaker der Partisanenarmee an 
den kroatischen Anhängern der Ustascha. Es werden ehemalige 
Anhänger des kroatischen Faschismus ohne Gerichtsverfahren 
ermordet. Ihre Leichen verschwinden in die Karsthöhlen Istri-
ens. 
Im Januar 1946 beantragt die jugoslawische Regierung bei den 
Westalliierten die Ausweisung von rund 110.000 in Jugoslawien 
verbliebenen Deutschen nach Deutschland.
Diese Zeit wird in Jugoslawien unterschiedlich erinnert. Die 
„Rechte“, geprägt von den ehemaligen Exponenten und Anhän-

gern der Ustascha, ruft nach Vergeltung für „Bleiburg“. Die 
ehemaligen Kommunisten, Sozialisten, Linken, die an das 
Vernichtungslager „Jasenovac“ erinnern, zeigen auf die Verant-
wortung der ehemaligen Ustascha und der katholischen Kirche 
Kroatiens für den Massenmord in den Ustascha-Konzentrati-
onslagern.
Weiters betrachtet die katholische Kirche die Arbeit in Deutsch-
land nicht als Zwangsarbeit. Sie sei aus wirtschaftlicher Not 
entstanden und wurde durch die bessere Bezahlung gefördert. 
Gewaltsame Aushebungen sieht die Kirche nicht.

Auswahl der Sterberate der Kriegsgefangenen
Herkunft Lagerort Sterbe-

rate 
Sowjetbürger Deutschland 57.5% 
Briten Deutschland 3.5% 
US-Amerikaner Deutschland 1.2% 
Deutsche Jugoslawien 41.2% 
Deutsche Sowjetunion 35.8% 
Deutsche Osteuropa 32.9% 
Deutsche Tschechien 5.0% 
Deutsche Frankreich 2.58% 
Deutsche USA 0.15% 
Deutsche Großbritannien 0.03% 
US-Amerikaner Japan 33.0% 
Briten Japan 24.8% 

Daten von Niall Ferguson aus en.wikipedia.org/wiki/Prisoner_of_war

Gruppe tschechischer Gefangener bei der Rückkehr aus dem Konzentrationslager Flossenbürg, Mai 1945 
(Quelle: Im Totaleinsatz Seite 136) 

Todesmärsche
Räumung der Lager

Die Evakuierungsmärsche aus den Lagern gegen Ende des 
Krieges werden zu Todesmärschen. Waffen SS und SS-Feld-
gendarmerie führen sogenannte Säuberungsaktionen gegen 
die marschierenden Kolonnen durch. Sie berufen sich auf 
den Befehl, Juden im Kampfgebiet zu ermorden. Als Kompli-
zen erweisen sich lokale Helfer. Es dürfen keine Häftlinge 
den Alliierten in die Hände fallen. Ein Teil der Transporte 
geht über Mattersburg.

Endziel Mauthausen
Die meisten jüdischen ArbeiterInnen aus dem Gau Nieder-
donau werden von Grammatneusiedl mit der Eisenbahn 
nach Mauthausen evakuiert. Dagegen müssen die Menschen 
aus dem Gau Steiermark zu Fuß nach Mauthausen marschie-
ren. Die Begleit- und Bewachungsmannschaften misshan-
deln und erschießen Erschöpfte, Zurückgebliebene und um 
Nahrungsmittel Bettelnde. 



69

Deutsche Kriegsgefangenenlager unter Aufssicht eine US-Soldaten bei Remagen, Rheinwiesenlager am 25.April 1945

Griechenland
Die Zwangsarbeit wird lange Zeit in Griechenland nicht 
erinnert und ist kein Thema der historischen Forschung über 
den Zweiten Weltkrieg. Nur ZwangsarbeiterInnen schreiben 
ihre Erinnerungen nieder, die keiner Kollaboration mit den 
Deutschen beschuldigt sind. In den Erinnerungen spielen 
die Ernährungssituation, Arbeitserziehungslager und die 
Bedingung der Rekrutierungen eine Rolle. Die Rückkehrer 
aus der deutschen Zwangsarbeit werden einer moralischen 
Bewertung nach folgender Rangordnung unterzogen: 
•  Kriegsgefangene aus dem Italienkrieg
•  andere Kriegsgefangene, Geiseln und politische Häftlinge bis 

1943
•  sonstige Geiseln, freiwillige ArbeiterInnen. 
Nach dem Militärputsch 1967 werden die Kollaborateure der 
deutschen Besatzung pauschal rehabilitiert. In den 1970er 
Jahren wird die Vergangenheitsbewältigung durch Zerstörung 
aller Akten und des vorhandenen Informationsmaterials durch-
geführt.

Ungarn
Die ungarischen JüdInnen, die 1944 zur Arbeit in der Ostmark 
verpflichtet werden, sollen auf Anordnung der deutschen 
Behörden gegen Ende des Krieges ermordet werden. Diejeni-
gen, die überleben und zurück nach Ungarn kommen, werden 
unwillig empfangen. Ihre Wohnungen sind besetzt und sie 
werden ausgeraubt. Es gibt keine Aufarbeitung, keine Literatur 
über ihre Zwangsarbeit.

USA
Die US-Armee übergibt den Großteil ihrer Kriegsgefangenen 
zur Zwangsarbeit nach Großbritannien und Frankreich. Auch 
schickt sie 1945 deutsche Kriegsgefangene in die Sowjetunion. 
Die in den USA gebrachten ZwangsarbeiterInnen werden vor 
allem in der Landwirtschaft und zur Einbringung der Ernte 
beschäftigt. 
Ihre eigenen Kriegsgefangenen werden über ein Repatriierungs-
lager in die Heimat zurücktransportiert. In Militärlagern in den 
USA wie Camp Kilmer in New Jersey werden sie nach medi-
zinischen Untersuchungen nach Hause geschickt. Sie erhalten 

den in der Gefangenenschaft aufgelaufenen Sold ausbezahlt. Sie 
erhalten Gutscheine und sechzig Tage Urlaub. Es wird ihnen 
geraten, über die Kriegsgefangenenschaft zu schweigen und sie 
zu vergessen.
Ein im Stalag XVIIB (Krems-Gneixendorf) aufgeführtes Thea-
terstück Stalag 17 von Bevans und Trzcinskis dient als Vorlage 
des Hollywood-Films Stalag 17 von Billy Wilder aus 1952. 
Dieser Film prägt lange Zeit die Erzählung vom Leben der 
US-Kriegsgefangenen in Deutschland. Lehnwörter wie „Raus“, 
„Apell“, „Kraut“ werden zur Charakterisierung des Lageralltags 
verwendet.
Bis in die 1990er Jahren wird der Begriff Zwangsarbeit vor 
allem für die jüdische Bevölkerung verwendet. Die aus Osteu-
ropa stammenden ZwangsarbeiterInnen werden unterschwellig 
mit den Kollaborateuren der Hillfwilligen (Hiwis) und Vlasov 
Soldaten assoziiert.

Programm der Theateraufführung im Stalag XVII (Stelzl-Marx Seite 160)
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Von XrysD - Eigenes Werk, (Quelle: CC BY-SA 4.0, https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=39142077)

Niederdonau
Im Reichsgau Niederdonau (Niederösterreich und nördliches 
Burgenland) beträgt der Anteil ausländischer Arbeitskräfte an 
den Beschäftigten im Mai 1944 rund 30% (144.000 Arbeits-
kräfte). Mehr als 80% der Arbeitskräfte in der Landwirtschaft 
stammen aus Polen und der Sowjetunion. In der Industrie und 
im Handel arbeiten vor allem OstarbeiterInnen (rund 31%), 
tschechische Protektoratsangehörige (rund 20%) und Zivilar-
beiter aus Frankreich. Hier zeigt sich die rassistische Ideologie 
der NS-Verwaltung. Den OstarbeiterInnen wird ein geringerer 
Bildungsgrad zugesprochen.
Für Mattersburg ist das 
Arbeitsamt in Eisenstadt 
zuständig. Das Arbeitsamt ist 
ermächtigt, Arbeitslose und 
Beschäftigte zur Arbeit in der 
Landwirtschaft zu verpflichten. 
Arbeitsplatzwechsel werden 
beschränkt und sind bewilli-
gungspflichtig. Auch ist das 

Arbeitsamt zuständig, ausländische Arbeitskräfte zu vermitteln. 
Leiter des Arbeitsamtes Eisenstadt ist Dr. Pitsch.
Durch die Massenarbeitslosigkeit in den 1930er Jahren haben 
sich Arbeitslose in den landwirtschaftlichen Nebenerwerb 
zurückgezogen. Dieser Überschuss an Arbeitskräften in der 
Landwirtschaft führt durch die Aufrüstungspolitik der Natio-
nalsozialisten zu einer Abwanderung in die Industrie. Durch 
das deutsche Reichserbhofgesetz, das nur mehr einen Erben für 
den Hof gestattet,  müssen nun die Geschwister des Hoferben 
eine Arbeit in anderen Betrieben suchen. 

Zwangsarbeit in Niederdonau (Niederösterreich und Nordburgenland)
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Schanzarbeit am Südostwall
Vom Oktober 1944 bis April 1945 wird der Südostwall von 
Bratislava bis Radkersburg errichtet. Daran arbeiten zivile 
Personen, Angehörige des Volkssturms, der SA und der Hitler-
jugend, FremdarbeiterInnen, Kriegsgefangene, ungarische 
Arbeitsdienstler und JüdInnen. Die Organisation Todt ist für 
die Planung und Überwachung der Bauarbeiten zuständig. 
Die Verantwortung für den Bau tragen die Gauleiter für Wien, 
Niederdonau und Steiermark. Sie bestimmen auch die Arbeits-
bedingungen des Einsatzes. 
Der Ausbau wird in Bauabschnitte unterteilt, wobei der jewei-
lige Kreisleiter (Edmund Brauner für Eisenstadt) die Leitung 
übernimmt. Ortsgruppenleiter übernehmen die Verantwortung 
für Unterabschnitte. Wachmannschaften bestehen aus Partei-
formationen der SA, des Volkssturms und der Hitlerjugend. 
Der Ostwall in Niederdonau verläuft von Bratislava bis zum 
Geschriebenstein. 
Der Bau wird im Eiltempo durchgeführt. Arbeitsdruck, 
Unterernährung und mangelnde Gesundheitsvorsorge führen 
zu vielen Todesfällen. 
Das Durchgangslager in Zurndorf ist das Verteilungslager für 
die jüdischen Arbeitskräfte aus Ungarn. Hier werden die Toten 
des Transportes ausgeladen, Arbeitsunfähige ermordet und in 
wahrscheinlich vier Massengräbern bestattet. Ein Massengrab 
befindet sich in einem Eichenwald, ein anderes im Aasfried-
hof von Zurndorf. Die Bestattung im Ortsfriedhof wird nicht 
gestattet.
An der Baulinie Niederdonau arbeiten rund 85.000 Personen, 
wovon rund 80% ausländische Arbeitskräfte sind. 

Ödenburg und Umgebung „Killing Fields“
Im Bauabschnitt Ödenburg werden die Arbeitskräfte auf 
verschiedene Lager in Fertörakos, Agfalva, Harka, Kophaza, 
Nagycenk, Sopronbanfalva, Balf, Hidegseg und Ilonamajor 
verteilt. In Sopron befindet sich auch ein Durchgangslager, von 
dem aus Leute in weitere Arbeitslager verteilt werden. Es ist 
geplant, rund 8000 Arbeitskräfte einzusetzen. 
Durch die harte Arbeit, mangelhafte Unterkünfte, mangelnde 
Ernährung und Hygiene wird dieser Abschnitt zu einem 
Massenfriedhof. Auch Massaker durch SA Komandanten und 
SS Kommandos wie in Kópháza erhöhen die Zahl der  Toten. 
So werden die Toten in Fertörakos auf 400, in Balf auf 500, in 
Hidegség auf 300, in Harka auf 650 (Unterabschnittsführer 
Ernst Pinter, Glasermeister aus Eisenstadt), in Kópháza auf 620, 
in Nagycenk auf 1.100, in Ágfalva auf 840, in Sopronbánfalva 
auf 532 und in Ilonamajor auf 1286 geschätzt.

Eisenstadt (Niederdonau-Mitte)
Die Einsatzstelle dieses Bauabschnittes ist in Eisenstadt. Die 
Unterabschnitte sind Winden, Donnerskirchen, St. Marga-
rethen, Klingenbach und Draßburg. 1948 werden die Gräber 
der ermordeten ArbeiterInnen von Donnerskirchen in Purbach 
entdeckt. Es werden 332 Opfer exhumiert. In Siegendorf sind 
1100 Juden in der Zuckerfabrik interniert. Rund 400 Tote, die 
unter diesen Arbeitsbedingungen ihr Leben lassen mussten, 
werden in Siegendorf begraben. Trotzdem leugnen die Gemein-
devertreter, dass es in Siegendorf je ein Lager gegeben habe. In 
Schattendorf werden auch rund 1100 ungarische Juden inter-
niert. Sie sind im Gasthaus Tscharmann, Gasthaus Bierbaum 

und in der Volksschule 
einquartiert. Die Anzahl 
der Ermordeten kann nicht 
genau eruiert werden. Drei 
Ermordete werden 1956 
im jüdischen Friedhof von 
Mattersburg begraben.

Oberpullendorf 
(Niederdonau-Süd)
In Deutschkreutz werden 
die Arbeitsdienstler und 
Zwangsarbeiter in zwei 
großen Ställen des Schaffer-
hofes und im Schloss unter-
gebracht. Die Todeszahl 
wird auf rund 650 geschätzt. 
Jüdische Opfer werden 
in einem Massengrab auf 
dem verwüsteten jüdischen 
Friedhof bestattet.
Die Mordkommandos 
werden oftmals durch die 
Waffen-SS unter Mitwir-
kung von HJ, Volkssturm, 
SA und NSDAP Funktio-
nären gestellt. Um Nach-
forschungen zu verhindern, 
werden die Ermordeten 
entkleidet und ihnen die 
Ausweispapiere genommen.
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Konzentrationslager Mauthausen
Die Auswahl der Lage für das Konzentrationslager Mauthausen 
ist vor allem wegen der dort vorhandenen Steinbrüche bedingt. 
Die SS will durch das Steinmaterial aus den Steinbrüchen die 
städtebaulichen Pläne für die Errichtung der Führerstadt Linz 
zur Verfügung stellen. Linz wird eine bedeutende wirtschaftliche 
und kulturelle Rolle im Deutschen Reich zugesprochen. 
Die baulichen Veränderungen beinhalten den Bau einer 
Prachtstraße mit Oper, Theater und einem Führermuseum, die 
die größte Kunstgalerie der Welt beherbergen soll.
So erfolgt bereits im April 
1938 die Gründung der 
„Deutschen Erd- und Stein-
werke GmbH (DEST)“ mit 
Sitz in Berlin. Sie soll die 
Tätigkeiten der SS auf dem 
Baustoffsektor koordinieren. 
Ende 1939 wird von der DEST 
der Steinbruch Kastenhof 
erworben, wo das Konzent-
rationslager Gusen errichtet 
wird. Das Konzentrationsla-
ger dient bis 1942 vor allem 

der Vernichtung der politischen Gegner durch forcierte Arbeit. 
Dies zeigt sich an der hohen Sterblichkeit der Häftlinge. 
Ab 1943 bekommt aber der Einsatz als Arbeitskraft eine gewich-
tigere Bedeutung. Die Häftlinge werden nun vermehrt in kriegs-
wichtigen Produktionen eingesetzt. Die Reichswerke Hermann 
Göring mit der Hütte Linz und Steyr-Daimler-Puch AG und 
die nach Österreich verlagerte Flugzeugindustrie beschäftigen 
Häftlinge in ihrer Rüstungsproduktion. Ab Herbst 1943 wird 
die Produktion unter Tag verlegt, damit sie von den Luftangrif-
fen geschützt ist. Die größten unterirdischen Anlagen werden 
bei Ebensee, Melk und St.Georgen an der Gusen errichtet.

Vorläufiger Personalausweis eines griechischen Zwangsarbeiters bei den Hermann Göring Werken in Linz 1942 (Quelle: 
Dokumentationszentrum der voestalpine AG)
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STALAG XVII A Kaisersteinbruch
Lager ist eine ehemalige k.k. Kaserne 

1912 verkauft das Stift Heiligenkreuz sein Gut Königshof an das Militär. Es wird dort ein Ausbildungsort für die Artillerie eingerich-
tet. Das Lager 1 wird von 1914-1917 als Uchatius Kaserne errichtet. Im Ersten Weltkrieg besteht dort auch ein Kriegsgefangenen-
lager der Monarchie. Der Bau des Lagers beginnt im Jahre 1916. Diese Lagereinrichtungen werden unter der austrofaschistischen 
Regierung als „Anhaltelager“ im Jänner 1934 für Sozialdemokraten, Kommunisten und Nationalsozialisten verwendet. Ende April 
1934 wird das Anhaltelager aufgelöst und die Gefangenen werden nach Wöllersdorf gebracht.

1939 Einrichtung als Kriegsgefangenenlager
Kaisersteinbruch ist das erste Kriegsgefangenenlager in der Ostmark im August 1939. Zuerst wird es als Durchgangslager errichtet 
und kurz darauf am 30.September 1939 wird es zum Stammlager Stalag XVII A für Kriegsgefangene. Zur Erweiterung des Lagers 
werden auch die anliegenden Orte gebraucht. So werden die Ortschaften Kaisersteinbruch und Sommerein geräumt und die Bevöl-
kerung wird zwangsweise ausgesiedelt. Das Lager I besteht aus 41 gemauerten Baracken und das neu errichtete Lager II aus 32 
Holzbaracken und kleineren Gebäuden.

Herkunft der Kriegsgefangenen
Kaisersteinbruch wird im Jahre 1940 eines der größten Kriegsgefangenenlager im Deutschen Reich. Den höchsten Anteil an Kriegs-
gefangenen stellen die Franzosen. Die Serben sind die zweitgrößte Gruppe. Sie werden ab 1942 von den Soldaten aus der Sowje-
tunion als zweitgrößte Gruppe abgelöst, die ab November 1941 in das Lager kommen. Es finden sich offiziell wenige polnische 
Kriegsgefangene im Lager, da sie formal zu Zivilarbeitern erklärt werden. So können die völkerrechtlichen Bestimmungen des 
Arbeitseinsatzes von Kriegsgefangenen umgangen werden. Zu Ende des Krieges wird das Lager zum Sammelort von Kriegsgefange-
nen der ehemals mit dem Deutschen Reich verbündeten Armeen der Slowaken, Rumänen und Bulgaren.

.

Jahr Franzo-
sen

Briten Belgier Polen Serb,Grie-
che,Sonst

Russen Italiener Gesamt Arbeitsein-
satz

10.09.1940 40238 1 3593 176 43964 29838
01.07.1941 19749 46 535 6893 2 27725

01.01.1942 25869 2167 584 10791 7183 46594 39836
01.01.1943 24517 2113 218 9817 13610 50275 46805
01.09.1943 17179 2 907 72 6304 8767 33231 27852
01.01.1944 16772 1684 867 74 6753 9473 14527 50151 41268
01.07.1944 16416 1268 856 94 6085 12297 14880 51896 41610
01.01.1945 16307 1339 828 1290 1062$ 16937 3470 50785 

Auflösung des Lagers
Mit dem Heranrücken der Roten Armee wird das Lager aufgelöst und zwischen 30.März und 2.April 1945 marschieren die Gefan-
genen Richtung Westen nach Braunau. Der Großteil der Gefangenen folgt dem Aufruf, obwohl die Verpflegung auf dem Evaku-
ierungsmarsch nur durch die Bevölkerung ermöglicht werden kann. Es herrscht die Angst, dass die Zurückgebliebenen ermordet 
würden. Die im Lager zurückgebliebene Wachmannschaft verlässt das Lager vor Eintreffen der Roten Armee.
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Lager Kaisersteinbruch. (Quelle:DÖW)

Lager Kaisersteinbruch. (Quelle: DÖW)

Bewachung
Die Bewachung des Lagers wird von 
Landesschützenbataillonen durchge-
führt, die aus älteren, nicht mehr front-

tauglichen Wehrpflichtigen bestehen.

Ernährung
Die französischen Kriegsgefange-
nen erhalten von Familienangehö-
rigen, vom internationalen Roten 
Kreuz und von der Regierung Petain 
(Colis Pétain) Pakete, die ihnen die 
Versorgung mit genügend Lebens-
mitteln ermöglicht. Ähnlich wird die 
Ernährung der belgischen Kriegsge-
fangenen gesichert. Die in der Hier-
archie an unterster Stelle stehenden 
sowjetischen Soldaten leiden unter 
Mangelernährung. Sie erhalten keine 
Pakete. Insbesondere durch die 
Isolierung in eigenen Barackenlager 
ist die Möglichkeit, Lebensmittel von 
den anderen Kriegsgefangenen zu 

bekommen, begrenzt.

Hierarchie
Die Behandlung der Kriegs-
gefangenen erfolgt nach 
rassisch-nationalen Vorstel-
lungen. Die materielle Besser-
stellung der britischen Gefan-
genen erregt Mißgunst bei den 
deutschen Bewachern. Ebenso 
werden Franzosen und Belgier 
besser behandelt. Für die 
Serben und Griechen bestehen 
Beschränkungen im Empfang 
von Paketen. Polen werden 
schlecht behandelt, da für sie 
nur Teile der Genfer Konven-
tion angewendet werden. 
Ebenso werden die italienischen 
Militärangehörigen nur nach 
dem Status von Internierten 
behandelt. Für die sowjetischen 
Gefangenen wird der Stalag 
zu einem Todeslager. Jüdische 
Sowjetsoldaten werden sofort 
ermordet.

(Quelle: Stelz-Marx Seite 43)
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Kriegsgefangene der französische Kolonialtruppe - sie werden 
rassischen Untersuchungen unterzogen und als exotische Wesen 

betrachtet. (Quelle: DÖW)

Russische Kriegsgefangene: Die Form der bildlichen Darstellung von hungernden und schlecht 
bekleideten Kriegsgefangenen bestätigt die nationalsozialistische Vorstellung der niedrigen 

Kulturstufe der Slawenvölker. (Quelle: DÖW)

Registrierung polnischer Kriegsgefangener im April 1940 in Kaisersteinbruch. (Quelle: DÖW)

Belgische Kriegsgefangene mit deutschem Wachspersonal. Die bildliche Darstellung zeigt eine 
Fraternisierung der Herrenvölker. (Quelle: DÖW)

Die Sowjetischen Kriegsgefangenen 
werden getrennt von den anderen 

Kriegsgefangenen untergebracht. Durch 
ihren schlechten Gesundheitszustand 
kommt es zum Ausbruch von Epidemien 
wie Fleckfieber und Ruhr. Ein Teil der 
Sowjetsoldaten hat den Transport in 
offenen Viehwaggons von den Frontlagern 
nicht überlebt. So werden bis 1945 rund 
9.500 russische Soldaten, aber nur rund 
216 Soldaten anderer Nationen auf dem 

Lagerfriedhof begraben.

Bestattung auf dem Russenfriedhof in Sommerein. (Quelle: 
DÖW)
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Arbeitseinsatz
Die Planungen für den Arbeitseinsatz von Kriegsgefange-
nen beginnen bereits 1937. Es sind bis zu 80% der Kriegs-
gefangenen im Arbeitseinsatz. Die „Gruppe Arbeitseinsatz“ 
der Lagerkommandantur ist eine personalintensive Dienst-
stelle. Die Organisation und Planung des Arbeitseinsatzes 
der Kriegsgefangenen wird in Zusammenarbeit vor allem 
mit der Arbeitsverwaltung erstellt. Die Kriegsgefangenen 
werden in Arbeitskommandos eingesetzt. 
Die Landwirtschaft ist bei Kriegsgefangenen und Wachen 
wegen der besseren Verpflegung beliebt. Weitere Einsatzbe-
reiche sind Gewerbe wie Tischler, Maurer und die Heeres-

verwaltung wie Schreiber, Postverteilung. 

Begräbnis eines serbischen Kriegsgefangenen im Lagerfriedhof. (Quelle: 
KG Hubert Sitar)

Serbische Kriegsgefangene in Kaisersteinbruch. (Quelle: KG Hubert Sitar)

Serbische Kriegsgefangene in Kaisersteinbruch. (Quelle: KG Hubert Sitar)

Orthodoxer Gottesdienst im Lager in Kaisersteinbruch. (Quelle: KG Hubert Sitar)

Rassenphysiologische Untersuchungen
1940 führt Robert Stigler Professor für Anatomie „Rassenphysio-
logische Untersuchungen“ an farbigen Kriegsgefangenen durch.  
Er publiziert seine Untersuchungen 1943 in der Zeitschrift für 

Rassenphysiologie.
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Offizielle Lager-
fotos aus Kaiserstein-

bruch
Die Fotos dienen vor allem der 
persönlichen Erinnerung. Die belgi-
schen und französischen Kriegsge-
fangenen werden oftmals mit den 
Wachmannschaften abgebildet. 

(Quelle: Museums- und Kulturverein 
Kaisersteinbruch, Kembitzky)
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Sitzung des Gemeindetages vom 13.Juli 1940 über den Arbeitskräftemangel

Sitzung des Gemeindetages vom 19.Juli 1941 über den Bau eines Schupfen

Im Gemeindetagsprotokoll vom 18.Jänner 1941 wird unter Punkt 5 angeführt: „beantragt Vorsitzender wegen Mangel an 
geeigneten Arbeitskräften für Gemeindearbeiten 20 Kriegsgefangene anzufordern“

Zwangsarbeit in Mattersburg

Beschlüsse des Gemeindetages Mattersburg
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Gemeindetagsprotokoll vom 19.Oktober 1941
Pkt.49. Verwendungsart des von der Gemeinde im Hof rückwärts der Gemeindekanzlei erbauten Gebäudes welchen einen Saal, 2 
Räume und einen größeren Nebenraum enthält. Hiezu berichtet der Vorsitzende, dass der seinerzeit beschlossene Bau seine Vollen-
dung entgegengeht und bringt er den Anwesenden Beigeordneten und Ratsherren die geplante Verwendungsart zur Kenntnis. Der 
Bau war ursprünglich zur Unterbringung von russischen oder serb. Kriegsgefangenen geplant, die ja von den franz. Gefangenen 
getrennt unterzubringen gewesen wären. Da eine Zuweisung solcher Gefangener nicht erfolgte, sollten in zweiter Linie, Schüler des 
Internats der Oberschule untergebracht werden, hiezu war der Saal als Schlafraum gedacht, der große Nebenraum als Tagraum, ein 
Raum für eine Aufsichtsperson und ein Raum als Küche. Da die Schüler jedoch bei Privatparteien untergebracht wurden, entfällt 
auch diese Verwendungsart. Nunmehr ist folgende Verwendungsart für die Räume geplant: Der Saal für die Hitlerjugend als Appell- 
und Schulungsraum, auch können darin Versammlungen und Besprechungen der Bauern sowie der Urbarialgemeinde abgehalten 

werden. Die zwei kleineren Räume stehen für die Abhaltung von diversen Kursen der N.S.V. zur Verfügung.

Gemeindetagsprotokoll vom 12.Juli 1943
Pkt.7. Errichtung einer feinmechanischen Werkstätte zur Erzeugung von Elektro und optischen Erzeugnissen für Flugzeuge und 
Panzer auf dem Grundstück des Wasenmeisterhauses, Angergasse 33. Hiezu berichtet der Vorsitzende, dass er mit der in Kettwig 
a/d. Ruhr derzeit sesshaften Firma Funke und Huster Elektrotechnische Fabrik, die wegen der ständigen Bombardierungen des 
rheinischen Industriegebietes ihren Betrieb in die Ostmark verlegen will, in ernstlichen Verhandlungen vor dem Abschluss stehen. 
Geplant ist vorläufig die Errichtung von 2 Arbeitshallen mit je 500m² mit Elektrobetrieb, und werden bei vollem Betrieb cirka 100 
Arbeitskräfte Verwendung finden können. Als Kaufpreis wurden Rm 12,000 vorläufig von der Gemeinde verlangt und ist die Firma 

mit dem Preis einverstanden. Nach Erledigung aller Formalitäten wird der Kaufvertrag mit der Firma beschlossen werden.

Gemeindetagsprotokoll vom 30.Jänner 1944
Unter Punkt 3: Sicherstellung von Arbeitskräften für die Landwirtschaft durch Errichtung eines Lagers und Einstellung von Kriegs-
gefangenen
Hiezu berichtet Ratsherr Hans Rigler, dass die Gemeinde bestrebt sein soll, wegen der Anbau- und Erntearbeiten für das kommende 
Wirtschaftsjahr 1944, rechtzeitig noch zusätzlich zu den bereits vorhandenen Kriegsgefangenen und ausländ. Arbeitskräften solche 
im Weg des Arbeitsamtes sicher zu stellen, da man sicher bis zum Frühjahr hinaus noch mit einer ziemlichen Anzahl von Einrü-
ckungen (auch in der Landwirtschaft) rechnen wird müssen und beantragt demzufolge der Ratsherr, die Gemeinde möge ein Lager 
sicherstellen und wenn möglich noch bis zu 50 Kriegsgefangene einstellen.
Nach kurzer Debatte wurde über diesen Punkt, seitens des Vorsitzenden (Anm. BM Giefing) folgender Beschluss gefasst:
Beschluss: Damit im kommenden Wirtschaftsjahr ganz besonders auf dem Sektor der Landwirtschaft auch bei noch zu erwartenden 
Einziehungen keinerlei Arbeitermangel entsteht, ist die Gemeinde entschlossen, alles wegen Erlangung von noch 50 Mann Kriegsge-

fangenen zu tun, und für deren Versorgung und Unterbringung ein entsprechendes Lager sicherzustellen.

„Zigeunerlager“ Lackenbach
Die Verfolgung der Sinti und Roma fällt in die Kompetenz der 
Kriminalpolizei unter Führung von Reichsführer SS Heinrich 
Himmler. Die Rassenideologen des Nationalsozialismus schaf-
fen keine Grundlage für ein Zigeunergesetz, da ihre indische 
Herkunft als arisch betrachtet wird. Es werden rund 11.000 
Sinti, Roma, Lovara und Kelderash („Zigeuner“) in Österreich 
gezählt. Im Burgenland befinden sich vor allem rund 9.000 
Roma („Burgenlandzigeuner“).

Entzug der Rechte der Roma
Bereits seit 1928 wird von der Bundespolizei in Eisenstadt eine 
„Zigeunerkartothek“ geführt. Der burgenländische Gauleiter 
Portschy hat in seinem Werk „Zur Lösung der Zigeunerfrage“ 
die Ermordung durch Zwangsarbeit, Deportationen oder Steri-
lisation vorgeschlagen. Bereits März 1938 werden den Roma 
vom Gauleiter der Schulbesuch und das Musizieren verboten 
und das Wahlrecht genommen. Im Dezember 1938 werden 
ihnen ihre Gewerbeberechtigungen entzogen, womit ihnen ihre 
traditionellen Einkommen verwehrt werden. Bereits im August 
1938 werden die Roma zur Zwangsarbeit unter SS-Bewachung 
verpflichtet.

Errichtung von Lagern
1939 werden die Roma zur Zwangsarbeit in Lagern 
eingeschlossen. Die Lager befinden sich in Salzburg Maxglan. 

Ein vorübergehendes Lager existiert auf der Trabrennbahn im 
Stadtteil Parsch. Im Juni 1939 erfolgt die Deportation von 3.000 
Roma in die KZ von Dachau und Ravensbrück. Die Roma und 
Sinti werden beim Bau der Autobahn eingesetzt. Ein Gruppe der 
Sinti wird auch beim Filmwerk „Tiefland“ von Filmregisseurin 
Riefenstahl als Komparsen verpflichtet.

Lager in Lackenbach
Das größte österreichische Lager für Roma wird im November 
1940 in Lackenbach eingerichtet, auf einem ehemaligen Guts-
hof der Esterházy. Es fehlt an Wasser und sanitären Einrich-
tungen. Die Häftlinge sind dem Lagerleiter völlig ausgeliefert. 
Es werden vor allem Roma eingeliefert. Kleinere Gruppen wie 
Sinti kommen aus anderen Gebieten Österreichs, aus Ungarn 
und Italien. Es werden insgesamt rund 4000 Personen dorthin 
gebracht. Das Selektionskriterium für die Ermordung ist vor 
allem der Grad der Arbeitsfähigkeit. Die Transporte gehen nach 
Lodz zum Vernichtungslager Kulmhof. Fleckfieber-Epidemien 
fordern ebenfalls viele Tote.
Es ist vorgesehen, dass sich das Lager durch Zwangsarbeit der 
Häftlinge selbst finanziert. Sie arbeiten in der Land- und Forst-
wirtschaft und in der Bauindustrie. Sie werden an Privathaus-
halte, Gastbetriebe und Privatfirmen in der Umgebung verge-
ben. Dafür müssen ortsübliche Löhne bezahlt werden. 90% des 
Lohnes geht an die Lagerverwaltung und nur 10% erhält der 
Häftling.
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Gefangenenlager in Mattersburg
1940 wird der Urbarialsaal in der Hauptstraße als Gefangenenlager adaptiert. Die Fenster werden mit Stacheldraht verschlossen. 
Die Gemeinde finanziert auch eine Feldküche, Strohsäcke und Decken. Dort werden in der Folge Franzosen, Polen und Ukrainer 
eingesperrt. Sie werden für landwirtschaftliche Arbeiten bei Bauern herangezogen.
Im Juli 1941 wird für Arbeiten in der Gemeinde vom Gemeindetag der Wunsch geäußert, russische Kriegsgefangenen zu bekom-
men. Für die Errichtung eines Lagers wird der hintere Teil des Hofes der Gemeindekanzlei (Bezirkshauptmannschaft) ausgewählt. 
Der Bau wird 1941 fertiggestellt, aber es werden keine Kriegsgefangenen geschickt. Dieser Saal wird dann für Versammlungen und 
Schulungen der nationalsozialistischen Organisationen wie der Hitlerjugend verwendet.
Am Bahnareal vor der Schinderbrücke in Richtung Feldgasse werden Holzbaracken  für ein Auffanglager für Kriegsgefangene 
errichtet. Vorerst werden dort russische Kriegsgefangene interniert. Die russischen Kriegsgefangenen werden dann nach Walbersdorf 
verlegt, wo sie in den Ziegeleien Zwangsarbeit verrichten müssen. Danach werden im Lager 
in der Schinderbrücke britische Kriegsgefangene einquartiert. Sie arbeiten am „Rutscher“, 
einem Erdrutschgebiet neben der Eisenbahn, an der Errichtung einer Hochspannungsleitung 
zwischen Mattersburg und Sauerbrunn oder an der Beseitigung der Hochwasserschäden im 
Zentrum von Mattersburg im Jahre 1944. 
Die Bewachung des Lagers erfolgt durch Soldaten und Mitglieder des Arbeitsdienstes. 
Darunter befindet sich auch der Tischlermeister Eduard Docekal aus Mattersburg. Vorerst 
gibt es mit den Gefangenen Kontakt. Lebensmittel (Eier, Kartoffel, Brot) werden gegen Scho-
kolade und anderen Waren aus den Rot-Kreuz-Paketen getauscht, die Briten und US-Ame-
rikaner erhalten. Diese Kontakte werden aber ab 1943 eingestellt. 
Auch Deutsche Militärangehörige beziehen im Kriegsgefangenenlager in der Schinderbrü-
cke Quartier. Ab 1943 werden sie in der katholischen Lehrerbildungsanstalt stationiert, die 
dann auch zum Reservelazarett umfunktioniert wird. In der Wassergasse auf der Pielhöhe 
wird eine FLAK Einheit eingerichtet.
In Walbersdorf entsteht ein Lager in der Feldgasse, wo vorerst Franzosen einquartiert 
werden. 1943 werden dann dort russische Kriegsgefangene stationiert. Sie arbeiten in den 
beiden Ziegelöfen in Walbersdorf. 
Aus den spärlichen Informationen ist bekannt, dass bei der Sodawassererzeugung Deischler 
Ukrainer arbeiten. Ebenso sind im Gasthof Steiger eine Ukrainerin, ein Franzose und ein 
Ungar beschäftigt.
Aus Mangel an Bekleidung und Schuhwerk stellen Ostarbeiter 1944 Schuhe aus Holzsohlen 
und Oberteile aus Drillich her. Nach der Bombardierung durch sowjetische Tiefflieger am 
Gründonnerstag, dem 29. März 1945, werden die Toten in der Schubertstraße von briti-
schen Kriegsgefangenen und Helfern bestattet. Später werden die Toten auf den Soldaten-
friedhof umgebettet. 
Das Kriegsgefangenenlager 
an der Schinderbrücke wird 
am Karfreitag, dem 30.März 
1945, aufgelöst. Die briti-
schen Soldaten marschie-
ren mit den Aufsichtsor-
ganen Richtung Westen. 
Drei britische Soldaten 
verstecken sich und entge-
hen dem Abtransport. Eine 
Schwester von Bürstenbin-
der Lehner heiratet einen 
britischen Soldaten aus 
Schottland und zieht 1946 
mit ihm nach Großbritan-
nien.
Das Lager wird nach dem 
Krieg für die an Fleckfieber 
Erkrankten verwendet. Für 
die Zwangsarbeiter wird ein 
Sammellager beim Arbeits-
amt geschaffen. Das Holz-
barackenlager wird in der 
Folge geschleift.

Wachmannschaft mit Köchin aus Mattersburg (Foto: Ing.Docekal)

Dieses geschnitzte Kreuz erhält der 
Bäckermeister Rudolf Mayer von den 

Kriegsgefangenen als Geschenk für erhaltene 
Brotspenden. 
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Wachmannschaft unter Führung eines Unteroffiziers aus Schlesien (Foto: Ing.Docekal)

Geschichte des Schülers Kulcar aus Mattersburg
Die Siedlung „Utsch“ bei der Angergasse nach der 
Schinderbrücke wird von Familien mit wenig Einkommen 
bewohnt. Dort wohnt auch die Familie Kulcar. Ein Sohn 
dieser Familie geht 1943 in die dritte Klasse Volksschule. Er 
bekommt von den britischen Kriegsgefangenen Schokolade, 
die sie in Care-Paketen erhalten. Er wird dabei von seiner 
Volksschullehrerin Holzmann entdeckt. Seine Lehrerin und 
der Direktor Oberndorfer, ein strammer Nationalsozialist, 
lassen ihn mit Hilfe von zwei Mitschülern mit einem Schild 
„Ich habe um Schokolade bei Feinden gebettelt. Ich bin ein 

Volksverräter“ durch die Stadt Mattersburg führen.

Britische Kriegsgefangene (Foto: Ing.Docekal)
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„1Wächter für die Gefangenen von der Gem. Mattersburg gestellt. Wald bei der Sauerbrunner Strasse ausgeholzt. Die Arbeitszeit 
für die Gefangenen wurde mit 50 Rpf. per St. festgesetzt. Der Wächter wird in Pauschale entlohnt. Die Verrechnung erfolgt mit der 
Stadtgemeinde Mattersburg. Herr Ing. Bernhardin kann diesbezüglich Aufklärung geben. Die Betriebsmonteure von 6g85 können oft 
nur teilweise mithelfen da der Betrieb keinen Nachteil während der Bauzeit haben darf.“

Bauarbeiten an der 20KV Leitung mit Kriegsgefangenen
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Irmgard Grafl erinnert sich
Die Familie Grafl betreibt Weinbau in Walbersdorf, Haupt-
straße 8. 1994 zieht sie nach Mattersburg. Zur Unterstützung 
ihrer Arbeiten im Zweiten Weltkrieg bekommen sie den 
französischen Kriegsgefangenen Emil Broussy zugeteilt. Das 
Gespräch wurde am 6.Juni 2020 mit Georg Luif geführt. 

„Wir haben damals schon 80.000 Liter Wein gehabt. Das war 
damals viel. Es gab wenige in Walbersdorf, die das gehabt 
haben. ... Und wir haben dann Tagwerker gehabt - Frauen 
aus Walbersdorf. Die Frau Bleyer, die Mutter von der Vogler 
Ludmilla, hat tagtäglich bei uns gearbeitet. Die war eine flei-
ßige Frau. Sie haben wenig Geld gekriegt, aber Lebensmittel 
waren ihnen lieber. 
Dann haben wir einen Franzosen als Gefangenen gehabt. Die 
Gefangenen haben im Lager gewohnt. In Walbersdorf war in 
der Feldgasse ein Lager. Dort befanden sich fünfzig bis sech-
zig Gefangene. Zuerst waren dort nur Franzosen und dann 
kamen Russen. 
Wo die Franzosen dann hingekommen sind, weiß ich nicht. 
Gegessen haben sie bei uns und geschlafen haben sie im Lager. 
Am Abend sind sie in das Lager gegangen. Deutsche Solda-
ten haben sie in das Lager gebracht. Die Soldaten haben sie 
bewacht.
Der Franzose hat in der Wirtschaft mitgearbeitet. Wir haben 
mit Händen und Füßen gesprochen, weil er kein Deutsch 
konnte. Nach dem Krieg ist er uns noch besuchen gekommen. 
Das waren nette Leute. Er war bei der Post in Frankreich 
angestellt.
Der Franzose hat mit uns mitgegessen. Meistens haben wir 
Speck und Brot oder ein Schmalzbrot gehabt. Zum Frühstück 
gab es Kaffee oder Milch. Dazu gab es Brot, aber Marme-
lade gab es dazu nicht. Die Mutter hat für uns Kinder schon 
Marmelade eingekocht, aber wahrscheinlich nicht soviel, 
sonst hätte sie den Kriegsgefangenen auch etwas gegeben. Am 
Sonntag sind sie im Lager gewesen. Ich weiß jetzt gar nicht, 
von wem sie dann das Essen bekommen haben. Haben ihnen 
vielleicht die Bauern etwas gegeben? Das kann ich jetzt nicht 
genau sagen.
Sie haben Winters und Sommers gearbeitet. Im Winter haben 
sie Holz gehackt und ähnliche Arbeiten gemacht.
Dann hat der Kreisbauernführer Herr Schuber gesagt, der 
Franzose muss jetzt zum Kurz hinüber zum Arbeiten, weil der 
Herr Kurz zu den Soldaten einrücken musste. So haben sie  
ihn uns weggenommen und er ist zum Kurz gekommen. Wir 
haben dann Tagwerker aus Walbersdorf gehabt. In der Ziege-
lei in Walbersdorf haben viele Familien gewohnt. Die haben 
uns dann arbeiten geholfen. Der Onkel hat bei schwereren 
Arbeiten auch mitgeholfen. Der Onkel war der Kurz Schani.
Gefürchtet haben wir uns alle vor den Russen - das ist uns 
eingeredet worden. Wo die Bezirkshauptmannschaft ist, war 
ein großer Saal, wo wir jeden Monat oder zweimal im Monat 
hingehen mussten. Der Langecker Felix mit der SA Uniform 
hat Propagandareden gehalten. Er hatte seine SA Uniform 
an, eine hellbraune Uniform mit dem Bandl mit dem Haken-
kreuz. Da haben sie uns von den Russen so viele Greueltaten 
gesagt. Da haben wir schon Angst gehabt. Das war von der 
Schule aus organisiert.“ 

Familie Grafl bei der Weinlese um 1936 (Foto: Familie Grafl)

Irmgard Grafl in ihrem Garten in Mattersburg 2020
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Sohn Georges Broussy (geboren 1947) mit seiner Frau 
Laura

Sohn Philipp Broussy (geboren 1950) 
mit Frau Anne-Marie

Weihnachten 1942 in Walbersdorf. Erste Reihe: Bruder, Französischer Kriegsgefangener, Irma 
Grafl, Großmutter, Bruder, Großvater. Zweite Reihe: Vater, Mutter

Irmgard Grafl betrachtet das Bild mit 
der Weihnachtsfeier 1942
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Protokoll über die Erschießung der Familie Steiger
Aufgezeichnet von Adalbert Steiger, einem Sohn von Anton und Elisabeth Steiger. Ein Bediensteter (Zwangsarbeiter) 
gibt später zu Protokoll: 

Eidesstattliche Erklärung
Ich, Anton Matits, geb. am 30. 9. 1920 in Bakonyako, Vesztprem magye, Ungarn, seit 8. 12. 1942 bei den 
Eheleuten Anton und Elisabeth Steiger als Knecht, gebe folgende Erklärung ab:

Die letzten Tage vor dem Einmarsch der Russen (ab Karfreitag den 30. März 1945) wurde im Hof  des 
Gasthauses Munition von einigen Autos für die 2 cm Flakgruppe, die sich auch dort einquartiert hatte, 
abgeladen, sodass bei der Einnahme noch viele Kisten vorgefunden wurden.

Unsere Herrenleute, der Franzose Charles Jaques Leroux (Tarche), 45 Vennel Beaumonts, Orleans, die 
Ukrainerin mit Vornamen Madja und ich befanden uns seit dieser Zeit fast ständig im vorderen Keller (unter 
dem Gastzimmer). Dort wurden wir auch am Ostersonntag (1. April 1945) ca. 15:00 Uhr von russischen Soldaten 
(bei denen zwei Kommissare dabei waren), die Wein suchten und schon etwas angeheitert waren, entdeckt. 
Wir Dienstleute wurden befragt, ob die Herrenleute uns gut behandelt hätten. Der Franzose und ich bejahten 
dies, die Ukainerin schien dies nicht getan zu haben. Nachdem wurde die Ukrainerin von den Kommissaren 
nach oben gerufen, wo sie sich auch mit ihnen unterhielt. Während dieser Unterhaltung suchten sie nach 
Waffen und zerbrachen auch ein altes Gewehr, das vor Jahren von einer Bauerntheatergruppe vergessen 
worden war. Auf  einmal kamen die Kommissare in den Keller und der eine schlug die Frau mit gezogenem 
Säbel auf  den Oberarm und der andere stieß den Herrn mit seiner Maschinenpistole. Matisz-Onkel (ein 
Bruder des Herrn) wurde nicht belästigt. Trotz öfteren Rufens der Herrenleute kam die Ukrainerin nicht 
mehr, scheinbar wollte sie nichts hören. Weil der Franzose und ich auch noch befürchten mussten, diesen 
Schikanen ausgesetzt zu werden, versuchten wir aus dem Keller zu kommen, was uns auch gelang. Auf  
dem Wege nach rückwärts hegte der Franzose mit den Worten „ Madja nix gut !“ großen Verdacht, dass die 
Ukrainerin schlecht ausgesagt hat. Wir sprangen über die Mauer, um dadurch in den Luftschutzkeller in dem 
Schumachergarten zu gelangen. Trotzdem hofften wir noch, dass sich alles zum Guten wenden könnte.

Nach einer halben Stunde etwa konnte ich auf  einmal vom Schumachergarten aus den eingebundenen Kopf  
unseres Herren kurz über die Mauer erblicken, wobei er sagte : Wohin sollen wir gehen? Danach hörten 
wir einige Schüsse. In der Meinung, dass jetzt wohl die Eisgrubentür eingeschossen wurde, um zum Fleisch 
gelangen zu können, ahnten wir noch immer nichts Böses.

Nachdem sich wieder alles beruhigt hatte, versuchte nach einer Stunde der Franzose nach den Herrenleuten 
und Matisz-Onkel zu sehen. Er sprang über die Mauer und konnte im Bugunderkeller (Rübenkeller) mit 
Schrecken feststellen, dass diese Schüsse nicht der Eisgrubentür, sondern den Herrenleuten gegolten hatten.

Von einer Verteidigung mit einer Waffe kann keine Rede sein weil ich, wie oben erwähnt, mit den Herrenleuten 
und Matisz-Onkel bis zu ihrer Misshandlung anwesend war.

Dies erkläre ich mit der Versicherung, dass die Schilderung keine Übertreibung ist und der Wahrheit 
entspricht.

Vorstehende Erklärung kann ich jederzeit auch eidlich bekräftigen. Mattersburg, am 3.Februar 1947.

Matits Anton e.h.

Ungarischer Zivilarbeiter als Zeuge
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„Displaced Persons“ aus Mattersburg

Karte der International Refugee Organization 
Austria von Bischitz Gustav, der 1948 nach 

Mattersburg Königstraße 30 zurückkehrt und  
im März 1951 nach England ausreist.
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Rosenberg Martin aus Mattersburg wird aus dem KZ Minsk 
befreit und kommt über Moskau, Wien nach Deutschland 

Hermann Hirschl äußert den Wunsch an das Schweizer 
Emigrantenbureau nach Mattersburg zurückzukehren.
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Ludwig Honigsber aus Mattersburg gelingt nach Aufenthal-
ten in Konzentrationslagern 1940 die Ausreise nach England 

und arbeitet dort bis 1950 in der Landwirtschaft.
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Glossar
Arbeitseinsatz statt Arbeitsvermittlung
Nach dem Gesetz zur Regelung des Arbeitseinsatzes von 1934 
kann die Arbeitswahl nicht der freien Entscheidung des einzel-
nen überlassen werden. Die Staatspolitik entscheidet über den 
Arbeitseinsatz. Die Verwendung des Begriffes Arbeitsmarkt 
wird untersagt. So wird der Zuzug von jüngeren Arbeitern in die 
Städte verhindert und auch Berufsfremde werden als Arbeiter in 
der Landwirtschaft eingesetzt.

Arbeitsbuch und Arbeitsbuchkartei
Mit dem Gesetz über die Einführung des Arbeitsbuches 1935 
stellt das Arbeitsamt jedem Arbeiter und Selbständigen ein 
Arbeitsbuch aus. Darin werden die persönlichen und beruflichen 
Daten aufgezeichnet. In den Arbeitsbuchkarten der Arbeitsäm-
ter werden diese Aufzeichnungen festgehalten. Ab 1936 werden 
Daten für die militärische Mobilisierung ausgearbeitet. Letzt-
endlich werden 1938 35 Millionen Arbeitsbücher ausgestellt. 
Die Daten erhalten auch Angaben über politische Gegner und 
rassisch Verfolgte. 

Deutsche Volksliste (DVL)
Die Bevölkerung wird in Gruppen mit unterschiedlichen Rech-
ten geteilt. Die Deutsche Volksliste besteht aus vier Gruppen, 
die nach ethnischer (rassischer) Abstammung und politischem 
Verhalten eingeteilt werden. Es werden vier Gruppen erstellt. In 
die Gruppe 1 kommen die politisch aktiven Deutschen, in die 
Gruppe 2 die politisch inaktiven Kulturdeutschen. Die Gruppe 3 
umfasst Personen mit deutscher Abstammung und die Gruppe 4 
betrifft Personen mit deutscher Abstammung, die aber als polen-
treu gelten. Die Bevölkerung, die in die Deutsch Volksliste einge-
tragen wird, erhält ein abgestuftes Recht auf die deutsche Staats-
bürgerschaft und Parteimitgliedschaft. Die nicht in die Volksliste 
eingetragene Bevölkerung hat den Status eines recht- und 
staatenlosen „Schutzangehörigen des Deutschen Reiches“. Sie 
müssen mit gekürzten Lebensmittelrationen leben, der Zugang 
zur Gesundheitsversorgung und Bildung wird begrenzt.
Diese Selektionskriterien werden 1939 im besetzten und annek-
tierten Polen (Warthegau, Oberschlesien, Danzig) eingeführt. 
Dies ermöglicht in späterer Folge Polen, völkerrechtswidrig als 
DVL-Deutsche in die Wehrmacht einzuziehen.

Deutsche Arbeitsfront (DAF)
Nach Zerschlagung der Gewerkschaften gründen 1933 die Nati-
onalsozialisten eine zentrale Organisation, die Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer gleichweise vertritt. Sie ist die größte Massenorga-
nisation mit rund 25 Millionen Mitgliedern. Die Unterorganisa-
tion „Kraft durch Freude“ organisiert die Freizeitaktivitäten wie 
Urlaubsreisen der Arbeiter.

Fremdarbeiter
Dies ist die umgangssprachliche Bezeichnung im Nationalsozia-
lismus für zivile ZwangsarbeiterInnen. Sie wird nach 1945 weiter 
verwendet und dient vor allem zur Abgrenzung zu den Gastar-
beitern. Durch diesen Begriff wird die Zwangssituation der zivi-
len Arbeiter verschleiert.

Organisation Todt
Die Organisation Todt wird 1938 zum Ausbau des Westwalls 
gegründet. Ziel ist es, die privaten Bauunternehmer mit 
dienstverpflichteten Arbeitern zusammenzubringen. Bei 
Kriegsbeginn wird sie eine paramilitärische Bautruppe mit 
militärischer Disziplin. Ab 1940 arbeitet sie vor allem in den 
von Deutschland besetzten Gebieten. Sie errichtet Schutz- und 

Rüstungsobjekte (wie Atlantikwall), Infrastrukturbauten und 
Instandsetzungsarbeiten nach Luftangriffen. Als Arbeitskräfte 
werden vor allem ZwangsarbeiterInnen, Kriegsgefangene und 
KZ-Häftlinge beschäftigt. Ende 1944 verfügt die Organisation 
über 1.360.000 Arbeitskräfte, wovon nur 1% Deutsche sind.

Ostarbeiter
Ab 1942 verwenden die Statistiker den Begriff „Ostarbeiter“ 
für Arbeitskräfte aus dem altrussischen Gebiet. Darunter fallen 
ethnische Russen, Weißrussen, Ukrainer, Polen und die Frei-
staaten Estland, Lettland. Personen mit deutscher Volkszugehö-
rigkeit fallen nicht darunter. Sie tragen einen Aufnäher mit der 
Inschrift „OST“. 1942 wird ein Ostarbeitererlass veröffentlicht, 
der die Arbeitsbedingungen der Arbeitskräfte regelt: Sie dürfen 
den Arbeitsplatz nicht verlassen, sie dürfen kein Geld, Wertge-
genstände, Feuerzeug oder Fahrrad besitzen, keine Fahrkarten 
kaufen. Sie erhalten geringere Lebensmittelzuteilung auf den 
Lebensmittelkarten und weniger Lohn. Der Vorarbeiter kann 
vom Züchtigungsrecht Gebrauch machen. Sie dürfen keinerlei 
Kontakt mit Deutschen haben und Geschlechtsverkehr wird mit 
Todesstrafe bestraft.

Polen-Erlass
Die Rechte der polnischen Arbeitskräfte werden mit dem 
Polen-Erlass 1940 geregelt. Sie dürfen den Aufenthaltsort nicht 
verlassen, sie dürfen kein Geld, Wertgegenstände, Feuerzeug, 
Fotoapparat und Fahrrad besitzen, sie haben eine Ausgangs-
sperre ab Dämmerung und dürfen keine öffentlichen Verkehrs-
mittel benützen. Sie erhalten schlechtere Verpflegung und weni-
ger Lohn. Sie dürfen keinerlei Kontakt mit Deutschen haben. Sie 
müssen einen Stoffaufnäher mit einem „P“ tragen.

Reichsmark
Die Reichsmark wird 1924 in Deutsch-
land eingeführt. Das Kaufkraftäqui-
valent einer Reichsmark aus 1937 
wird 2019 mit 4,10 EUR bewertet. 
Das Umtauschverhältnis nach dem 
Anschluss Österreichs von Schilling zu 
Reichsmark beträgt 1,5 S =1 RM

Sklavenarbeiter
In den Nürnberger Prozessen wird dieser Begriff für alle in das 
Deutsch Reich Verschleppten verwendet. In den 1990er Jahren 
bei den Entschädigungsvergütungen werden damit nur die 
KZ-Häftlinge bezeichnet, die extrem ausgebeutet werden. Der 
Tod der Arbeiter wird in Kauf genommen bzw. ist erwünscht.

Zwangsarbeit
Der Begriff Zwangsarbeit wird unterschiedlich verwendet. 
Auch die Form des Zwanges ist unterschiedlich. So werden der 
Zwang und die Arbeitsbedingungen nach den Hierarchien der 
Ethnie („Rasse“) politisch und sozial ausgeübt. An der oberen 
Hierarchie stehen die „germanischen Brüdervölker“ (Flamen, 
Dänen, Norweger, Niederländer), dann die Westeuropäer (Fran-
zosen, Belgier und Italiener), gefolgt von Tschechen, Slowaken 
und Polen, die Ostarbeiter (Sowjetunion mit Bevorzugung der 
Bewohner des Baltikums). Die KZ-Häftlinge und die Juden sind 
auf der untersten Stufe der Hierarchie.
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